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Die im März 2025 beschlossene Grundgesetzänderung für das Finanzpaket erwei-
tert die Spielräume der deutschen Finanzpolitik ganz erheblich: Erstens gibt es eine 
Ausnahme von der Schuldenbremse für Verteidigungsausgaben, die oberhalb von 
1 % des BIP mit Krediten finanziert werden dürfen. Zweitens steht für zwölf Jahre ein 
großes kreditfinanziertes Sondervermögen in Höhe von 500 Mrd. Euro für Infrastruk-
turinvestitionen und Klimaschutz zur Verfügung. Drittens erhalten die Länder eine 
strukturelle Verschuldungsmöglichkeit von jährlich 0,35 % des BIP. Das Finanzpaket 
bedeutet eine wirkliche Zeitenwende. Nach vielen Jahren der kontroversen finanz-
politischen Debatten ist die Schuldenbremse nun tatsächlich massiv reformiert und 
gelockert worden. Für die Finanzpolitik ist dies ein Befreiungsschlag. Nach dem jah-
relangen lähmenden Haushaltsstreit in der Ampel-Koalition, die sich auf Betreiben ih-
res FDP-Finanzministers Christian Linder mutwillig um jegliche Spielräume gebracht 
hatte und am Ende wegen der Uneinigkeit über wenige Milliarden Euro zerbrach, ver-
fügt die neue Bundesregierung jetzt über massive Spielräume. Sie kann sie nutzen, 
um Versäumnisse in zentralen Bereichen wie Verteidigungsfähigkeit, Infrastruktur, 
Klimaschutz und Bildung anzugehen und das Land zu modernisieren. Expansive fis-
kalpolitische Impulse sind zudem entscheidend für die Überwindung der durch den 
Corona- und den Energiepreisschock herbeigeführten Stagnationskrise.

Gewiss wird die konkrete Umsetzung herausfordernd: Kann ein umfangreiches Rüs-
tungsprogramm angesichts der notorischen Probleme im Beschaffungswesen der 
Bundeswehr gelingen? Können die Infrastrukturinvestitionen zügig umgesetzt wer-
den oder scheitert alles an langsamen Planungs- und Genehmigungsverfahren oder 
begrenzten Kapazitäten in der Bauindustrie, sodass es starke Preisschübe gibt? Sol-
che besorgten Fragen sind legitim. Sie basieren allerdings auf den Erfahrungen der 
Vergangenheit, als öffentliche Investitionen – auch aufgrund der Politik der „schwar-
zen Null“ – häufig nach Kassenlage und unstetig erfolgten. Die Tatsache, dass nun die 
finanziellen Voraussetzungen vorhersehbar über einen längeren Zeitraum gegeben 
sind, dürfte sowohl die Planbarkeit als auch den Kapazitätsaufbau begünstigen. Bei 
aller Freude und Erleichterung über die Chancen der finanzpolitischen Zeitenwende 
sind dennoch mindestens vier durchaus ernsthafte Schönheitsfehler festzustellen. 

Erstens ist das Finanzpaket konzeptionell genau falsch herum aufgesetzt. Eine dau-
erhafte Kreditfinanzierung weiter Teile der großenteils konsumtiven Verteidigungs-
ausgaben lässt sich ökonomisch kaum rechtfertigen. Eigentlich wäre für die Verteidi-
gungsausgaben ein vorübergehendes Sondervermögen sinnvoll gewesen, während 
dauerhaft eine Finanzierung aus den laufenden Einnahmen angezeigt gewesen wä-
re. Genau umgekehrt ist es bei den öffentlichen Investitionen in die Infrastruktur, die 
nur auf zwölf Jahre befristet und nominal in der Höhe begrenzt über das Sonderver-
mögen abgebildet sind. Bei ihnen wäre gemäß der goldenen Regel der öffentlichen 
Investitionen durchaus eine dauerhafte Kreditfinanzierungsmöglichkeit in Höhe der 
Nettoinvestitionen sinnvoll gewesen. Zwar ist es angesichts der empfundenen militä-
rischen Bedrohungslage politisch verständlich, durch eine dauerhafte Ausnahme der 
Verteidigungsausnahmen von der Schuldenbremse ein starkes Signal der Entschlos-
senheit zu senden. Es ist jedoch klar, dass es nicht sinnvoll sein kann, zusätzlich zur 
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Regelgrenze der Schuldenbremse von nun 0,7 % des BIP für Bund und Länder zwei 
bis drei oder sogar mehr Prozent des BIP an Verteidigungsausgaben dauerhaft über 
Kredite zu finanzieren. Dies liefe auf Schuldenstände oberhalb von 100 % des BIP 
hinaus. Der neuen Bundesregierung mangelt es offensichtlich aktuell noch an einem 
langfristig nachhaltigen – auch einnahmeseitigen – Finanzierungskonzept.

Zweitens ist die volle Ausschöpfung der nach der Reform dauerhaft zulässigen Ver-
schuldung mittelfristig nicht mit den aktuellen EU-Fiskalregeln zu vereinbaren, die 
Obergrenzen von 1,5 % des BIP für das strukturelle Defizit und von 60 % des BIP 
für die Schuldenstandsquote vorsehen. Zwar kann man an den willkürlichen Grenzen 
der EU-Fiskalregeln auch nach der jüngsten Reform berechtigte Kritik üben. Es wirft 
aber ein schlechtes Licht auf Deutschland als EU-Partner, wenn es bei der Reform 
zunächst auf möglichst große Strenge drängt, um dann aus rein nationalen Motiven 
eine 180-Grad-Wende einzuleiten. Die Bundesregierung muss die EU-Perspektive 
mitdenken und konstruktiv an einer Reform der EU-Fiskalregeln oder alternativen Lö-
sungen auf EU-Ebene mitwirken, die allen Mitgliedstaaten und nicht nur Deutschland 
die auch im europäischen Sinn notwendigen Ausgaben ermöglichen.

Drittens gewährleistet das Finanzpaket nicht in ausreichendem Maße die Zusätzlich-
keit der kreditfinanzierten Verteidigungs- und Infrastrukturausgaben. Deren volles 
Wachstumspotenzial kann nur ausgeschöpft werden, wenn insbesondere das Son-
dervermögen möglichst investiv und zusätzlich verausgabt wird. Zwar gibt es Vor-
kehrungen für die Zusätzlichkeit: So müssen Verteidigungsausgaben von 1 % des 
BIP ohne Kredite finanziert werden, und die Investitionsquote im Kernhaushalt muss 
mindestens 10 % betragen. Im Vergleich mit Vergangenheits- oder Planwerten sind 
diese Werte jedoch deutlich zu gering angesetzt, sodass erhebliche Spielräume im 
Kernhaushalt entstehen. Wenn diese Spielräume für konsumtive Zwecke genutzt 
werden, wird die makroökonomisch positive Wirkung des Finanzpakets gemindert; 
im Extremfall könnte sie ganz verpuffen. Insofern wären ehrgeizigere Vorgaben für 
Zusätzlichkeit und investive Verwendung angezeigt. Allerdings ist eine gedachte, 
aber zuvor gar nicht finanzierbare Planung kaum ein sinnvoller Ausgangspunkt zur 
Bestimmung der Zusätzlichkeit: Wenn am Ende Mittel zweckentfremdet werden, ist 
das zwar gemessen am Ideal schlecht, wenn es aber hilft, gravierende Kürzungen 
und damit eine unnötig restriktive Finanzpolitik zu vermeiden, kann das sinnvoll sein. 
Das gilt insbesondere für die Länder und vor allem die Kommunen, deren finanzielle 
Lage bereits seit 2023 prekär ist. Die jüngste Steuerschätzung brachte für die Kom-
munen gegenüber der vorherigen Schätzung bis 2029 Mindereinnahmen von 27 Mrd. 
Euro. Dies sollte für den Bund eine Mahnung sein, dass insbesondere die Finanzlage 
der Kommunen und deren aufgabengerechte Finanzierung deutlich mehr Aufmerk-
samkeit verlangen.

Viertens schließlich sind einige der konkreten Maßnahmen im Koalitionsvertrag pro-
blematisch. Zwar ist z. B. der schon kurzfristig geplante Investitionsbooster über ver-
günstigte Abschreibungsregelungen grundsätzlich wünschenswert, berücksichtigt 
aber nicht die erheblichen kontraproduktiven Steuerausfälle insbesondere bei den 
Kommunen. Manche der anderen Maßnahmen, wie etwa die Senkung der Gastro-
Mehrwertsteuer, die Erhöhung der Pendlerpauschale, die Mütterrente oder die Agrar-
dieselvergünstigung sind schon für sich genommen kritikwürdig und wären, falls aus 
dem Finanzpaket finanziert, eine Verschwendung kostbarer Ressourcen.

Die Bundesregierung hat es in der Hand, möglichst viele der Schönheitsfehler durch 
die konkrete Umsetzung des Finanzpakets sowie die vorgesehene grundsätzliche 
Reform der Schuldenbremse noch zu beseitigen, damit die große Chance der Zeiten-
wende auch tatsächlich genutzt wird.
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Digitalministerium

BMDS nimmt Fahrt auf

Seit Jahren haben verschiedene Akteure und Institutio-
nen, darunter die Expertenkommission Forschung und 
Innovation (EFI), darauf gedrängt, ein Bundesministerium 
für Digitalisierung einzurichten. Zum einen, um diesem 
Thema die notwendige Priorität zu widmen, zum anderen, 
damit der Digitalminister oder die Digitalministerin dieses 
Thema auf Augenhöhe mit den Kolleg:innen anderer Res-
sorts vertreten kann. So schreibt die EFI in ihrem Policy 
Brief 02/2021: „Die Aufgabe eines Digitalministeriums wä-
re es, die großen Linien der digitalen Transformation und 
ihrer Chancen im Blick zu haben, Strategien zu entwickeln, 
diese koordinierend interministeriell voranzutreiben und 
deren Umsetzung zu verfolgen.“ Der Zuschnitt des neuen 
Ministeriums für Digitalisierung und Staatsmodernisierung 
(BMDS) wirkt dahingehend überzeugend. Als Themenfel-
der wurden identifiziert: Digitaler Staat, Staatsmoderni-
sierung, Digitale Wirtschaft, Digitale Souveränität, Digitale 
Infrastruktur sowie Internationale Digitalpolitik.

Nach der jahrelang schleppend verlaufenden digitalen 
Transformation der öffentlichen Verwaltung ist es konse-
quent, dass deren Digitalisierung inklusive Onlinezugangs-
gesetz und Normenkontrollrat sowie die IT-Beschaffung 
des Bundes jetzt beim BMDS liegen. Zu begrüßen ist zu-
dem der Zustimmungsvorbehalt des BMDS für alle we-
sentlichen IT-Ausgaben des Bundes. Hier bleibt abzuwar-
ten, wie dieser konkret umgesetzt wird. Zudem sollte dem 
BMDS ein Digitalbudget zugeordnet werden. Die digitale 
Verwaltung wird sich nur durch eine konstruktive Abstim-
mung mit Ländern und Kommunen realisieren lassen. Hier 
sorgt die seit Kurzem bestehende Digital-Minister-Konfe-
renz der Länder zumindest dafür, dass alle Ländervertreter 
an einem Tisch zusammenkommen und damit Entschei-
dungen schneller und im Sinne der Einheitlichkeit getrof-
fen werden können. Für die Digitalpolitik, in der es darum 
geht, rechtliche Rahmenbedingungen auf EU-Ebene zu 
gestalten und dann auf nationaler Ebene umzusetzen, ist 
eine Bündelung der Zuständigkeiten in einem Ministerium 
ebenfalls angebracht. Dass die Datenpolitik beim Innenmi-
nisterium verbleibt, mag im Sinne eines kohärenten regula-
torischen Rahmens zum Nachteil werden. Hier wird es eine 
gute Koordination brauchen.

Auch wenn die großen Themenfelder klar identifiziert sind, 
verbirgt sich dahinter eine Vielzahl detaillierter Aufgaben. 
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Allein die weitere Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes 
stellt eine Mammutaufgabe dar. Insofern ist die Aussage 
des Digitalministers richtig, es gelte nun „brutal zu prio-
risieren“. Vom Minister bereits angekündigt wurden der 
flächendeckende Ausbau von Glasfaser und 5G, eine ein-
heitliche IT-Infrastruktur oder der „Deutschland-Stack“ 
mit Basiskomponenten wie Cloud- und IT-Diensten und 
klar definierten Schnittstellen mit Fokus auf Cybersicher-
heit. Ebenso auf der Agenda steht die Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für die Digitalisierung der Wirt-
schaft, um die Chancen von künstlicher Intelligenz und di-
gitaler Geschäftsmodelle besser nutzen zu können. Und 
das unter Wahrung von Datenschutz und Datensicherheit.

Erste Maßnahmen, die bereits umgesetzt oder eingeleitet 
wurden: Der Bundestag beschloss Ende Mai 2025, dass 
für Telekommunikationsnetze künftig überragendes öf-
fentliches Interesse gelten soll, zunächst bis Ende 2030. 
Dies soll den Ausbau von Glasfaser und 5G beschleuni-
gen, unter anderem durch schnellere Genehmigungs-
verfahren. Das wird aber nicht das Problem lösen, dass 
oft mangelnde Nachfrage nach Glasfaser den Ausbau 
hemmt. Des Weiteren wurde eine Rechtsgrundlage für die 
Bund und Länder übergreifende Zusammenarbeit bei der 
Verwaltungsmodernisierung beschlossen. Das National-
Once-Only-Technical-System (NOOTS) soll künftig eine 
sichere und effiziente Vernetzung von Verwaltungsdaten 
ermöglichen. Für Bürger:innen würde dies bedeuten, 
dass persönliche Daten nur einmal in das IT-System ein-
gegeben werden.

Auch für weitere Themenfelder gilt es natürlich konkre-
te Ziele und Maßnahmen zu definieren und umzuset-
zen, insbesondere für die digitale Souveränität. Jedoch 
sind die ersten Schritte wichtig, um zu zeigen, dass das 
BMDS bereits jetzt handlungsfähig ist. Es wurden große 
Bedenken geäußert, dass es zu lange dauern würde, bis 
ein Digitalministerium – aufgebaut „from scratch“ – auch 
handlungsfähig sein würde. Aber vielleicht liegt gerade 
hier ein bedeutender Vorteil: Der Aufbau einer gänzlich 
neuen Einheit, die sich losgelöst von etablierten Struk-
turen entwickeln kann und in der sich Fachexpert:innen 
aus Wirtschaft und Politik mit dem richtigen Spirit zusam-
mentun, um die digitale Transformation voranzutreiben. In 
ihren Empfehlungen hat die EFI darauf hingewiesen, dass 
mit einem Digitalministerium „neuer Prägung“ die Chance 
genutzt werden sollte, „moderne Strukturen und Prozes-
se der Governance“ zu schaffen, die „auf ein projektbezo-
genes Arbeiten ausgerichtet“ sind.  Hoffen wir, dass dem 
neuen Ministerium gelingt, woran vorherige Ressorts ge-
scheitert sind.

Prof. Dr. Irene Bertschek
ZEW – Leibniz-Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung

https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de
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Gastro-Mehrwertsteuer

Keine überzeugenden Gründe

Die Frage, ob im Haus (bisher 19 % Umsatzsteuer) oder 
zum Mitnehmen (bisher 7 %), wird vermutlich bald an 
Bedeutung verlieren. Im Koalitionsvertrag steht wört-
lich: „Die Umsatzsteuer für Speisen in der Gastronomie 
wird zum 01.01.2026 dauerhaft auf sieben Prozent re-
duziert.“

Man könnte meinen, ein Kuriosum des Umsatzsteu-
erwesens weniger, wenn Speisen in der Gastronomie 
gleich denen im Einzelhandel besteuert werden. Zu-
gleich war die Gastro-Branche in den vergangenen Jah-
ren durchaus zahlreichen Herausforderungen ausge-
setzt, sodass der warme Regen „Steuersenkung“ hier 
sicherlich einiges an Erleichterung bringen wird.

Doch schaut man genauer hin, fällt auf, dass die Lage 
in vielen anderen Branchen deutlich angespannter ist 
als in der Gastronomie. Insbesondere das Verarbeiten-
de Gewerbe und die exportorientierten Unternehmen 
stehen aktuell unter Druck. In den vergangenen Jahren 
haben sie international massiv an Wettbewerbsfähigkeit 
verloren. Der internationale Wettbewerbsdruck ist in der 
Gastronomie hingegen naturgemäß weniger stark aus-
geprägt.

Brisant ist eine steuerliche Schützenhilfe, die nur einer 
bestimmten Branche zugutekommt, weil sie implizit 
von allen anderen getragen werden muss. Mit den gut 
4 Mrd. Euro pro Jahr hätten schließlich andere Zwecke 
finanziert werden können, die deutlich mehr oder so-
gar allen Branchen genutzt hätten. Dies gilt auch dann, 
wenn wie aktuell der Kreditrahmen der öffentlichen 
Haushalte merklich geweitet wurde. Kreditfinanzierung 
entbindet nicht von einer effizienten Mittelverwendung, 
sondern macht diese vielmehr noch dringlicher.

Die Erleichterung der einen ist somit zumindest impli-
zit die Belastung der anderen. Stellen Sie sich einfach 
vor, der Betrag wäre dazu genutzt worden, die Einkom-
mensteuer zu senken. Das hätte allen Branchen und 
vielen Menschen geholfen, insbesondere hätte es die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit deutlich stärker 
verbessert als eine Senkung der Umsatzsteuer. Nun ist 
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zwar auch die Umsatzsteuer eine Belastung der wirt-
schaftlichen Aktivität – die Vorstellung, dass sie nur den 
Konsum trifft und keinerlei Einfluss auf Leistungsanreize 
hat, ist unterkomplex. Der landläufig gebräuchliche Na-
me „Mehrwertsteuer“ deutet das an: Es ist eine Steuer 
auf den „Mehrwert“ bzw. die Wertschöpfung. Doch zum 
einen verzerrt die Umsatzsteuer, anders als die Einkom-
mensteuer, Spar- und Investitionsentscheidungen nicht 
– sie relativ zur Einkommensteuer zu reduzieren, ist aus 
dieser Sicht also nicht zu empfehlen – und zum ande-
ren geht es nicht um eine Reduktion des allgemeinen 
Satzes, sondern um sehr spezielle Güter. Es gibt also 
eine klare Umverteilungskomponente dieser Steuer-
senkung zwischen den Branchen und zwischen den 
Konsument:innen.

Wo und wie die Umverteilung stattfindet, hängt wesent-
lich davon ab, wer die Steuer ökonomisch trägt, oder 
anders gesagt, in welchem Ausmaß der reduzierte Steu-
ersatz über reduzierte Preise an die Konsument:innen 
weitergereicht wird. Als Daumenregel hat sich etab-
liert, dass eine Veränderung der Umsatzsteuer zu 70 % 
in den Konsumentenpreis eingeht. Allerdings gibt es 
Hinweise, dass Steuersatzerhöhungen deutlich stärker 
weitergereicht werden als -senkungen. Grob gesagt ist 
es plausibel, dass sich Restaurantbesucher:innen und 
Restaurantbesitzer:innen die gut 4 Mrd. Euro in etwa 
hälftig teilen werden.

Da die Ausgaben für Restaurantbesuche relativ zum 
Einkommen mit demselben tendenziell zunehmen, ist 
davon auszugehen, dass das Stück des Kuchens, das 
an die Konsument:innen fällt, überwiegend auf den Ti-
schen gutverdienender Haushalte serviert werden wird. 
Anders als bei der Senkung des allgemeinen Satzes der 
Umsatzsteuer dürfte die Reduktion des Steuersatzes in 
der Gastronomie noch nicht mal progressive Umvertei-
lungseffekte auslösen. Das Gegenteil ist wahrschein-
lich.

Es gibt somit insgesamt keine überzeugenden kon-
junkturellen oder strukturellen noch sozialpolitischen 
Gründe, die Umsatzsteuer in der Gastronomie zu sen-
ken. In den „fetten Jahren“ vor der Coronapandemie 
wäre sie vielleicht mit einem Achselzucken hinnehmbar 
gewesen; aber aktuell, da angesichts des demografi-
schen Wandels ein effizientes und leistungsorientierte-
res Steuer- und Transfersystem dringender ist denn je, 
bleibt sie eine Maßnahme, die aus der Zeit gefallen ist: 
ein Geschenk an die Wenigen, für das alle etwas bezah-
len müssen.

Prof. Dr. Jens Boysen-Hogrefe
Kiel Institut für Weltwirtschaft

https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de
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USA

Vierpunkteplan für ein Brain Gain

Das Trump-Regime greift die unabhängige Wissenschaft 
in den USA auf mindestens vier Ebenen an: 1) Willkürli-
che Kürzungen von Drittmitteln, die bereits vom Kongress 
genehmigt und von unabhängigen Gremien der Wissen-
schaft zugeteilt waren; 2) unkontrollierte Regulierung ge-
gen (real existierenden) Antisemitismus auf US-Campi – 
übrigens eine Maßnahme, die zuvor von den Demokraten 
genutzt wurde, um ihre Diversity, Equity & Inclusion (DEI) 
Agenda durchzusetzen; 3) Besteuerung der Erträge aus 
den Stiftungsvermögen privater Universitäten sowie die 
Androhung der Aberkennung des steuerrechtlichen Sta-
tus als gemeinnützige Institutionen; und 4), das am Ende 
schärfste Schwert, die Einwanderungspolitik, die im US-
System nahezu ausschließlich in der Zuständigkeit der 
Exekutive liegt und die es den US-Universitäten nahezu 
unmöglich machen wird, ihre Talente global zu rekrutie-
ren. Dieser vierfache Angriff auf die Wissenschaft passt 
zu anderen Politikmaßnahmen des Trump-Regimes wie 
die Attacken gegen die Kunst, die Presse und die Justiz, 
welche auf die Zerstörung wichtiger Säulen der liberalen 
republikanisch-demokratischen Grundordnung abzielen. 
Diese Politiken sind nicht nur antithetisch zur propagier-
ten „America First“-Agenda, vor allem mit dem Angriff 
auf die Wissenschaft wird ein wichtiger Wachstums- und 
Innovationsmotor der USA eventuell für immer zerstört, 
sondern sie werden auch die Geschwindigkeit des wis-
senschaftlichen und technischen Fortschritts weltweit 
verlangsamen, denn es ist unwahrscheinlich, dass ande-
re Länder diesen Ausfall zumindest kurz- und mittelfristig 
kompensieren. Selbst bei einem Erdrutschsieg der De-
mokraten bei den Wahlen in den Jahren 2026 und 2028 
wird eine junge Wissenschaftlerin, die ihre Karriere in den 
USA beginnen könnte, abwägen, ob nicht in vier Jahren 
wieder ein trumpeskes Regime an die Macht kommt.

Was kann Deutschland tun? Zunächst einmal muss vor 
übertriebenen Erwartungen gewarnt werden. Die Vor-
stellung, Deutschland könne den Brain Drain von 1933 ff., 
unter dem sein Wissenschaftssystem heute immer noch 
leidet, jetzt schnell korrigieren, ist unrealistisch. Auch in 
Deutschland geht es politisch prekär zu, wenn ein gutes 
Fünftel der Wählerstimmen auf eine rechtsextremistische 
Partei entfallen, macht das den Wissenschaftsstandort 
Deutschland nicht attraktiver.
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Erstens sollten sich Brain-Gain-Maßnahmen zunächst an 
diejenigen jungen Forscher:innen richten, die weltweit oh-
nehin vor einem Übergang stehen: fertige Bachelor- und 
Masterstudenten, Pre-Docs, PhD-Studenten, Post-Docs 
und Assistenzprofessoren. Diese Flüsse finden sowieso 
statt und sollten recht einfach nach Deutschland umleit-
bar sein. Meist ist auf diesen Karrierestufen die Mobilität 
höher. Hinzu kommt auch die schnöde Kalkulation, dass 
Nachwuchswissenschaftler:innen weniger pro Kopf kos-
ten als etablierte Professor:innen.

Das bedeutet, zweitens, nicht, dass man nicht auch 
gezielt versuchen sollte, etablierte und renommierte 
Starprofessor:innen anzuwerben. Deutschlands strategi-
scher Bedarf sollte die Richtung diktieren: Bereiche wie 
Militärtechnik, KI, Quantencomputing, Robotik, Steue-
rungs- und Regelungstechnik, Medizin- und Pharmafor-
schung. Die experimentelle und laborintensive Forschung 
in den USA sind besonders durch die Drittmittelkürzun-
gen betroffen. Diese Maßnahme muss in Form eines ge-
zielten Headhuntings organisiert werden. Hierfür ist eine 
agile Task Force aus dem Bundesministerium für For-
schung, Technologie und Raumfahrt, der Hochschulrek-
torenkonferenz, dem Wissenschaftsrat und den Wissen-
schaftsgesellschaften erforderlich.

Drittens werden deutlich mehr finanzielle Mittel benötigt. 
Allein das Jahresbudget meiner relativ kleinen, privaten 
Universität betrug 2024 1,6 Mrd. US-Dollar, wogegen die 
Mittel etwa der Exzellenzinitiative vergleichsweise gering 
aussehen. Ist Deutschland wirklich bereit, statt Mütter-
rente und Gastronomiemehrwertsteuer mehr in die Wis-
senschaft zu investieren? Noch wichtiger wird es sein, die 
Verwaltungsverrechtlichung und Bürokratie der deutschen 
Universitäten zumindest partiell und lokal aufzuheben. 
Hier wird man Öffnungsklauseln und Reallabore brauchen, 
damit das deutsche Universitätssystem mittelfristig lernen 
kann, welche Regulierungen wirklich nötig sind.

Viertens braucht es genau das Out-of-the-Box-Denken, 
das, durchaus überraschend, Kulturstaatsminister Wolf-
ram Weimer an den Tag legte, als er Harvard anbot, eine 
Dependance in Deutschland einzurichten. Dies ist eine 
niedrigschwellige Idee, für die Deutschland erst einmal 
nur großzügige Visaregeln bereitstellen müsste. Denn vie-
le US-Eliteuniversitäten haben – aus den Hochtagen der 
Globalisierung – solche Dependancen bereits. Eine Kofi-
nanzierung könnte das Angebot noch attraktiver machen. 
Das löst ein konkretes Problem, indem sie den vierten 
Schlag des Trump-Regimes gegen die Wissenschaft über 
die Einwanderungspolitik wenigstens partiell parieren.

Prof. Rüdiger Bachmann
University of Notre Dame (Indiana, USA)
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Klimapolitik

Soziale Gerechtigkeit stärken

Das Zweijahresgutachten des Expertenrats für Klimafra-
gen (2025) analysiert erstmals – auf Basis des erweiter-
ten Mandats nach der Novelle des Klimaschutzgesetzes 
– neben der Emissionsentwicklung auch die sozialen 
Verteilungswirkungen von Klimaschutzmaßnahmen. Die 
Motivation ist klar: Die Transformation zur Klimaneutralität 
wird nur dann gelingen, wenn sie sozial gerecht ausge-
staltet wird. Der bestehende klimapolitische Instrumen-
tenmix in Deutschland verfehlt dieses Ziel jedoch bislang 
weitgehend und die sozialen Verteilungswirkungen von 
Klimapolitik bleiben bisher zu oft unbeachtet. Die Folge: 
Haushalte mit niedrigem Einkommen tragen verhältnis-
mäßig höhere Lasten, während wohlhabendere Gruppen 
überproportional von Förderungen profitieren.

Diese soziale Schieflage manifestiert sich besonders 
deutlich bei steigenden Preisen für fossile Energieträger 
infolge der CO₂-Bepreisung. Diese trifft einkommens-
schwache Haushalte überdurchschnittlich stark – nicht 
nur, weil sie einen größeren Anteil ihres Einkommens für 
Energie aufwenden müssen, sondern auch, weil ihnen 
häufig die Mittel fehlen, auf emissionsärmere Alternativen 
umzusteigen. So entsteht ein fossiler Lock-in: Die Ener-
giewende schreitet voran, doch ein Teil der Gesellschaft 
bleibt zurück. Ohne gezielte Unterstützung droht eine 
strukturelle Verfestigung von Energiearmut – mit weit-
reichenden sozialen und politischen Konsequenzen. Um 
diese Dynamiken zu durchbrechen, bedarf es eines ko-
härenten Politikrahmens, der soziale Ausgleichsmecha-
nismen zu einem integralen Bestandteil der Klimapolitik 
macht. Der Expertenrat identifiziert hier vier Bausteine: 
den Ausbau einer mit den Treibhausgasminderungszielen 
kompatiblen öffentlichen Infrastruktur und Daseinsvorsor-
ge, sozial differenzierte Förderprogramme, regulatorische 
Maßnahmen sowie direkte finanzielle Kompensation.

Der Ausbau öffentlicher Daseinsvorsorge – etwa im Nah-
verkehr oder in der Wärmeversorgung – ist ein zentraler 
Hebel, um emissionsarme Alternativen auch für jene zu-
gänglich zu machen, die nicht über die Ressourcen für 
individuelle Lösungen verfügen. Ein verbesserter ÖPNV 
oder eine flächendeckende Fernwärmeinfrastruktur schaf-
fen nicht nur klimapolitische Vorteile, sondern auch soziale 
Mehrwerte: reduzierte Luftschadstoffe, geringere Lärm-
belastung, mehr Teilhabechancen. Daneben sind gezielt 

DOI: 10.2478/wd-2025-0101

Wirtschaftsdienst, 2025, 105(6), 395

JEL: Q58, I38, H23

© 	 Der/die Autor:in 2025. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

	 Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft gefördert.

ausgestaltete Förderprogramme unerlässlich. So zeigt 
die Reform der Bundesförderung für effiziente Gebäude 
(BEG), wie durch einkommensabhängige Zuschüsse ge-
zielt Barrieren für untere Einkommensgruppen abgebaut 
werden können. Haushalte mit einem zu versteuernden 
Einkommen unter 40.000 Euro erhalten dort nun bis zu 
30 % zusätzliche Förderung für einen Heizungstausch. 
Doch dieser Weg muss weiter beschritten werden. Auch 
Beispiele aus europäischen Nachbarländern, wie das So-
cial Leasing für E-Fahrzeuge in Frankreich oder Bonus-
Malus-Systeme bei der Fahrzeugbesteuerung zeigen, wie 
sozial gerechte Anreize in der Klimapolitik wirksam gestal-
tet werden können (siehe auch Zukunft KlimaSozial, 2025).

Zentral für die gesellschaftliche Akzeptanz der CO₂-
Bepreisung ist zudem ein Lastenausgleich, der als fair 
empfunden wird. Hier bietet das Konzept eines Klimagel-
des, das die Einnahmen aus der CO₂-Bepreisung pro Kopf 
oder sozial gestaffelt an die Bevölkerung zurückgibt, eine 
pragmatische Lösung. Dabei erhöht die Einführung des 
zweiten europäischen Emissionshandels für Gebäude und 
Verkehr (EU-ETS 2) ab 2027 mit potenziell stark steigen-
den Preisen den Druck, sozial ausgewogene Maßnahmen 
rasch umzusetzen. Der europäische Klima-Sozialfonds 
sollte hier als Chance genutzt werden, vom EU-ETS 2 be-
sonders betroffene vulnerable Gruppen mit entlastenden 
Maßnahmen zu unterstützen. Neben Förderung und Aus-
gleichsmaßnahmen sind auch regulatorische Instrumente 
unverzichtbar. Das Gebäudeenergiegesetz (GEG) oder 
das CO₂-Kostenaufteilungsgesetz setzen hier wichtige 
Impulse, etwa durch die gerechtere Verteilung von Trans-
formationskosten zwischen Mietenden und Vermietenden. 

Im Zusammenspiel könnten diese vier Bausteine da-
zu beitragen, dass keine Bevölkerungsgruppe durch die 
Transformation zu einer klimaneutralen Gesellschaft in 
übermäßiger oder als ungerecht wahrgenommener Wei-
se belastet wird (siehe auch Zukunft KlimaSozial, 2024). 
Denn nur wenn alle gesellschaftlichen Gruppen an der 
Transformation positiv teilhaben können, lassen sich die 
Klimaziele langfristig erreichen. In diesem Sinne empfiehlt 
der Expertenrat, die sozialen Auswirkungen bei der Aus-
gestaltung klimapolitischer Maßnahmen künftig stärker 
mit einzubeziehen.

Dr. Brigitte Knopf
Zukunft KlimaSozial; Expertenrat für Klimafragen 

Literatur

Expertenrat für Klimafragen. (2025, 5. Februar). Zweijahresgutachten 2024.
Zukunft KlimaSozial. (2024). Eine sozial gerechte und klimaneutrale Zukunft 

sichern: 11 Thesen für eine Klimasozialpolitik.
Zukunft KlimaSozial. (2025). Beispiele für klimasoziale Maßnahmen in Europa.

https://expertenrat-klima.de/content/uploads/2025/03/ERK2025_Zweijahresgutachten-2024.pdf
https://zukunft-klimasozial.de/wp-content/uploads/2024/06/Zukunft-KlimaSozial_11-Thesen-fuer-eine-Klimasozialpolitik.pdf
https://zukunft-klimasozial.de/wp-content/uploads/2024/06/Zukunft-KlimaSozial_11-Thesen-fuer-eine-Klimasozialpolitik.pdf
https://zukunft-klimasozial.de/wp-content/uploads/2025/02/ZKSkompakt_EU_Beispiele.pdf


Wirtschaftsdienst 2025 | 6
396

Kommentar

Rentenpolitik

Koalitionsvertrag wörtlich nehmen

Die neue Regierungskoalition verspricht in ihrem Koalitions-
vertrag: „Wir werden die Alterssicherung für alle Generatio-
nen auf verlässliche Füße stellen“ (CDU/CSU & SPD, 2025, 
S. 19). Dazu werden eine Reihe von Vorhaben genannt 
und Versprechen gemacht, denen vor allem eins gemein-
sam ist: Sie bewegen sich im Rahmen des gegenwärtigen 
Systems der Alterssicherung. Sie bestätigen für die Dauer 
der Legislaturperiode die bisherige Politik (Stabilisierung 
des Rentenniveaus und keine Verschärfung der Anhe-
bung des Rentenalters), versuchen an anderen Stellen 
Probleme im gegenwärtigen System zu beheben (Versi-
cherungspflicht für Selbstständige, die als „Frühstart-
rente“ bezeichnete private Vorsorge für Schüler:innen 
sowie weitere Reformen der privaten Vorsorge) und sol-
len Anreize für Mehrarbeit setzen (Steuererleichterung für 
arbeitende Rentner:innen).

An einer Stelle schafft die Koalition aber Raum für grund-
sätzliche Fragen und weitreichende Diskussionen und 
Entscheidungen – wenn sie denn den eigenen Koaliti-
onsvertrag ernst nimmt. Sie schreibt: „In einer Renten-
kommission werden wir bis zur Mitte der Legislatur eine 
neue Kenngröße für ein Gesamtversorgungsniveau über 
alle drei Rentensäulen prüfen“ (CDU/CSU & SPD, 2025, S. 
19). Wird dieser Auftrag sorgfältig umgesetzt, bieten sich 
zwei große Chancen: Erstens in Bezug darauf, wie über 
Rentenpolitik diskutiert wird und zweitens in Hinblick auf 
Strukturfragen des Alterssicherungssystems. Denn ge-
sucht wird die Antwort auf die Frage, was eine angemes-
sene Altersversorgung in Deutschland ausmacht.

In der aktuellen Debatte über Rentenpolitik – und über 
Sozialpolitik insgesamt – kreisen die Argumente vieler 
lautstarker Akteure um Fragen der Finanzierbarkeit. Vor-
schläge etwa zum Renteneintrittsalter oder zum Leis-
tungsniveau folgen aus dem als vorrangig gewerteten Ziel 
der Beitragssatzstabilität. Der angesichts des demografi-
schen Wandels erwartete Beitragsanstieg wird als „nicht 
nachhaltig“, „nicht tragfähig“ oder „nicht generationenge-
recht“ bewertet und müsse durch Ausgabenkürzungen 
begrenzt werden. Damit wird aber das Pferd von hinten 
aufgezäumt. Der Fokus der Kommission „Gesamtversor-
gungsniveau“ bietet die Möglichkeit, Rentenpolitik wie-
der als eine soziale Frage zu betrachten. Das heißt: Ren-
tenpolitik wird nicht mehr mit dem starren Blick auf den 
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Beitragssatz gemacht. Vielmehr greift die Politik in die 
Einkommensverteilung ein, um soziale Ziele zu erreichen. 
Konkret bedeutet dies, Menschen nach ihrem Erwerbsle-
ben einen Ruhestand ohne materielle Sorgen zu ermögli-
chen. In Deutschland wird dies mit dem Begriff Lebens-
standardsicherung umschrieben (allerdings ist dies kein 
eindeutiger oder sozialrechtlicher Begriff). Wie hoch nun 
Renten ausfallen sollen, welche Risiken abgesichert sein 
sollen, was eine faire Rente nach langer Erwerbstätigkeit 
und Familienarbeit ist, auch welche Rolle Armutsvermei-
dung spielen soll – darüber lässt sich lange streiten. Aber 
es ist wichtig, diesen Streit an den Anfang der rentenpo-
litischen Diskussion zu stellen. Das heißt nicht, die Frage 
der Finanzierung zu ignorieren oder kein effektives und 
effizientes System anzustreben. Aber wenn Rentenpolitik 
kein zu erreichendes Ziel festgelegt hat, verkommt sie zu 
einem reinen „was können wir uns leisten?“ und wird blind 
für soziale Folgen. Ohne ein solches Ziel können die Sozi-
alpolitik und die Leistungsfähigkeit des aktuellen Systems 
nicht überprüft werden. Ohne ein klar definiertes Ziel, das 
es zu erreichen gilt, wird eine unzureichende Versorgung 
schlussendlich als Folge des eigenen Fehlverhaltens und 
unzureichender Eigenverantwortung dargestellt.

Der Hinweis auf eine „neue Kenngröße für ein Gesamtver-
sorgungsniveau über alle drei Rentensäulen“ birgt erheb-
liche Sprengkraft. Er zielt auf das Zusammenspiel von ge-
setzlicher Rentenversicherung, privater und betrieblicher 
Vorsorge zur Erreichung des sozialpolitischen Zwecks ab. 
Bereits heute wird im Rentenversicherungsbericht der 
Bundesregierung ein Gesamtversorgungsniveau ausge-
wiesen (Bundesregierung, 2024a, S. 40) – in den Alters-
sicherungsberichten berechnet die Bundesregierung ein 
Gesamtversorgungsniveau wieder anders (Bundesregie-
rung, 2024b, S. 179). Diese Kenngröße, die sich aus Vo-
rausberechnungen zum Rentenniveau der gesetzlichen 
Rentenversicherung (Sicherungsniveau vor Steuern) und 
einer auf Annahmen basierten Kalkulation der privaten 
Vorsorge ergibt, hat gleich mehrere Probleme.

Erstens wird das Gesamtversorgungsniveau nur für den 
Augenblick des Renteneintritts berechnet. Das ist aber 
wenig aussagekräftig. So müsste beispielsweise bei ei-
nem in Zukunft möglicherweise wieder sinkenden Niveau 
die private Vorsorge einen im Rentenbezug steigenden 
Anteil zum Gesamtversorgungsniveau liefern – um die Ni-
veausenkung tatsächlich auszugleichen, müsste die Ren-
te aus der privaten Vorsorge jährlich stärker steigen als 
die Löhne (vgl. hierzu bereits Schäfer, 2015).

Zweitens stützt sich die Vorausberechnung der Leistun-
gen der Rentenversicherung auf Annahmen, die im Ren-
tenversicherungsbericht offengelegt werden und an den 
empirischen Werten sowie dem geltenden Recht am 
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aktuellen Rand ansetzen. Nicht so die Berechnungen 
zur privaten Vorsorge: Hier wurden seit dem Anfang der 
Berechnungen stets lediglich Annahmen zu Sparbeitrag, 
Verzinsung, Kosten, Lebenserwartung und Rentendy-
namik getroffen, ohne diese mit der empirischen Evi-
denz abzugleichen (selbst die zeitweilige Absenkung der 
4 %-Zinsannahme ist nicht empirisch begründet).

Drittens werden Berechnungen sowohl für die Rentenver-
sicherung als auch für die private Vorsorge für eine Stan-
dardrentnerin bzw. einen Standardrentner durchgeführt: 
eine Person, die 45 Jahre lang zum Durchschnittsver-
dienst gearbeitet und Beiträge gezahlt hat. Während der 
Bezug in der Rentenversicherung aber eine Pflichtbei-
tragszahlung ist, ist die private Vorsorge freiwillig – und die 
Daten zeigen, dass längst nicht alle Personen vorsorgen 
(Bundesregierung, 2024a). Während also im Falle der ge-
setzlichen Rente die Frage im Raum steht, wie sehr empi-
rische Lebensläufe der Maßzahl nahekommen, stellt sich 
bei der privaten Vorsorge eher die Frage, ob die Maßzahl 
generell anwendbar ist.

Viertens fließt in die Berechnungen zur privaten Vorsorge 
der gesamte Beitrag in Leistungen zur Absicherung des 
Risikos „Langlebigkeit“ (Altersrente) und nicht in zusätzli-
che Vorsorge für den Fall der Erwerbsminderung oder des 
Todes. Diese Leistungen sind ebenso von der Niveausen-
kung der gesetzlichen Rente betroffen. Das ausgewiesene 
Gesamtversorgungsniveau im Alter ist damit überhöht, da 
die zusätzlichen Beiträge annahmegemäß allein für das 
Gesamtversorgungsniveau im Alter verwendet werden.

Fünftens sind die ausgewiesenen Messgrößen auf dieser 
Grundlage kein Leistungsziel, sondern das Ergebnis zwei-
er kumulierter Größen: einerseits des Rentenniveaus der 
Rentenversicherung gemäß der Gesetzeslage (das auf ein 
Leistungsziel geeicht sein kann, aber nicht ist); anderer-
seits der privaten Vorsorge, die in den Annahmen so ge-
eicht ist, dass ein spezifisches Gesamtversorgungsniveau 
erreicht werden kann und soll.

Für die kommende Diskussion einer „Kenngröße für ein 
Gesamtversorgungsniveau über alle drei Rentensäulen“ 
ist damit mehrerlei wünschenswert: Es muss ein echtes 
Sicherungsziel sozialpolitisch definiert werden. Anderen-
falls bleibt die Debatte auf der Ebene der reinen Bericht-
erstattung stehen. Wenn weiter die Alterssicherung im 
Mehr-Säulen-Modell verfolgt wird, müssen die Beiträge 
der einzelnen Säulen zum Sicherungsziel definiert und 
fixiert werden – und zwar gestützt auf bisherige Erfah-
rungen. Wenn die Zusage dieses Beitrags von kapitalge-
deckter, privatwirtschaftlich umgesetzter Vorsorge nicht 
geleistet werden kann, d. h., wenn sie nicht auf einen kon-
kreten, prüfbaren Beitrag zur Gesamtversorgung festzu-

legen ist –, dann sollte die Rolle von Vorsorge neben der 
gesetzlichen Rentenversicherung grundsätzlich geprüft 
werden. Für ein Berichtswesen, mit dem das Erreichen 
eines Sicherungsziels geprüft werden kann, müssen die 
entsprechenden Daten gesammelt und veröffentlicht wer-
den. Und das bedeutet in einem Mehr-Säulen-System, 
dass auch die zugesagten Leistungen, ihre Dynamisierung 
und die tatsächlichen Kosten der zusätzlichen Vorsorge in 
die Darstellungen einfließen müssen.

Wünschenswert wäre zudem, dass wie bisher im Alterssi-
cherungsbericht neben dem bzw. der Standardrentner:in 
weitere Biografien sowie noch darüber hinaus auch Leis-
tungen bei Erwerbsminderung und an Hinterbliebene aus-
gewiesen werden. Das ist mit Blick auf das Gesamtver-
sorgungsniveau deshalb so wichtig, weil im Mehr-Säulen-
Modell eine implizite, nie politisch wirklich thematisierte 
Aufgabenteilung zwischen den Säulen angelegt ist: Die 
gesetzliche Rentenversicherung reagiert flexibel auf unter-
schiedliche Lebensläufe und berücksichtigt auch Phasen 
ohne Erwerbsarbeit bzw. honoriert diese explizit („Müt-
terrente“). In der privaten und betrieblichen Vorsorge sind 
solche Elemente zwar rudimentär vorhanden (Kinderzula-
ge), sie basieren aber darauf, dass Eigenbeiträge geleistet 
werden, selbst wenn das Erwerbseinkommen wegbricht.

Es gilt nun die bestehenden Herausforderungen in der 
Rentenpolitik sozialpolitisch und zielorientiert zu lösen. 
Während einige Vorhaben der Koalition in die richtige Rich-
tung gehen (Stabilisierung des Rentenniveaus), sind ande-
re eher unnütz („Frühstartrente“, Anreize zur Weiterarbeit). 
Gleichwohl bietet der Koalitionsvertrag eine Chance – die 
Chance, das Alterssicherungssystem in einer Kommission 
systematisch zu durchdenken und Vorschläge zu machen, 
die dem eigentlichen Ziel der Rentenpolitik gerecht wer-
den, nämlich eine angemessene Absicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung zu ermöglichen!

Dr. Florian Blank, Ingo Schäfer
WSI der Hans-Böckler-Stiftung, DGB
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Kommentar

Arbeitszeiten

In Deutschland zu kurz?

Die Meldung, dass die durchschnittlichen Arbeitszeiten 
der Beschäftigten in Deutschland zu den kürzesten aller 
Industrieländer zählen, hat keinen besonderen Neuig-
keitswert (Schäfer, 2025). Seit Jahren informieren Daten 
von OECD und Eurostat über diese Tatsache. Wenn sie 
dennoch aktuell eine hohe Aufmerksamkeit findet und 
heftige öffentliche Debatten auslöst, hat das zweifellos 
mit dem sich in den kommenden Jahren weiter verknap-
penden Angebot an Arbeitskräften zu tun. Zudem ist die 
Problematisierung der als zu kurz angesehenen Arbeits-
zeit als Versuch anzusehen, die jüngst aufgekommene 
Diskussion über die Viertagewoche abzublocken. Welche 
Erkenntnisse aber können globale Durchschnittswerte 
liefern, und inwieweit taugen sie als informative Entschei-
dungsgrundlage für geeignete politische Maßnahmen, 
um mögliche Knappheiten an Arbeitskraft zu lindern? 
Der Blick auf den Durchschnittswert aller abhängig Be-
schäftigten verdeckt, wo relativ einfach zu mobilisierende 
Zeit- und Arbeitspotenziale liegen, wo außerdem längere 
Arbeitszeiten unerfüllte Wünsche von Beschäftigten ein-
lösen und zu Wohlfahrtsgewinnen führen können.

Entscheidend ist, die Arbeitszeiten von Voll- und von Teil-
zeitbeschäftigten separat zu betrachten. Beschäftigte der 
ersten Gruppe arbeiteten 2024 in Deutschland trotz par-
tieller 35-Stundenwoche durchschnittlich 40,2 Stunden 
pro Woche und damit fast genauso viel wie im EU-Durch-
schnitt (40,3 Stunden) (Eurostat, 2025). Nur unwesentlich 
kürzer als der EU-Durchschnitt (22,5 Stunden) arbeite-
ten 2023 die Teilzeitbeschäftigten mit durchschnittlich 
22,1 Stunden pro Woche. Wenn die Arbeitszeiten dieser 
beiden Beschäftigtengruppen nah an den europäischen 
Durchschnittswerten liegen, wie aber sind dann die im 
internationalen Vergleich sehr niedrigen Durchschnitts-
werte aller Beschäftigten zu erklären? Zwei Faktoren 
sind ausschlaggebend: Zum einen ist es die überdurch-
schnittlich hohe Teilzeitquote von Frauen. Mit knapp 50 % 
wird sie in Europa lediglich in den Niederlanden und der 
Schweiz übertroffen und liegt in etwa gleichauf mit der 
Quote in Österreich. Zum anderen kommt die in Deutsch-
land ebenfalls überdurchschnittlich hohe Frauenerwerbs-
tätigkeit hinzu (Frauenerwerbsquote: 74,1 % gegenüber 
dem EU-Durchschnitt von 66,3 %). Diese beiden Faktoren 
drücken den Wert der durchschnittlichen Arbeitszeit.

DOI: 10.2478/wd-2025-0103

Wirtschaftsdienst, 2025, 105(6), 398

JEL: J08, J22, J13

© 	 Der/die Autor:in 2025. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

	 Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft gefördert.

Die Gründe, warum Frauen in hohem Maße in Teilzeit arbei-
ten, sind immer wieder hinreichend problematisiert wor-
den. Gleichwohl stehen nach wie vor gravierende Hürden 
längeren Arbeitszeiten im Wege. Erfreulich ist lediglich, 
dass der Anteil der Frauen, die keine Vollzeitstelle finden 
können, innerhalb der letzten 10 Jahre von knapp 15 % auf 
gut 5 % gesunken ist. Nach wie vor aber hält das Defizit an 
Ganztagsbetreuungsplätzen für Kinder Frauen davon ab, 
länger zu arbeiten. Bei Müttern mit Kindern bis zu drei Jah-
ren liegt die Teilzeitquote bei knapp 73 %. Im Ausbau von 
Ganztagsbetreuung liegt ein wirksamer Ansatz, um das 
Arbeitsangebot zu steigern und zugleich den Wünschen 
vieler Teilzeitbeschäftigter zu entsprechen und damit de-
ren Karriere- und Einkommensperspektiven zu verbessern.

Die neue Bundesregierung will Teil- und auch Vollzeitbe-
schäftigte durch finanzielle Anreize bewegen, ihre Stun-
denzahlen aufzustocken. Im Koalitionsvertrag von 2025 ist 
vereinbart, Zuschläge für Mehrarbeit, die über die tariflich 
vereinbarte Vollzeitarbeit hinausgeht, steuerfrei zu stellen 
– ein fataler familien- und gesellschaftspolitischer Rück-
schritt. Mit diesem Vorhaben ebnet die Bundesregierung 
den Weg zurück zum Familienernährermodell. Denn vor-
rangig sind es Männer, die Überstunden leisten. Aufgrund 
ihrer durchschnittlich höheren Stundenlöhne dürften inner-
familiäre Entscheidungen das asymmetrische Zeitmuster 
bestätigen oder sogar noch verstärken. Je mehr Stunden 
ein Partner im Familienverbund Vollzeit arbeitet, desto grö-
ßer ist der Druck auf den anderen Partner, und das ist in 
aller Regel die erwerbstätige Frau, die Erwerbsarbeit zu 
begrenzen oder gar zu reduzieren.

Auch für längere Teilzeitarbeit bietet die neue Bundesre-
gierung Anreize. Steuerlich begünstigt sie Arbeitgeber, 
die eine Prämie zur Ausweitung der Arbeitszeit zahlen. 
Sinnvoll erscheint es, die finanziellen Anreize auch auf 
Minijobber:innen auszudehnen. Immerhin streben etwa 
40 % dieser Beschäftigten ein sozialversicherungspflichti-
ges Arbeitsverhältnis mit längeren Arbeitszeiten an (Schä-
fer, 2023), ein nicht geringes zusätzliches Arbeitspotenzial. 
Der Ball liegt im Feld der Arbeitgeber.

Dr. Hartmut Seifert
ehemals Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut 
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In Regionen denken: Ideen für prosperierende 
ländliche Räume
Die wirtschaftlichen Unterschiede zwischen den Regionen Deutschlands sind kleiner geworden, 
aber noch deutlich vorhanden. Im Zuge der ökologischen und digitalen Transformation könnten 
sie wieder größer werden. Aber Klimawende und Digitalisierung bergen auch Chancen – nicht 
zuletzt für den ländlichen Raum. Was kann die Politik tun, damit vom Strukturwandel alle 
Regionen profitieren? Was lässt sich aus (Miss-)Erfolgsgeschichten lernen? Und was sind 
die Voraussetzungen, damit Innovation zunehmend auf dem Land stattfinden kann? – Ein 
Zeitgespräch über die Förderung von Regionen.

In Zeiten des Strukturwandels Regionen in Deutschland besser fördern
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Title: Thinking in Regions: Ideas for Prosperous Rural Areas
Abstract: Regional differences in Germany have decreased, but are still large. The positive trend could reverse in the course of the eco-
logical and digital transformation. But climate change and digitalisation are also known to hold opportunities – not least for rural areas. 
What can politicians do to ensure that all regions benefit from structural change? What can be learnt from success (failure) stories? And 
what are the prerequisites for innovation to increasingly take place in rural areas?
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In Zeiten des Strukturwandels Regionen in 
Deutschland besser fördern
Die regionalen Unterschiede in Deutschland haben abgenommen, sind aber nach 
wie vor beträchtlich. Und sie könnten sich im Zuge der ökologischen und digitalen 
Transformation wieder vergrößern. Drei Dinge sollten deshalb getan werden: Erstens, 
die Regionalfördermaßnahmen und andere Maßnahmen mit regionaler Wirkung besser 
koordinieren. Zweitens, die finanziellen und administrativen Kapazitäten der Kommunen 
verbessern. Und drittens, die Energie- und Digitalinfrastruktur zügig ausbauen.
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Deutschland ist ein stark dezentralisierter Föderalstaat 
mit relativ großen wirtschaftlichen und sozialen Gefällen 
(Abbildung  1). Mit der Wiedervereinigung im Jahr  1990 
nahmen die regionalen Ungleichgewichte beträchtlich 
zu, da die Umstellung von Plan- auf Marktwirtschaft mit 
erheblichen strukturellen Veränderungen und hohen wirt-
schaftlichen und sozialen Anpassungskosten in den öst-
lichen Bundesländern einherging. Hinzu kam der durch 
die Globalisierung, den technologischen Fortschritt und 
die ökologische Transformation ausgelöste Strukturwan-
del, der erhebliche Auswirkungen auf einige Regionen in 
Westdeutschland hatte, wie etwa das Ruhrgebiet oder 
andere Regionen mit viel Bergbau und einer hohen Kon-
zentration an CO2-intensiven Branchen des Verarbeiten-
den Gewerbes (Dauth et al., 2014).

Im Verlauf der letzten zwei Jahrzehnte haben die regio-
nalen wirtschaftlichen Unterschiede vor allem zwischen 
den östlichen und westlichen Bundesländern deutlich ab-
genommen. Die ostdeutschen Bundesländer profitierten 
von erheblichen öffentlichen und privaten Investitionen, 
unterstützt von Regionalfördermaßnahmen des Bundes 

und der Europäischen Union (EU), Verbesserungen der 
institutionellen Qualität sowie einem guten Bildungs- und 
Berufsbildungsangebot. Dank der guten Bildung der Be-
völkerung und der hohen Forschungsqualität konnten ge-
zielt Innovationscluster entwickelt werden, die sich sehr 
positiv auf einige Regionen auswirkten, so z. B. der Halb-
leiter-Cluster in Dresden.

Die regionalen Unterschiede beim Pro-Kopf-Bruttoin-
landprodukts (BIP) der verschiedenen Kreise und kreis-
freien Städte sind aber weiterhin erheblich. Agglome-
rationseffekte und kulturelle Faktoren führten zu einer 
zunehmenden Wirtschafts- und Bevölkerungskonzentra-
tion in den größeren Metropolräumen, was auch in vie-
len anderen OECD-Ländern zu beobachten ist (OECD, 
2023a). Der sich fortsetzende Strukturwandel droht diese 
regionalen Unterschiede weiter zu vergrößern. Regionen, 
in denen CO2- oder energieintensive Branchen oder der 
Automobilsektor eine große Rolle für die Wirtschaftstätig-
keit spielen, werden von der ökologischen Transformation 
stärker belastet (OECD, 2023b).

Die ökologische Transformation wird einigen aktuell 
eher strukturschwachen Regionen im Norden und Os-
ten Deutschlands aber auch Chancen eröffnen. Aufgrund 
wetterbedingter Faktoren haben diese komparative Vor-
teile im Bereich der erneuerbaren Energien, und eine ge-
ringere Bevölkerungsdichte führt eher zur Akzeptanz von 
Solar- und Windparks. Dies könnte Unternehmen aus an-
deren Regionen anlocken, die ihre Produktion dekarboni-
sieren möchten.

Auch die Digitalisierung wird die Produktionsprozesse 
und die Arbeitswelt weiter erheblich verändern. In den 
deutschen Regionen gibt es starke Innovatoren im Be-
reich traditioneller Technologien. Die Verbreitung digita-
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Abbildung 1
Regionale Einkommensunterschiede in ausgewählten Staaten
Pro-Kopf-BIP auf regionaler Ebene, in tausend USD zu konstanten Preisen von 2015, kaufkraftbereinigt, 2021

Die OECD teilt Länder für regionale Vergleiche in sogenannte „Territorial Levels“ (TL) ein — meist in 3 Ebenen: TL1 für größte Regionen, TL2 für mittlere 
Regionen, TL3 für kleinste Regionen. In Deutschland entsprechen die TL3-Regionen den Kreisen. Berücksichtigt sind nur Länder, für die auf TL3-Ebene 
aufgeschlüsselte regionale Daten vorliegen. Die nationalen Durchschnittswerte sind nach Einwohnerzahl der TL3-Regionen gewichtet. 

Quelle: OECD (2024a).

ler Technologien wird jedoch immer noch durch fehlende 
digitale Kompetenzen und einen schlechten Zugang zu 
schnellem Breitbandinternet behindert. Die sehr hete-
rogenen demografischen Trends drohen die regionalen 
Ungleichheiten ebenfalls zu vergrößern. In einigen wirt-
schaftsschwachen Regionen wird die Bevölkerung Prog-
nosen zufolge in den nächsten zwei Jahrzehnten noch-
mals um mehr als 10 % zurückgehen, was den Fachkräf-
temangel verschärfen, die unternehmerische Tätigkeit 
bremsen und die Kosten der Daseinsvorsorge erheblich 
erhöhen könnte.

Vor diesem Hintergrund gilt es, in drei großen Politikberei-
chen zu handeln:

1) Regionalfördermaßnahmen und andere Maßnahmen 
mit regionaler Wirkung besser koordinieren

Umfangreiche Transfers zwischen den verschiedenen 
staatlichen Ebenen haben das Ziel, gleichwertige Le-
bensverhältnisse in allen Teilen Deutschlands zu sichern. 
Ein Großteil dieser Mittel wird jedoch nicht hinreichend 
koordiniert und fließt nicht in die Regionen, in denen der 
Bedarf am größten ist (Abbildung 2). Die meisten Trans-
fers erfolgen innerhalb der Länder über kommunale Fi-
nanzausgleichssysteme, die die Kommunen durch Zu-
weisungen für die Finanzierung von öffentlichen Dienst-
leistungen und Verwaltungsstrukturen sowie öffentlichen 

Investitionen unterstützen (Thöne & Bullerjahn, 2020). Der 
Länderfinanzausgleich sowie die allgemeinen Bundeser-
gänzungszuweisungen (BEZ) an bestimmte Länder ver-
ringern die Unterschiede bei der Finanzkraft der Länder. 
Darüber hinaus gibt es zweckgebundene Finanzhilfen des 
Bundes für von den Ländern oder Gemeinden mitfinan-
zierte Vorhaben, um kommunale Investitionen in Berei-
chen wie Forschung, Digital- und Verkehrsinfrastruktur, 
öffentlicher Verkehr, Stadtentwicklung, Bildung, Kin-
derbetreuung und Wohnungsbau zu sichern. Alle diese 
Transfers zwischen den verschiedenen staatlichen Ebe-
nen haben erhebliche Verteilungseffekte auf die Länder 
und ihre Kommunen und verbessern die Rahmenbedin-
gungen für die lokale Wirtschaftsentwicklung, sie gelten 
allerdings nicht als Regionalfördermaßnahmen.

Ziele der regionalen Wirtschaftsförderung werden direkt 
über das Gesamtdeutsche Fördersystem für struktur-
schwache Regionen (GFS) verfolgt. Die Mittel aus dem 
GFS sind deutlich weniger umfangreich (0,1 % des BIPs, 
im Vergleich zu 1,3 % bei den Kofinanzierungsmitteln), 
und eine Koordination mit den anderen Finanztransfers 
findet nicht statt. Über die GFS-Programme werden In-
vestitionszuschüsse, lohnkostenbezogene Zuschüsse, 
zinsverbilligte Kredite sowie Fördermittel für Forschung 
und Entwicklung, Weiterbildungsmaßnahmen und Digita-
lisierung für Unternehmen sowie Mittel für die öffentliche 
Infrastruktur gewährt. Die Mittel werden von sieben Bun-
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desministerien über 16  Förderprogramme bereitgestellt 
und zu großen Teilen nach dem sogenannten Regionalin-
dikatorenmodell auf strukturschwache Regionen verteilt. 
Dieses Indikatorenmodell misst die Produktivität und die 
Beschäftigungsergebnisse, die Qualität der Infrastruktur 
und die demografischen Aussichten. Dieser inländische 
Rahmen für die Regionalförderung wird durch Mittel für 
Übergangsregionen aus der europäischen Kohäsionspo-
litik ergänzt, die mehrheitlich von den Ländern verwaltet 
werden und an Kommunen, Forschungseinrichtungen so-
wie kleine und mittlere Unternehmen (KMU) gehen.

Bessere Abstimmung und Zielgenauigkeit dieser ver-
schiedenen Transfers bietet erhebliches Potenzial, die 
Ausgabeneffizienz zu steigern und den Bürokratieauf-
wand zu verringern. Ein großer Teil der zweckgebunde-
nen Mittelzuweisungen des Bundes für die Stadtent-
wicklung, die Verkehrs- und Digitalinfrastruktur, die Bil-
dungs- und Forschungsinfrastruktur sowie den sozialen 
Wohnungsbau erfolgt nicht nach dem Regionalindika-
torenmodell. Vielmehr beruht die Aufteilung der Mittel 
zwischen den Ländern häufig auf dem Steueraufkom-
men und der Bevölkerungszahl der Länder (Königstei-
ner Schlüssel). Durch eine bessere Abstimmung dieser 
zweckgebundenen Mittel mit den Mitteln aus dem GFS 
und der EU-Kohäsionspolitik und eine stärkere Nutzung 
des Regionalindikatorenmodells für die Mittelverteilung 
ließen sich die Zielgenauigkeit verbessern und die Aus-
gabeneffizienz steigern. Dies ist umso wichtiger, als über 
das jüngst geschaffene Sondervermögen Infrastruktur in 
den kommenden zwölf Jahren 100 Mrd. Euro an die Län-
der und Kommunen fließen werden, um deren Investiti-
onstätigkeit zu unterstützen.

Mehr Transparenz und eine bessere Koordinierung der 
verschiedenen Förderprogramme würden auch die Ver-
waltungskosten und Informationsasymmetrien verrin-
gern, die durch die fragmentierten Antragsverfahren ent-
stehen, vor allem für Kommunen mit begrenzten Verwal-
tungskapazitäten. Mit der 2019 erfolgten Einbeziehung 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ (GRW) in das GFS konnte beispiels-
weise die Koordinierung verbessert und die Effizienz ge-
steigert werden, indem Antragsverfahren harmonisiert 
wurden und eine bedingte Übertragbarkeit der Mittel zwi-
schen den verschiedenen Programmen eingeführt wurde. 
Dadurch erhöhten sich die Flexibilität und die Planungssi-
cherheit der Empfänger (Suedekum, 2023).

Die geplante zentrale Anlaufstelle für die Beantragung von 
Fördermitteln, insbesondere für an die Kommunen gerich-
tete Förderprogramme – die Förderzentrale Deutschland 
– sollte dahin gehend erweitert werden, dass sie Zugriff 
auf eine größere Zahl von Förderprogrammen des Bun-
des sowie auf Programme der EU-Kohäsionspolitik und 
der Länder gibt. Zudem sollte sie genutzt werden, um die 
Antragsverfahren zu harmonisieren und zu vereinfachen.

2) Die finanziellen und administrativen Kapazitäten der 
Kommunen verbessern

Der große Investitionsstau im Infrastrukturbereich auf 
kommunaler Ebene belastet die wirtschaftliche Entwick-
lung und die Qualität der öffentlichen Dienstleistungen 
(Abbildung 3). Auf die Kommunen entfallen rund 40 % der 
gesamtstaatlichen Investitionsausgaben. Der Investiti-
onsstau hat 2022 ein Niveau von 4,2 % des BIP erreicht 

Abbildung 2
Transfers zwischen verschiedenen staatlichen Ebenen
in % des BIP und Prozentpunkten, 2023

In der ersten Säule sind Daten von 2022 zum Gesamtdeutschen Fördersystem für strukturschwache Regionen berücksichtigt.

Quellen: BMWK (2024), BMF (2023), Durán Laguna (2024), OECD (2024b), eigene Berechnungen.
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(BMF, 2023). Die Gründe für den Infrastrukturstau reichen 
von schwachen Planungskapazitäten über langwierige 
Planungs- und Genehmigungsverfahren bis hin zu einer 
Verschlechterung der Finanzlage in den letzten Jahren. 
Höhere Transferleistungen infolge der Pandemie und der 
Energiekrise, auf Bundesebene beschlossene Sozialleis-
tungserhöhungen, ein starker Zustrom von Geflüchteten, 
steigende Energiepreise, Lohnerhöhungen im öffentlichen 
Sektor, steigende Baukosten und hohe Zinsen haben den 
Ausgabendruck erhöht, während die Steuereinnahmen 
stagnierten.

Aufgrund von Unterschieden bei der Wirtschaftsleistung 
ist die Lage in den verschiedenen Kreisen und kreisfrei-
en Städten jedoch nach wie vor sehr unterschiedlich. Die 
großen Unterschiede bei der Finanzlage der Kommunen, 
den öffentlichen Investitionen und der Daseinsvorsorge 
korrelieren auch stark mit dem Vertrauen in die öffent-
lichen Institutionen. Um die Finanzlage ärmerer Kom-
munen zu verbessern, gilt es, die lokale Steuerbasis zu 
verbreitern, den Kommunen einen größeren Teil der Ge-
meinschaftsteuern zuzuweisen und den kommunalen 
Finanzausgleich zu verbessern. Durch eine stärkere Zu-
sammenarbeit der Kommunen, eine Bündelung ihrer Auf-
gaben und die Übertragung einiger ihrer Aufgaben auf 
andere Verwaltungsebenen ließen sich die Verwaltungs-
kapazitäten erheblich steigern.

Feste Ausgaben, die auf anderen staatlichen Ebenen fest-
gelegt werden, wie z. B. auf Bundesebene beschlossene 
Sozialleistungen, begrenzen die Mittel der Kommunen für 
langfristige Infrastrukturinvestitionen. Zwar sorgen Bun-
deszuweisungen und höhere Umsatzsteueranteile für 
eine gewisse Entlastung, doch decken diese häufig nur 

einen Teil der kommunalen Sozialausgaben. (Freier et al., 
2023). Wenn Gesetzesänderungen auf Bundesebene die 
Kosten für die Gemeinden erhöhen, sollten die Kommu-
nen einen höheren Anteil an der Umsatzsteuer oder an-
deren Gemeinschaftssteuern erhalten, ohne dass ande-
re Zuweisungen gekürzt werden. Um ein ausgewogenes 
öffentliches Dienstleistungsangebot und eine stabile und 
ausreichende Finanzierung der Kommunen sicherzustel-
len, ist zudem entscheidend, den Effekt von Steuerrefor-
men auf Bundesebene auf die Kommunen zu evaluieren.

Darüber hinaus sind die meisten kommunalen Finanz-
ausgleichssysteme nicht kostenbasiert, sodass die Zu-
weisungen stark mit den Einnahmen der Bundesländer 
schwanken, was die finanziellen Schwierigkeiten in kon-
junkturellen Abschwungphasen verstärkt. Einige Bundes-
länder haben Verstetigungsmodelle oder kostenbasierte 
Ansätze eingeführt, um Abhilfe zu schaffen. Allerdings 
könnte eine breitere Einführung kostenbasierter Aus-
gleichssysteme, wie in Norwegen und Schweden, die 
Reaktionsfähigkeit auf externe Schocks verbessern und 
die Ausgabeneffizienz steigern (Thöne & Bullerjahn, 2020; 
OECD, 2021). Die Finanzierung dieser Programme unter 
anderem durch Beiträge wohlhabenderer Kommunen 
und eine Berechnung der Beiträge auf der Grundlage der 
kommunalen Steuerkraft, unter Berücksichtigung unter 
anderem der aktualisierten Katasterwerte für die Grund-
steuern, anstatt der tatsächlichen Einnahmen, würden 
Fairness und Effizienz fördern (OECD, 2021).

Eine Steigerung der Einnahmen aus der Grundsteuer wür-
de die Abhängigkeit der Kommunen von Finanztransfers 
verringern, die Einnahmen stabilisieren und die Anreize 
zur Erhöhung der Ausgabeneffizienz stärken. Die Einnah-

Abbildung 3
Kapitalstock der Kommunen
Bruttoanlageinvestitionen abzüglich Abschreibungen, in % des BIP und Prozentpunkten

Quelle: OECD (2024c).

-0,3

-0,2

-0,1

0

0,1

0,2

0,3

0,4

0,5

0,6

-0,3

-0,2

-0,1

0

0,1

0,2

0,3

0,4

0,5

0,6

1997 1999 2001 2003 2005 2007 2009 2011 2013 2015 2017 2019 2021 2023

Bund Länder Kommunen Insgesamt



Wirtschaftsdienst 2025 | 6
404

Zeitgespräch

men aus den Gewerbesteuern, die die größte Einnahme-
quelle darstellen, schwanken stark mit dem Konjunktur-
zyklus, was die Planungssicherheit für die Kommunen 
beeinträchtigt. Das Aufkommen aus Steuern auf unbe-
wegliches Vermögen, die stabilere Einnahmen bringen, ist 
im Vergleich zu anderen OECD-Ländern niedrig. Gemes-
sen am BIP stagniert es seit den 1990er Jahren, obwohl 
sich die Grundstückspreise in den letzten zehn Jahren 
mehr als verdoppelt haben und die Immobilienpreise um 
rund 80 % gestiegen sind (Fuest et al., 2021; Bach & Eich-
felder, 2021).

Die vor Kurzem durchgeführte Grundsteuerreform ist ein 
wichtiger Schritt in die richtige Richtung, da damit eine 
regelmäßige Aktualisierung der Boden- und Gebäude-
werte anhand der Verkehrswerte eingeführt wurde. Bisher 
beruhte die Bemessungsgrundlage für die Grundsteuer 
auf Werten aus den 1960er Jahren (Westdeutschland) 
bzw. 1930er Jahren (Ostdeutschland) (Bach & Eichfelder, 
2021). Diese Reform sollte genutzt werden, um die Ein-
nahmen aus der Grundsteuer zu erhöhen und zugleich 
einen bundesweiten Mindesthebesatz einzuführen, um 
einem schädlichen Steuerwettbewerb entgegenzuwirken. 
Um zahlungsschwache, aber vermögensreiche Haushalte 
zu entlasten, könnten Steuerstundungen eingeführt wer-
den – wie dies in Dänemark, Irland, Kanada und einigen 
US-Bundesstaaten der Fall ist. Dabei muss nur sicherge-
stellt sein, dass die noch nicht entrichteten Steuern bei 
Verkauf oder Vererbung der Immobilie bezahlt werden. 
Die Bundesländer könnten solche Programme finan-
zieren, um die Grundsteuereinnahmen der Gemeinden 
zu garantieren, wie dies in neun US-Bundesstaaten ge-
schieht (Dougherty & Kim, 2023).

Neben finanziellen Schwierigkeiten haben auch begrenz-
te Kapazitäten für strategische Planung und Projektma-
nagement dazu geführt, dass der kommunale Investi-
tionsstau regional sehr unterschiedlich ist. Begrenzte 
Verwaltungskapazitäten erschweren auch die Beantra-
gung und Verwaltung von Zweckzuweisungen anderer 
staatlicher Ebenen oder der EU, was die Wirksamkeit 
dieser Mittel zur Bewältigung des kommunalen Infrastruk-
turstaus beeinträchtigt. So variierte beispielsweise die 
Absorption von GFS-Mitteln in strukturschwachen Regi-
onen zwischen Gemeinden erheblich (BMWK, 2024). Der 
Fachkräftemangel nimmt zu, und es wird immer schwie-
riger, die in den Kommunalverwaltungen erforderlichen 
Fachkräfte zu gewinnen und zu halten. Eine schnellere 
Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung, eine Verringe-
rung des Verwaltungsaufwands und eine Verbesserung 
der Personalpolitik sind wichtige politische Hebel, um die 
Verwaltungskapazitäten und die Qualität der öffentlichen 
Dienstleistungen auf lokaler Ebene zu verbessern. Dies 
sollte mit einer besseren Kooperation und einer Bünde-

lung von Aufgaben zwischen den Kommunen kombiniert 
werden. Bestimmte Aufgaben, bei denen große Skalen-
effekte erzielt werden können, sollten zudem an andere 
Verwaltungsebenen übertragen werden.

Es gibt großes Potenzial, die Kosten öffentlicher Dienst-
leistungen im Verhältnis zur Bevölkerung durch Ge-
bietsreformen oder verstärkte Kooperation zu senken. 
Trotz einiger Gebietsreformen gibt es noch immer mehr 
als 10.500  Gemeinden mit einer durchschnittlichen 
Einwohner:innenzahl von weniger als 8.000, im Vergleich 
zu rund  26.000 Einwohner:innen im Median der OECD-
Länder. Gemeindeverbände bieten z. B. einen geeigneten 
institutionellen Rahmen, um die Zusammenarbeit zwi-
schen kleineren Kommunen zu erleichtern. In Bereichen 
wie Abfallwirtschaft, öffentlicher Verkehr oder Tourismus 
gibt es diese Art der Kooperation bereits (Zimmermann, 
2017). Die Angst der Kommunen vor einem Autonomie-
verlust sowie Datenschutzbedenken stellen jedoch Hin-
dernisse für die institutionelle Zusammenarbeit zwischen 
den Gemeinden dar. Um diese Probleme anzugehen, hat 
Nordrhein-Westfalen das Kompetenzzentrum für inter-
kommunale und regionale Zusammenarbeit eingerichtet. 
Es ist dafür zuständig, die Kommunen in den frühen Pha-
sen der Zusammenarbeit zu beraten, hauptsächlich im 
Hinblick auf den potenziellen Mehrwert erhöhter Synergi-
en. Solche Anstrengungen sollten intensiviert und durch 
finanzielle Anreize zur Stärkung der kommunalen Zusam-
menarbeit bei der Erbringung öffentlicher Dienstleistun-
gen ergänzt werden, z. B. durch Anreize im kommunalen 
Finanzausgleich. Eine Option wäre auch, die Zusammen-
arbeit der Kommunen bei bestimmten Dienstleistungen 
vorzuschreiben.

Durch die Bündelung von Aufgaben oder die Übertragung 
jener Aufgaben an andere Verwaltungsebenen, die voll-
ständig digitalisiert werden können und keine Beratung 
vor Ort erfordern, kann der Druck auf die Verwaltungs-
kapazitäten auf der lokalen Ebene verringert werden. 
Die Beantragung und Ausstellung von Pässen, Personal-
ausweisen und Führerscheinen ist beispielsweise in vie-
len OECD-Ländern zentralisiert und digitalisiert, wobei 
die Dokumente per Einschreiben zugestellt werden. In 
Deutschland werden diese Dokumente ebenfalls zentral 
gedruckt, für die Antragsverfahren und die Aushändigung 
der Dokumente sind die einzelnen Gemeinden jedoch 
selbst zuständig. Viele Kommunen haben die Antragsver-
fahren digitalisiert, dafür aber verschiedene IT-Anbieter 
genutzt, und eine Vernetzung der Systeme ist vielfach 
nicht möglich. Eine Bündelung oder Zentralisierung die-
ser Verwaltungsverfahren würde die Ausgabeneffizienz 
erhöhen und die dadurch frei werdenden personellen 
Ressourcen könnten für andere Aufgaben verwendet 
werden (NKR, 2025). Das Potenzial, die Ausgabeneffizi-
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enz durch mehr Zusammenarbeit zu steigern, ist vor allem 
im öffentlichen Beschaffungswesen groß (OECD, 2019).

3) Verbesserung der Energie- und Digitalinfrastruktur

Der rasche Ausbau der Wind- und Solarstromerzeugung 
hat das Stromübertragungsnetz stark strapaziert, da die 
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien größtenteils 
im Norden und Osten erfolgt, während sich die Nachfrage 
im Westen und Süden des Landes konzentriert. Der Aus-
bau des Stromnetzes und die Verbesserung der Netzver-
bindungen mit den Nachbarländern sind entscheidend, 
um in allen Regionen Energieversorgungssicherheit und 
erschwingliche Preise zu gewährleisten. 

Die Vorgängerregierung hat die Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren für den Netzausbau stark vereinfacht und 
beschleunigt, indem sie diese Projekte als Vorhaben von 
überragendem nationalen Interesse eingestuft hat. Aller-
dings beeinträchtigen lange Warteschlangen für den Netz-
anschluss von Speicherkapazitäten und energieintensiven 
Großanlagen, die ihre Produktion elektrifizieren, weiterhin 
die Versorgungssicherheit, den industriellen Wandel und 
die regionale Entwicklung. Eine Reform der Konzessions-
vergabe für Netzausbauprojekte ist notwendig, um die Re-
gulierungsperiode für Netzbetreiber zu verkürzen und den 
Verwaltungsaufwand weiter zu verringern.

Außerdem könnte eine weitere Verbesserung der Netzent-
geltanreize für die Übersiedlung von Unternehmen in Ge-
biete, die mit Strom aus erneuerbaren Energien versorgt 
werden, die regionale wirtschaftliche Konvergenz unter-
stützen und die ökologische Transformation fördern. In 
Regionen mit hohem Potenzial für erneuerbare Energien, 
wie der Norden und Osten, sind die Netzentgelte bis zu 
dreimal so hoch wie in anderen Regionen. Dies erschwert 
das Anlocken von Unternehmen, den Ausbau der erneu-
erbaren Energien und die öffentliche Akzeptanz neuer 
Anlagen. Durch eine Reform im Jahr 2025 werden die zu-
künftigen Kosten für den Netzausbau bundesweit gleich-
mäßiger verteilt, wodurch die jährlichen Stromkosten für 
die Verbraucher in den betroffenen Regionen sinken. Es 
bedarf einer laufenden Marktaufsicht, um sicherzustel-
len, dass diese Einsparungen die Verbraucher erreichen. 
Weitere Senkungen der Netzentgelte in diesen Regionen 
sollten in Erwägung gezogen werden.

Die regionale Entwicklung ließe sich auch durch eine 
Ausweitung der Versorgung mit leistungsfähigen Inter-
netanschlüssen auf alle Regionen fördern. Während die 
Unternehmensausgaben für Forschung und Entwicklung 
über dem OECD-Durchschnitt liegen, verharren die In-
vestitionen in digitale Technologien auf einem vergleichs-
weise geringen Niveau. Ein wichtiger Faktor ist hier die 
niedrige durchschnittliche Downloadgeschwindigkeit, die 

Abbildung 4
Downloadgeschwindigkeit von Regionen in Europa
Durchschnittliche Downloadgeschwindigkeit im Festnetz auf regionaler Ebene, Mbit/s, Q1 2023

Die regionale Differenz bezieht sich auf die Ebene der NUTS2-Regionen (die in Deutschland den Regierungsbezirken entsprechen). Die EU hat das NUTS-
System eingeführt, damit Regionen in verschiedenen Ländern vergleichbar analysiert werden können. NUTS 1 sind große Regionen,  NUTS 2 mittlere 
Regionen und NUTS 3 kleine Regionen.

Quelle: Europäische Kommission (2024).
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zwischen den Regionen – vor allem zwischen Stadt und 
Land – erheblich schwankt (Abbildung 4). Der Anteil der 
Glasfaseranschlüsse ist mit 36 % niedrig und die meisten 
Haushalte sind nach wie vor auf kupferbasierte DSL-An-
schlüsse angewiesen, was Glasfaserausbau und Wettbe-
werb behindert (Europäische Kommission, 2024; VATM, 
2024). Ohne sorgfältige Planung könnte der Übergang 
von Kupfer- zu Glasfasernetzen erhebliche Zugangs-
barrieren für neue Marktakteure schaffen und damit den 
Wettbewerb behindern und den Glasfaserausbau ver-
langsamen. Die gemeinsame Infrastrukturnutzung sollte 
erleichtert werden, um den Wettbewerb zu fördern und 
die Engpässe bei der Glasfaseranbindung zu beseitigen. 
2023 wurde eine bundesweit geltende Norm für die Re-
duzierung der erforderlichen Grabtiefe für Erdkabel veröf-
fentlicht, die die Unsicherheit der Planungs- und Geneh-
migungsbehörden und der Bevölkerung im Hinblick auf 
Sicherheits- und Gesundheitsrisiken deutlich verringern 
könnte. Dies sollte jedoch mit der Einstufung digitaler Inf-
rastrukturprojekte als Vorhaben von überragendem natio-
nalen Interesse kombiniert werden, um die Planungs- und 
Genehmigungsverfahren weiter zu vereinfachen und zu 
beschleunigen.
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Fördergebiete neu abgrenzen: Für eine 
proaktivere Regionalpolitik
Die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW) 
ist das bedeutendste regionalpolitische Instrument in Deutschland. In der vergangenen 
Legislaturperiode wurde die GRW umfassend modernisiert. Die Regionalfördergebietskarte, 
die den räumlichen Aktionsraum der GRW festlegt, wurde allerdings bisher nicht angepasst. 
Vor dem Hintergrund der bevorstehenden Neuabgrenzung der Regionalfördergebiete für 
den Zeitraum ab 2028 untersucht dieser Beitrag mögliche Ansatzpunkte, wie die proaktive 
Ausrichtung der GRW weiter gestärkt werden kann.
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Staatliche Maßnahmen zur Unterstützung spezifischer Re-
gionen – sogenannte place-based policies – stellen sowohl 
aus sozial- als auch aus wirtschaftspolitischer Perspekti-
ve relevante Instrumente dar, um faire Chancen zwischen 
Regionen und eine räumlich ausgewogene Entwicklung zu 
fördern. Aus sozialpolitischer Sicht sind regionalpolitische 
Maßnahmen erforderlich, um regionale Unterschiede in 
den Lebensverhältnissen zu verringern. Sie tragen damit 
einem grundlegenden Prinzip der Sozialen Marktwirtschaft 
Rechnung: dem Anspruch, allen Menschen – unabhängig 
von ihrem Wohnort – vergleichbare Lebensbedingungen 
und Teilhabechancen zu ermöglichen.

Aus wirtschaftspolitischer Sicht tragen place-based poli-
cies dazu bei, strukturelle Marktungleichgewichte abzumil-
dern – etwa durch den Ausgleich von Standortnachteilen 

im Infrastrukturbereich oder durch den Abbau von Mobili-
tätshemmnissen für Arbeitskräfte und Kapital. Gelingt eine 
wirksame und effiziente Regionalförderung, so stärkt sie 
nicht nur die betroffenen Regionen, sondern auch die ge-
samtwirtschaftliche Leistungsfähigkeit.

GRW als Schlüsselinstrument der deutschen 
Regionalpolitik

In Deutschland hat die regionale Wirtschafts- und Struk-
turpolitik als wirtschaftliche Dimension der Regionalpolitik 
eine sehr lange Tradition, wobei die primäre Zuständig-
keit für Regionalentwicklung gemäß Subsidiaritätsprinzip 
von Beginn an bei den Bundesländern lag.1 Seit 1969 ist 
die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ (GRW) das bedeutendste regionalpo-
litische Instrument in Deutschland. Sie verfolgt das Ziel, die 
wirtschaftlichen Entwicklungspotenziale strukturschwa-
cher Regionen zu fördern und deren Anpassungsfähigkeit 
an den wirtschaftlichen Strukturwandel zu stärken. Auf 
diese Weise leistet die GRW einen Beitrag zur Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet.

Verglichen mit anderen regionalpolitischen Förderpro-
grammen in Deutschland nimmt die GRW eine Sonder-
stellung ein: Sie beruht auf einer im Grundgesetz veran-
kerten, seit über fünfzig Jahren bestehenden Kooperation 
zwischen Bund und Ländern und verfolgt eine umfassende 
Strategie zur mittel- und langfristigen Stärkung der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit benachteiligter Regionen. 
Dieser strukturpolitische Ansatz setzt Investitionsanreize, 
fördert die interregionale Zusammenarbeit und trägt zu-
gleich dazu bei, einen Subventionswettbewerb zwischen 

1	 Für eine Beschreibung der verschiedenen Phasen der regionalen 
Wirtschafts- und Strukturpolitik in Deutschland seit den 1950er Jah-
ren siehe Alm (2013, S. 21-46).

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de
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Ländern und Regionen zu vermeiden. Während die GRW 
in Westdeutschland in ihrer Anfangsphase primär auf die 
Bewältigung des tiefgreifenden Strukturwandels infolge 
des Rückgangs der Montanindustrie ausgerichtet war und 
später vor allem zur Förderung der Anpassung altindustri-
alisierter und ländlicher Regionen an den Strukturwandel 
eingesetzt wurde, übernahm sie nach der Wiedervereini-
gung Deutschlands zudem eine zentrale Funktion im wirt-
schaftlichen Aufholprozess der ostdeutschen Länder: Seit 
1991 wurden ca. 65 Mrd. Euro GRW-Mittel zur Förderung 
von über 100.000 Vorhaben in Ostdeutschland eingesetzt, 
um damit Investitionen vor allem in den Bereichen der ge-
werblichen Wirtschaft und der kommunalen wirtschaftsna-
hen Infrastruktur im Umfang von mehr als 260 Mrd. Euro 
anzustoßen. Etliche Studien haben die vergleichsweise 
hohe Wirksamkeit und Kosteneffizienz der GRW unterstri-
chen (z. B. Brachert et al., 2019, 2024; Siegloch et al., 2025). 
Wegen ihrer Vielseitigkeit, Bedeutung und nachgewiesenen 
Wirksamkeit für die Regionalentwicklung ist die GRW zu-
dem das Ankerinstrument des im Jahr 2020 eingeführten 
„Gesamtdeutschen Fördersystems für strukturschwache 
Regionen“ (GFS), das zahlreiche investive wie nicht-inves-
tive regionalpolitische Programme bündelt.2

Strategische Neuausrichtung erforderlich

In den vergangenen Jahren war die Weltwirtschaft wieder-
holt massiven äußeren Schocks ausgesetzt – etwa durch 
geopolitische Spannungen oder pandemiebedingte Ver-
werfungen. Diese Entwicklungen belasteten nicht nur inter-
nationale Wertschöpfungsketten, sondern beeinträchtig-
ten auch die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und Resili-
enz vieler Regionen, weshalb Bund und Länder die GRW 
in der 20. Legislaturperiode umfassend reformiert haben. 
Ziel war es, die Fördersystematik unter Berücksichtigung 
langfristiger Trends wie des demografischen Wandels so-
wie der grünen und digitalen Transformation, die erhebli-
che strukturelle Anpassungen erforderlich machen und zu-
gleich neue Entwicklungspotenziale für Regionen eröffnen, 
zu verändern.

Die Reform der GRW markierte eine strategische Neuaus-
richtung des Instruments. Das neue, differenzierte Ziel-
system erweitert die bislang stark arbeitsmarktorientier-
te Ausrichtung unter anderem um Aspekte struktureller 
Standortentwicklung und Resilienz. Die Reform umfasst 
zudem eine stärkere Fokussierung auf regionale Wachs-
tumskräfte sowie gezielte Anreize für klimafreundliche und 
forschungsintensive Investitionen. Zudem wurden mit dem 

2	 Die GFS-Programme fördern entweder explizit nur strukturschwache 
Regionen oder tragen durch bessere Förderkonditionen oder einen 
überproportionalen Mitteleinsatz für strukturschwache Regionen zu 
deren Stärkung bei, vgl. Bundesregierung (2025).

neuen Fördertatbestand „regionale Daseinsvorsorge“ wei-
tere Akzente für eine Stärkung der Standortattraktivität ge-
setzt.

Im Gegensatz zur Interventionslogik, den Zielsetzungen 
und den Fördermöglichkeiten wurde die im Jahr 2021 von 
der Europäischen Kommission genehmigte Regionalför-
dergebietskarte der GRW, die den räumlichen Aktions-
raum des Programms vorgibt, allerdings bisher nicht an-
gepasst. Damit wird das bis zum Ende des Jahres 2027 
gültige GRW-Regionalfördergebiet (Abbildung 1) weiterhin 
mit einem Modell abgegrenzt, das den Grad der regiona-
len Strukturschwäche für Arbeitsmarktregionen auf der 
Grundlage des BIP je Erwerbstätigen (Gewichtung: 37,5 %), 
der durchschnittlichen Unterbeschäftigungsquote (37,5 %), 
der prognostizierten Entwicklung der Zahl der Erwerbsfä-
higen 2017 – 2040 (17,5 %) und der Infrastrukturausstattung 
(7,5 %) berechnet.

Die Tatsache, dass die den Indikatoren zugrunde liegenden 
Daten zum Ende der Förderperiode zum Teil bereits zehn 
Jahre zurückliegen, bietet immer wieder Anlass zu Kritik. 
Zuletzt haben Südekum und Posch (2025, S. 8) darauf ver-
wiesen, dass dieser Ansatz einem „reaktiven Reparatur-
betrieb“ gleiche, da eine Förderung von Regionen bildlich 
gesprochen erst möglich sei, wenn „das Kind in den Brun-
nen gefallen ist“. Vor dem Hintergrund der bevorstehenden 
Neuabgrenzung der Regionalfördergebiete ab dem Jahr 
2028 stellt sich die Frage, wie ein geeignetes Regionalin-
dikatorenmodell gestaltet sein muss, um die infolge der 
GRW-Reform bereits angelegte proaktive Ausrichtung wei-
ter zu stärken. Der erste Gleichwertigkeitsbericht der Bun-
desregierung bietet hierfür eine wichtige Grundlage.3

Unbestritten ist, dass der demografische Wandel, Verän-
derungen in den internationalen Wirtschaftsbeziehungen, 
Dekarbonisierung, Digitalisierung und Künstliche Intel-
ligenz (KI) den Strukturwandel beschleunigen. Künftig 
dürften vermehrt auch Regionen betroffen sein, die bisher 
strukturbeständig waren und bislang nicht zu den GRW-
Fördergebietsregionen zählten (SVR, 2025). Vor diesem 
Hintergrund erscheint die Entwicklung eines neuen Regi-
onalindikatorenmodells erforderlich, das eine neue „Geo-
graphy of place-based policies“ ermöglicht, indem es auch 
bisher weniger beachteten Regionen Entwicklungspers-
pektiven eröffnet.

Als zentraler Einflussfaktor für regionale Entwicklungspo-
tenziale gilt dabei die Branchenstruktur. Im Folgenden wird 
exemplarisch dargelegt, wie diese – basierend auf einem 

3	 Der Bericht analysiert den Stand und die Entwicklung regionaler Dis-
paritäten auf Ebene der 400 Kreise und kreisfreien Städte anhand einer 
Vielzahl sozioökonomischer Indikatoren, siehe Bundesregierung (2024).
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Abbildung 1
GRW-Regionalfördergebiete im Zeitraum 2022 bis 
2027

Quelle: Datenbasis: Referenz des BMWK vom 11.01.2022. Geometrische 
Grundlage: Gemeinden (generalisiert), 31.12.2020. © GeoBasis-DE/BKG. 
Bearbeitung: G. Lackmann. © BBSR Bonn.

Ansatz der Europäischen Kommission (Heikkonen et  al., 
2025) sowie dem aktuellen Frühjahrsgutachten des Sach-
verständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung (SVR, 2025) – im Zusammenhang mit 
einem zukünftigen Regionalindikatorenmodell zur Neuab-
grenzung der Fördergebiete berücksichtigt werden könnte.

Analytischer Rahmen der Fördergebietsabgrenzung

Branchen4 sind vom Strukturwandel, der langfristiger 
Natur ist, sowie von kurzfristigen Krisen, wie z. B. der 
COVID-19-Pandemie, in unterschiedlichem Ausmaß be-
troffen. Um beide Entwicklungen abzubilden, wird im ers-
ten Schritt die kurzfristige der langfristigen Entwicklung 
der Branchen in Deutschland gegenübergestellt. Hierfür 
und auch für nachfolgende Analysen werden Daten der 
Statistik der Bundesagentur für Arbeit zur sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigung zum Stichtag 30. Juni 
der Jahre 2008, 2020 und 2024 verwendet.

Da die einzelnen Branchen in den Kreisen Deutschlands 
unterschiedlich stark vertreten sind, wirken sich Struktur-
wandel und Krisen regional unterschiedlich aus. Insbe-
sondere wenn eine Region stark auf einzelne Branchen 
spezialisiert ist, kann sie in ihrer wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit und Arbeitsmarktlage durch Transforma-
tion und Krisen erheblich beeinträchtigt werden. Daher 
wird im zweiten Schritt mithilfe des Krugman-Speziali-
sierungsindex5 dargestellt, welche Kreise in Deutschland 
stark auf bestimmte Branchen spezialisiert sind bzw. ob 
die regionale Wirtschaftsstruktur eher diversifiziert und 
somit potenziell widerstandsfähiger gegenüber bran-
chenspezifischen Krisen ist. Der Krugman-Spezialisie-
rungsindex berechnet sich wie folgt:

 	  ​​K​ r​ 
spez​​ = ​​∑ i=1​ 

I ​​​ | ​​v​ ri​​​ − ​​v​ i​​​ | mit ​​v​ ri​​​ = ​​ 
​b​ ri​​ __ ​b​ r​​

 ​​ und ​​v​ i​​​ = ​​ 
​B​ i​​ __ B ​​.

Dabei bezeichnet bri die Beschäftigung in Branche i in Kreis 
r, Bi die deutschlandweite Beschäftigung in Branche i, br 
die Gesamtbeschäftigung in Kreis r und B die Gesamtbe-
schäftigung deutschlandweit (Kosfeld, 2015).

In einem dritten Schritt wird – in Anlehnung an den Ansatz 
der Europäischen Kommission (Heikkonen et al., 2025) – 
die Bedeutung und Entwicklung einer einzelnen Branche 
auf Kreisebene betrachtet. Dazu werden für das Jahr 2024 
die Anteile vri sowie die Veränderung von bri zwischen 2020 
und 2024 analysiert. Anschließend werden die Regio-
nen anhand des jeweiligen Medians in geringe bzw. hohe 
Bedeutung der Branche und vergleichsweise gute bzw. 
schlechte Entwicklung dieser eingeteilt. Dadurch erge-
ben sich vier Cluster. Im vierten Schritt wird – ebenfalls in 

4	 Unter Branche verstehen wir hier die Wirtschaftsabteilungen, also 
die Zweisteller der Wirtschaftszweigklassifikation 2008 (Statistisches 
Bundesamt, 2008).

5	 Das Krugman-Spezialisierungsmaß ist ein Index zur Messung räum-
licher Spezialisierung. Daneben gibt es weitere Maßzahlen wie den 
Hirschman-Herfindahl Spezialisierungsindex oder den GINI Spezia-
lisierungsindex (Kosfeld, 2015). Wenngleich sich je nach Berechnung 
kleinere Unterschiede im Umfang der Spezialisierung zwischen den 
Regionen zeigen, so werden bei allen Indizes Regionen mit einem ho-
hen Grad an Spezialisierung auf eine oder wenige Branchen deutlich.

Fördergebiete der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur” im Zeitraum 2022 – 2027 sowie des GRW-Sonder-
programms „Beschleunigung der Transformation in den ostdeutschen 
Ra­neriestandorten und Häfen” in gemeindescharfer Abgrenzung

C-Fördergebiet

C-Fördergebiet mit Grenzzuschlag gemäß Rn. 184

D-Fördergebiet

teilweise C-Fördergebiet, teilweise D-Fördergebiet

teilweise C-Fördergebiet mit Grenzzuschlag gemäß Rn. 184

teilweise C-Fördergebiet, teilweise D-Fördergebiet,

teilweise D-Fördergebiet, teilweise kein Fördergebiet

zugleich Fördergebiet des GRW-Sonderprogramms

teilweise kein Fördergebiet

(Die Stadt Halle/Saale zählt nicht zum Fördergebiet des Sonderprogramms)

kein Fördergebiet

Regionalbeihilfeleitlinien, teilweise D-Fördergebiet

Regionalbeihilfeleitlinien
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Abbildung 2
Beschäftigungsentwicklung nach Branchen

Die Größe der Blasen spiegelt die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in der jeweiligen Wirtschaftsabteilung zum Stichtag 30. Juni 2024 
wider. Aus Gründen einer übersichtlichen Darstellung werden hier nur die Wirtschaftsabteilungen berücksichtigt, in denen zu diesem Stichtag jeweils min-
destens 2 % aller sozialversicherungspflichtig Beschäftigten am 30. Juni 2024 tätig waren. Die senk- und waagerecht durchgezogenen Linien stehen für 
die kurz- bzw. langfristigen Veränderungen im Durchschnitt aller Branchen. Die senk- und waagerecht gestrichelten Linien sind die jeweiligen Nulllinien.

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, eigene Berechnung und Darstellung.

Anlehnung an den Ansatz der Europäischen Kommission 
(Heikkonen et al., 2025) – ein Indikator zur regionalen Be-
wältigungsfähigkeit entwickelt, der die regionale Anpas-
sungsfähigkeit gegenüber Krisen innerhalb einer Branche 
abbildet. Dieser berechnet sich wie folgt:

   	 bfri = ​​[​ 1 _ 2 ​ * alqr + ​(​ 
​b​ ri​​ __ ​b​ r​​

 ​ − ​ 1 _ 2 ​ * ​ 
​vak​ r​​ ____ ​b​ r​​

 ​ )​]​​* ​​(-1)​​.

Dabei bezeichnet alqr die durchschnittliche Arbeitslosen-
quote im Jahr 2024 sowie vakr die im Jahresdurchschnitt 2024 
bei der Bundesagentur für Arbeit gemeldeten offenen Stellen 
jeweils im Kreis r. Der Indikator spiegelt damit also zusätzlich 
zur Bedeutung einer Branche in der jeweiligen Region auch 
das nicht realisierte Arbeitskräfteangebot und die nicht reali-
sierte Arbeitskräftenachfrage wider und berücksichtigt somit 
auch die Anspannung auf den regionalen Arbeitsmärkten. Zur 
Veranschaulichung der Schritte drei und vier wird die Auto-
mobilindustrie als Beispielbranche herangezogen.6 Einer-

6	 Die Autor:innen sprechen sich mit dem vorliegenden Artikel weder für 
noch gegen eine GRW-Förderung für Automobilstandorte aus. Diese 
Branche dient hier, wie unter anderen in Heikkonen et al. (2025), ledig-
lich als Beispiel zur Veranschaulichung des Vorgehens.

seits weisen mehrere Regionen Deutschlands eine hohe 
Spezialisierung auf diese Branche auf. Andererseits war 
sie kurzfristig von pandemiebedingten Störungen der Lie-
ferketten betroffen und ist in erheblichem Maße von ver-
schiedenen Aspekten des Strukturwandels betroffen.

Treibende Kräfte des Strukturwandels am 
Arbeitsmarkt deutlich erkennbar

Trotz eines nahezu durchgängigen Anstiegs der sozial-
versicherungspflichtigen Beschäftigung in Deutschland 
seit 2006 – mit Ausnahme der Zeit der Wirtschafts- und 
Finanzkrise – profitierten nicht alle Branchen gleicherma-
ßen von dieser Entwicklung. Auch strukturelle Verände-
rungen und die Krisenanfälligkeit, etwa infolge der Wirt-
schafts- und Finanzkrise oder der COVID-19-Pandemie, 
wirken sich auf Branchen unterschiedlich aus. Zur Dar-
stellung der kurz- und längerfristigen Beschäftigungs-
entwicklung nach Branchen in Deutschland vergleicht  
Abbildung 2 die relative Veränderung der sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigung zwischen 2008 und 2024 
mit jener zwischen 2020 und 2024. Die Quadranten des 
Diagramms ergeben sich aus den kurz- und langfristigen 
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Veränderungen im Durchschnitt aller Branchen (senk- 
und waagerecht durchgezogene Linien) und ermöglichen 
so eine systematische Einordnung der Dynamik einzelner 
Branchen.

Grundsätzlich besteht ein positiver Zusammenhang der 
kurz- und langfristigen Entwicklung in den Branchen. Zu-
dem zeigt sich ein recht deutlicher Trend hin zur Tertiäri-
sierung der Wirtschaft. Gleichzeitig bauten aber auch in 
jüngerer Vergangenheit Branchen – wie die Herstellung 
von Metallerzeugnissen sowie die Herstellung von Kraft-
wagen und Kraftwagenteilen – sozialversicherungspflich-
tige Beschäftigung ab. Entgegen dieser Entwicklung pro-
fitieren die Dienstleistungen der Informationstechnologie, 
die Verwaltung und Führung von Unternehmen und Be-
trieben sowie Unternehmensberatungen deutlich. Auch 
Bereiche, die im Zusammenhang mit dem demografi-
schen Wandel gefragt sind, verzeichnen ein überdurch-
schnittliches Beschäftigungswachstum. Mittlerweile stellt 
das Gesundheitswesen die Branche mit den meisten Be-
schäftigten dar, während der Einzelhandel, der 2008 noch 
der Bereich mit den meisten sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten war, deutlich abgebaut hat.

Hohe Spezialisierungsindizes in Automobilregionen

Strukturwandel und Krisen können einzelne Branchen und 
damit auch Regionen, in denen diese Branchen ein hohes 
Beschäftigungsgewicht haben, stark betreffen. Denkbar 
wäre im negativen Sinn eine erhebliche Beeinträchtigung 
der Wirtschaftskraft und Arbeitsmarktlage, während im 
positiven Sinn solche Regionen besonders profitieren 
können. Eine regional diversifizierte Wirtschaftsstruktur 
dagegen ist unter anderem von der geoökonomischen 
Lage weniger abhängig, und daher bei Krisen grundsätz-
lich besser aufgestellt. Der Krugman-Spezialisierungsin-
dex klassifiziert Regionen nach dem Ausmaß ihrer Spe-
zialisierung ihrer Wirtschaftsstruktur. Betrachtet man die 
Verteilung der Kreise anhand der Quartile, ergibt sich die 
Klassifizierung, wie in Abbildung 3 dargestellt.

Während Sachsen, der Südwesten Baden-Württembergs, 
große Teile Nordrhein-Westfalens und Hessen eher eine 
diversifizierte Wirtschaftsstruktur aufweisen, sind viele 
Kreise in Bayern und Thüringen sowie Kreise an den Küs-
ten von Nord- und Ostsee eher stärker auf eine oder we-
nige Branchen spezialisiert. Insbesondere Automobilregi-
onen weisen eine starke Spezialisierung auf: Wolfsburg, 
Dingolfing-Landau, Emden und Ingolstadt haben neben 
Erlangen als Nicht-Automobilstandort die höchsten Krug-
man-Spezialisierungsindizes aller 400 Kreise. Eine stark 
diversifizierte Wirtschaftsstruktur weisen die Stadt Biele-
feld, Hildesheim, der Rhein-Sieg-Kreis, die Region Han-
nover und Paderborn auf.

Heterogene Entwicklung und 
Krisenbewältigungsfähigkeit von Automobilstandorten

Vier der fünf Regionen mit den höchsten Spezialisierungs-
indizes sind Automobilstandorte. Diese Beobachtung 
sowie die oben genannten Punkte machen die Automo-
bilindustrie zu einem geeigneten Beispiel, um die Über-
tragbarkeit des von der Europäischen Kommission einge-
brachten Indikators zur Bewältigungsfähigkeit (Heikkonen 
et al., 2025) – ursprünglich für die NUTS-2-Regionen (Re-
gierungsbezirke in Deutschland) (Statistisches Bundes-
amt, 2025) in Europa entwickelt – auf Kreisebene (NUTS-3) 
in Deutschland zu prüfen.

Durch eine Gegenüberstellung der Bedeutung der Auto-
mobilindustrie für eine Region mit der kurzfristigen Ent-

Abbildung 3
Spezialisierung der Wirtschaftsstruktur

Die Karte zeigt den Krugman-Spezialisierungsindex auf Ebene der 
400 Kreise Deutschlands. Je höher der Wert des Index, desto stärker ist 
ein Kreis auf eine oder sehr wenige Branchen spezialisiert. Niedrige Wer-
te stehen für eine eher diversifizierte Wirtschaftsstruktur mit einer gleich-
mäßigeren Verteilung der Beschäftigung auf alle Branchen. Die Eingrup-
pierung in die vier Gruppen der Karte erfolgt anhand der Quartile, sodass 
alle Gruppen mit jeweils 100 Kreisen besetzt sind.

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, eigene Berechnung und 
Darstellung.
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wicklung dieser Branche in den Regionen erfolgt zunächst 
eine Klassifizierung in wiederum vier Gruppen. Anhand 
des Medians werden die Kreise jeweils in hohe bzw. ge-
ringe Bedeutung der Automobilindustrie sowie „gute“ und 
„schlechte“ Beschäftigungsentwicklung gruppiert. 

Das Ergebnis zeigt die linke Karte in Abbildung 4. In allen 
Flächenbundesländern Deutschlands finden sich Kreise, 
in denen die Automobilindustrie einen überdurchschnitt-
lichen Beschäftigungsanteil bei gleichzeitig unterdurch-
schnittlicher Entwicklung von 2020 zu 2024 aufweist, 
ebenso wie Kreise mit gegenteiliger Konstellation. In den 
Stadtstaaten Berlin und Hamburg besitzt die Automobilin-
dustrie erwartungsgemäß eine geringe Bedeutung. Die vier 
Automobilregionen mit den höchsten Spezialisierungsin-
dizes haben sich unterschiedlich entwickelt – so war die 
kurzfristige Beschäftigungsentwicklung in Wolfsburg und 
Dingolfing-Landau überdurchschnittlich, in Emden und 
Ingolstadt hingegen unterdurchschnittlich. Berücksichtigt 

man neben dem Anteil der Beschäftigten in der Automobil-
industrie auch die Arbeitsmarktlage in den Regionen (siehe 
rechte Karte Abbildung) lässt sich der Indikator der Be-
wältigungsfähigkeit bei einer Krise der Automobilindustrie 
berechnen. Demnach weisen 21 Kreise, in denen die Au-
tomobilindustrie eine hohe Bedeutung bei gleichzeitig ne-
gativer Entwicklung hat, eine geringe Krisen- bzw. Trans-
formationsbewältigungsfähigkeit auf. Von den vier hoch 
spezialisierten Automobilregionen gehört Emden zu dieser 
Gruppe, während Ingolstadt eine überdurchschnittliche 
Bewältigungsfähigkeit aufweist. Wolfsburg hätte im Falle 
einer Branchenkrise nur geringe Anpassungsressourcen, 
während Dingolfing-Landau durch eine besonders hohe 
Bewältigungsfähigkeit hervorsticht. 

Die rechte Karte in Abbildung 4 weist starke Ähnlichkei-
ten mit der regionalen Verteilung der Arbeitslosenquote in 
Deutschland auf. Dies überrascht nicht, denn bei der Bil-
dung des Indikators der Bewältigungsfähigkeit hat diese 

Abbildung 4
Bedeutung, Entwicklung und Krisenbewältigungsfähigkeit der Automobilindustrie nach Regionen

Die linke Karte stellt gleichermaßen die Bedeutung (Anteil an der Gesamtbeschäftigung) und Entwicklung (Veränderung der Beschäftigung zwischen 2020 
und 2024) der Automobilindustrie in den 400 Kreisen Deutschlands dar. Die Eingruppierung in eine der vier Kategorien werden jeweils am Median von 
Bedeutung und Entwicklung festgemacht. Die rechte Karte zeigt für alle 400 Kreise Deutschlands den Indikator für die Bewältigungsfähigkeit, der die re-
gionale Anpassungsfähigkeit gegenüber Krisen innerhalb einer Branche (hier Automobilindustrie) angibt, nach Heikkonen et al. (2025). Je weniger negativ 
dieser Wert ist, desto höher ist die Bewältigungsfähigkeit.

Quelle: Statistik der Bundesagentur, eigene Berechnung und Darstellung.
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ein Gewicht von 50 %. Wenn der strukturpolitische Fokus 
auf der Verringerung regionaler Arbeitslosigkeit liegen soll, 
wäre diese Gewichtung vertretbar. Möchte man jedoch 
mögliche Beschäftigungschancen im Falle von Arbeitslo-
sigkeit besser aufzeigen und berücksichtigt dabei, dass 
es sich nur um die bei der Bundesagentur für Arbeit ge-
meldeten offenen Stellen einer Region handelt, sollte die 
Gewichtung der Arbeitslosenquote bei der Berechnung 
der Bewältigungsfähigkeit reduziert werden.

Fazit und Ausblick

Alle vorliegenden Analysen weisen darauf hin, dass der 
Strukturwandel in Deutschland das ohnehin bereits ver-
langsamte Produktivitätswachstum auch künftig weiter 
dämpfen dürfte. Zudem ist davon auszugehen, dass sich 
die Auswirkungen des Strukturwandels regional weiter-
hin unterschiedlich manifestieren werden (SVR, 2025). Vor 
diesem Hintergrund kommen placed-based policies – und 
hier insbesondere der GRW als zentralem regionalpoli-
tischen Instrument Deutschlands – die Aufgabe zu, den 
Strukturwandel durch geeignete Rahmenbedingungen 
und gezielte Anreize wachstumsfördernd zu begleiten. Die 
evidenzbasierte und proaktive Ausrichtung der Regional-
politik der Bundesregierung wurde in der letzten Legisla-
turperiode bereits durch zahlreiche Maßnahmen gestärkt – 
unter anderem durch die Reform der GRW und die Weiter-
entwicklung des GFS. Dieser Ansatz sollte nun konsequent 
auch auf die anstehende Neuabgrenzung des Regionalför-
dergebiets übertragen werden. Ziel muss es dabei sein, 
einerseits die bewährten Vorteile der Regelgebundenheit 
der GRW, insbesondere hinsichtlich fairen Wettbewerbs, 
Transparenz, Planungssicherheit, etc., zu bewahren und 
andererseits der regionalen Heterogenität von Herausfor-
derungen und Potenzialen beim Neuzuschnitt der Förder-
kulisse gerecht zu werden. Da die Fördergebietskarte der 
GRW eine weit über das Förderprogramm hinausgehende 
Relevanz besitzt7, sollten Bund und Länder sehr sorgfäl-
tig diskutieren, welche (sozioökonomischen) Indikatoren in 
die Abgrenzung einfließen sollten.8 Die in diesem Beitrag 

7	 So stellt die GRW-Fördergebietskarte auch für zahlreiche weitere För-
derprogramme eine zentrale Bezugsgröße dar.

8	 Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie hat dazu im ersten 
Quartal 2025 bereits ein vorbereitendes Forschungsvorhaben vergeben.

dargestellten Analysen für das Beispiel der Automobil-
industrie legen nahe, dass Branchenstrukturen – insbe-
sondere aufgrund ihrer großen Relevanz für regionale 
Entwicklungspotenziale  – eine bedeutendere Rolle als 
bislang spielen sollten. Ob und inwiefern sie in das Regi-
onalindikatorenmodell zur Fördergebietsabgrenzung für 
den Zeitraum ab dem Jahr 2028 eingehen, werden Bund 
und Länder entscheiden.
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Mit integrativer Innovationspolitik ländliches 
Potenzial erschließen
Innovationspolitik begünstigt häufig urbane Regionen. Innovationsgetriebenes Wachstum 
muss aber nicht den Ballungsräumen vorbehalten sein. Aktuelle Forschungsergebnisse 
zu jungen innovativen Unternehmen in Deutschland zeigen, dass Innovation in ländlichen 
Regionen durch alternative Formen gedeihen kann, die sich als „Learning by Doing, Using, 
Interacting (DUI)“ zusammenfassen lassen. Um diese zu fördern, braucht es eine neue, eine 
integrativere Innovationspolitik.
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Im Rahmen der politischen Bestrebungen, gleichwerti-
ge Lebensverhältnisse in allen Regionen Deutschlands 
zu schaffen, hat der Bereich Innovation in den letzten 
Jahren an Bedeutung gewonnen (L’Hoest & Mauch, 
2019; BMWK, 2024, 2025). Eine Verzahnung von Innova-
tions- und Regionalpolitik soll nicht zuletzt in struktur-
schwachen ländlichen Regionen neue Entwicklungsim-
pulse setzen. In der derzeitigen Praxis steht dabei – als 
klassischer Ansatz der Innovationspolitik – die regions-
spezifische Förderung von Forschung und Entwicklung 
(F&E) relativ stark im Vordergrund. Die Literatur zeigt 
jedoch, dass F&E und das daraus resultierende wirt-
schaftliche Wachstum vor allem in urbanen Metropolre-
gionen, und weniger in ländlichen Regionen stattfinden 
(Broekel et al., 2023; Boschma et al., 2025). Eine F&E-
fokussierte Innovationspolitik verstärkt daher eher be-
stehende Stadt-Land-Ungleichheiten als sie abzubauen 

– und gerät damit leicht in Widerspruch zum regional-
politischen Gleichwertigkeitsziel. Damit einher geht, 
dass der typische F&E-Fokus der Innovationspolitik ei-
ne gewisse Defizitsicht auf Lern- und Wissensprozesse 
im ländlichen Raum suggeriert. Nach dieser Lesart sind 
entsprechende Räume aufgrund mangelnder Ressour-
cen und Möglichkeiten per se im Innovationsgeschehen 
benachteiligt und würden in der Folge unter wirtschaft-
lichen Gesichtspunkten mehr oder weniger automatisch 
gegenüber urbanen den Zentren ins Hintertreffen gera-
ten.

Es lohnt sich jedoch zu hinterfragen, ob sich die höhe-
re Forschungs- und Innovationsleistung urbaner Re-
gionen – gemessen an Indikatoren wie F&E-Ausgaben 
oder Patenten – im Zeitverlauf tatsächlich in einer stei-
genden Wirtschaftsleistung niederschlägt (vgl. Simmler 
& Garcia Dominguez, 2025). So lässt sich zeigen, dass 
der Anteil der Bruttowertschöpfung der urbanen Räume 
an allen Regionen in Deutschland seit mehr als 20 Jah-
ren weitgehend stabil geblieben ist, der wirtschaftliche 
Vorsprung städtischer Regionen also nicht zugenom-
men hat und, wenn überhaupt, leicht zurückgegangen 
ist (Abbildung 1). Geht man gemäß makroökonomischer 
Theorie davon aus, dass technologischer Fortschritt die 
Hauptursache für wirtschaftliches Wachstum ist (Hel-
pman, 2004), legt dies die Vermutung nahe, dass durch 
die „F&E-Brille“ der Innovationsvorsprung urbaner Zen-
tren womöglich überschätzt wird. Gleichzeitig stellt sich 
die Frage, wie Innovation und Wachstum in ländlichen 
Regionen auch jenseits von F&E gelingen. Im Folgen-
den wird dies anhand neuer Forschungsergebnisse zu 
jungen Unternehmen gezeigt, da Unternehmensgrün-
dungen eine wichtige Quelle volkswirtschaftlicher Inno-
vationen darstellen.

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de


ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
415

Zeitgespräch

Abbildung 1
Anteil urbaner Räume an der Bruttowertschöpfung 
aller deutscher Regionen über die Zeit

Quelle: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder; eigene Dar-
stellung; Einteilung in ländlich/urban nach der Thünen-Typologie (Küpper, 
2016).

Innovation jenseits von F&E am Beispiel von 
Jungunternehmen

In den letzten Jahren hat eine Reihe von Forschungsarbei-
ten begonnen, das klassische „Innovation braucht urba-
ne Zentren“-Bild zu hinterfragen (z. B. Fritsch & Wyrwich, 
2021a; Glückler et al., 2023) und die Besonderheiten im 
Innovationsgeschehen ländlicher Regionen in den Blick zu 
nehmen (z. B. Fritsch & Wyrwich, 2021b; Runst & Thomä, 
2024; Reher et al., 2024). Innovationsprozesse ohne F&E 
werden dabei – der Terminologie von Jensen et al. (2007) 
folgend – häufig als anwendungsorientierte Prozesse auf 
der Basis von „Learning by Doing, Using, Interacting“ (so-
genannter DUI-Modus) beschrieben. Im Gegensatz dazu 
gilt der „Learning by Science, Technology, Innovation“-
Modus (kurz STI-Modus) mit seiner Betonung von F&E 
und Patentanmeldungen als typisches Merkmal urbaner 
Zentren (Hädrich et al., 2024). Obwohl der DUI-Modus in 
den letzten Jahren in der regionalen Innovationsliteratur 
zunehmend Beachtung gefunden hat (z. B. Parrilli et al, 
2020; Hervás-Oliver et al., 2021; Reher et al., 2024), steht 
seine Berücksichtigung in der Praxis der regionalen Wirt-
schafts- und Strukturpolitik noch am Anfang, nicht zuletzt 
aufgrund der Schwierigkeiten der Messbarkeit (Alhusen et 
al., 2021).

Am Beispiel von Gründungsdaten haben Runst und 
Thomä (2025) jüngst den Zusammenhang zwischen In-
novationsmodus und Wachstum näher untersucht. Junge 
Unternehmen1 in Deutschland verfolgen demnach sowohl 

1	 Hier definiert als neu gegründete Unternehmen, die maximal sieben 
Jahren alt sind.

F&E-orientierte als auch nicht-F&E-orientierte Lern- und 
Innovationsweisen und kombinieren sie mitunter auch 
(Tabelle 1): Es gibt Unternehmen, die primär im F&E-
orientierten STI-Modus innovieren und dabei auf eigene 
F&E-Kompetenzen und den Austausch mit externen wis-
senschaftlichen Einrichtungen zurückgreifen („STI Basis“ 
und „STI plus“). Andere junge Innovatoren setzen dage-
gen ausschließlich oder vorrangig auf den nicht-F&E-ori-
entierten DUI-Modus. Ihre Lern- und Innovationsquellen 
basieren vor allem auf Qualifikationen aus der beruflichen 
Bildung, aus praktischer und anwendungsbezogener 
Problemlösungskompetenz und dem interaktiven Lernen 
entlang der Wertschöpfungskette mit Kunden und Liefe-
ranten („DUI Basis“ und „DUI plus“).  Im Ergebnis stehen 
hier häufig schrittweise Verbesserungen, Weiterentwick-
lungen und kundenindividuelle Modifikationen. Die Unter-
nehmen der beiden „Plus“-Gruppen haben ihren internen 
Schwerpunkt zwar entweder im DUI- oder STI-Modus, 
nutzen aber häufig zusätzlich dazu noch entsprechende 
Innovationsimpulse aus dem externen Umfeld (Tabelle 1).

Die Untersuchung von Runst und Thomä (2025) zeigt, 
dass – mit Ausnahme des starken oberen Umsatzwachs-
tumssegments der STI-Unternehmen – nur moderate 
Unterschiede in der wirtschaftlichen Performance zwi-
schen DUI- und STI-orientierten Gründungen bestehen. 
Insbesondere die Wachstumsperformance der DUI-plus- 
und STI-plus-Gruppen ähnelt einander, wenn man vom 
obersten Fünftel der wachstumsstärksten Unternehmen 
absieht. Bei den Beschäftigtenzahlen finden sich sogar 
höhere Wachstumsraten für die DUI-Gründungen. Darü-
ber hinaus gibt es Hinweise auf höhere Überlebensraten 
von DUI-Gründungen (im Vergleich zu STI-Unternehmen), 
d. h. ihr Marktaustrittsrisiko ist geringer. Aus Sicht der 
Politik bestätigt dies zwar zunächst die Vermutung, dass 
F&E-basierte Innovationstätigkeit und wirtschaftliches 
Wachstum wie erwartet in einem positiven Zusammen-
hang stehen. Gleichzeitig aber greift die ausschließli-
che Betrachtung des Innovationsgeschehens durch die 
„F&E-Brille“ offensichtlich zu kurz. Denn die empirischen 
Befunde sprechen zugleich dafür, das Wertschöpfungs-
potenzial nicht-F&E-orientierter junger Innovatoren und 
damit die Rolle des DUI-Modus für das wirtschaftliche 
Wachstum nicht zu unterschätzen: Sobald der Bereich 
des Nullwachstums verlassen wird, ist die wirtschaftliche 
Performance junger, innovationsaktiver Unternehmen in 
der Regel höher als die nicht-innovativer Gründungen, 
und zwar unabhängig davon, ob der Fokus auf STI oder 
auf DUI liegt.

DUI als Innovationsmodus des ländlichen Raums?

Tabelle 2 gibt einen Überblick zur räumlichen Verteilung 
der eben beschriebenen Innovationsmodi für fünf ver-
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schiedene Regionstypen. Dabei zeigt sich zunächst, dass 
die Verteilung der nicht-innovationsaktiven Jungunter-
nehmen in etwa analog zur Bevölkerungsverteilung ver-
läuft, d. h. entgegen häufig geäußerter Vermutungen ist 
das Fehlen von Innovationsaktivitäten in ländlichen Regi-
onen nicht überproportional ausgeprägt. Darüber hinaus 
zeigen sich deutliche räumliche Muster in Abhängigkeit 
vom Innovationsmodus: So sind junge F&E-orientierte 
Unternehmen, die ihren Innovationsschwerpunkt im Be-
reich des STI-Modus haben, erwartungsgemäß beson-
ders stark im urbanen Raum vertreten – ein klarer Hinweis 
auf die oben diskutierte Konzentration entsprechender 
Innovationsaktivitäten in städtischen Regionen. Je länd-
licher eine Standortregion hingegen ist, desto größer fällt 
dagegen die Bedeutung des DUI-Modus aus. Die Unter-
nehmen der beiden diesbezüglichen Gruppen (DUI Basis, 
DUI plus) sind relativ häufig sowohl in ländlichen Regio-

nen mit guter als auch in solchen mit weniger günstiger 
sozioökonomischer Lage angesiedelt. Außerdem fällt auf, 
dass sowohl DUI-plus als auch STI-plus Unternehmen, 
beides Innovatorentypen mit ausgeprägten externen 
Verflechtungen, im Vergleich zur jeweiligen Basisgruppe 
(DUI Basis bzw. STI Basis) häufiger in sozioökonomisch 
schwächeren Räumen anzutreffen sind. Hier kann ver-
mutet werden, dass überregionale Verbindungen genutzt 
werden, um fehlende lokale Ressourcen und Möglichkei-
ten zu kompensieren.

Performanceunterschiede zwischen urbanen und 
ländlichen Standorten?

Diese räumliche Verteilung der Innovationsmodi junger 
Unternehmen lässt vermuten, dass innovationsbasiertes 
Wachstum auch in ländlichen Regionen (und unabhängig 

Tabelle 1
Innovationsmodi junger Unternehmen

Quelle: eigene Auswertung auf Basis des IAB/ZEW Gründungspanels. Für weitere Details siehe Runst und Thomä (2025).

DUI Basis DUI plus STI Basis STI plus

Innovations-
treiber

-   Interne Wissensbasis: Fokus
    auf beruflich-praktisches 
    Wissen
-   Z. T. externes wissenschaft-
    lich-technologisches Wissen

-   Interne Wissensbasis: eher
    beruflich-praktisches Wissen
-   Mitarbeitereinbindung
-   Aufnahme externen, 
    anwendungsnahen 
    Branchenwissens

-   Interne Wissensbasis: Fokus
     auf eigene F&E-Kompetenzen

-   Interne Wissensbasis: vor
    allem F&E
-   Externes wissenschaftlich-
    technologisches Wissen
-   Mitarbeitereinbindung

Typische 
Merkmale

-   Erprobte/allgemein gebräuch-
    liche Technik
-   Häufig Technologie von Dritten 
    (Diffusion)
-   Marktneuheiten allenfalls 
     regional
-   Zugehörigkeit zum Handwerk

-   Relativ hoher technolo-
    gischer Neuheitsgrad
-   Nennenswerter Output im 
    Bereich nationaler und welt-
    weiter Marktneuheiten
-   Zugehörigkeit zum Handwerk

-   Hoher technologischer 
     Neuheitsgrad
-   Sehr stark bei weltweiten
     Marktneuheiten

-   Hoher technologischer
     Neuheitsgrad
-   Überdurchschnittlich bei
     nationalen und weltweiten
     Marktneuheiten

Tabelle 2
Innovationsmodi junger Unternehmen, Verteilung aller Unternehmen nach Raumtyp
in %

Quelle: eigene Auswertung auf Basis des IAB/ZEW-Gründungspanels und der Thünen-Typologie von Küpper (2016). Für nähere Informationen zur Daten-
grundlage siehe Runst und Thomä (2025).

Bevölkerungs
verteilung 

(2013)

Innovationsmodi junger Unternehmen

Keine Innovation DUI Basis DUI plus STI Basis STI plus

Urban 42,8 41,61 39,49 45,03 58,50 57,84

Eher ländlich/weniger gute sozioökonomische Lage 15,6 17,45 12,76 21,24 14,76 14,25

Eher ländlich/gute sozioökonomische Lage 14,6 14,69 16,83 9,67 8,24 12,00

Sehr ländlich/gute sozioökonomische Lage 10,9 10,96 16,28 9,77 12,19 5,46

Sehr ländlich/weniger gute sozioökonomische Lage 16,1 15,29 14,63 14,29 6,31 10,45

100 100 100 100 100 100
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Abbildung 2
Wachstumsraten von Nicht-F&E- und F&E-Innova-
toren entlang der Umsatzwachstumsverteilung

Hinweis: Quantilsregression; erklärende Variable: ländlicher vs. urbaner 
Standort.

Die Abbildung zeigt das Wachstum von ländlichen gegenüber urbanen 
jungen Unternehmen über verschiedene Quantile der Umsatzwachs-
tumsverteilung hinweg, jeweils für F&E- und Nicht-F&E-Innovatoren. Zu-
sätzlich sind an den Quantilen die durchschnittlichen Wachstumsraten 
dargestellt. Der schattierte Bereich stellt die Konfidenzintervalle um die 
Quantilsregressionskoeffizienten dar. 

Lesebeispiel: Die 10 % der Nicht-F&E-Innovatoren mit dem niedrigsten 
Umsatzwachstum weisen ein durchschnittliches jährliches Wachstum 
von -22,2 % auf. In dieser Gruppe gibt es keinen Unterschied zwischen 
ländlichen und urbanen Jungunternehmen. Die 10% der Nicht-F&E-In-
novatoren mit dem höchsten Umsatzwachstum weisen ein durchschnitt-
liches Wachstum von +272,2 % auf. Innerhalb dieser Gruppe ist das 
Wachstum der ländlichen Unternehmen etwa 13 Prozentpunkte höher als 
das der urbanen Jungunternehmen.

Quelle: eigene Auswertung auf Basis des IAB/ZEW Gründungspanel.

von der sozioökonomischen Lage) stattfindet. In der Pra-
xis kann dies bedeuten, dass Innovationspolitik für länd-
liche Regionen neben den klassischen F&E-orientierten 
Impulsen auch andere Innovationsquellen in den Blick 
nehmen sollte, die näher am DUI-Modus liegen, z. B. der 
Ausbau lernförderlicher Arbeitsumgebungen in kleinen 
Unternehmen, die Anregung anwendungsnaher, intra- 
und interregionaler Innovationskooperationen entlang 
von Wertschöpfungsketten oder die stärkere Berück-
sichtigung der Rolle von Einrichtungen der beruflichen 
Bildung für die Funktionsfähigkeit regionaler Innovations-
systeme (für eine Diskussion entsprechender Ansätze 
siehe Thomä & Bizer, 2021 und Hädrich et al., 2024).

Eine wichtige Voraussetzung für die Begründung einer 
solchen Ausrichtung wäre freilich, dass die gute Wachs-
tumsperformance der nicht-F&E-orientierten DUI-Un-
ternehmen nicht ihrerseits einseitig von den im urbanen 
Raum angesiedelten Vertretern dieser Gruppe getragen 
wird. Die diesbezügliche Auswertung des IAB/ZEW-
Gründungspanels deutet darauf hin, dass dies nicht der 
Fall ist. Abbildung 2 zeigt die Ergebnisse einer Quantils-
regression auf Unternehmensebene. Das jährliche Um-
satzwachstum in Prozent stellt die abhängige Variable 
dar, während eine Dummy-Variable für ländliche Stand-
ortregionen neben einer Reihe von Kontrollvariablen die 
wichtigste erklärende Variable ist. Idealerweise würde ei-
ne entsprechende Auswertung getrennt für die verschie-
denen aufgezeigten Innovationsmodi erfolgen. Aufgrund 
der begrenzten Beobachtungszahl im Datensatz ist dies 
jedoch nicht möglich. Ob ein Innovator mit oder ohne 
F&E innoviert (und somit dem DUI- oder dem STI-Modus 
näher ist), lässt sich mit den verwendeten Daten hinge-
gen als Näherungsgröße jedoch valide im Zeitverlauf un-
tersuchen (Abbildung 2).

Das Ergebnis zeigt Folgendes: Bei den Nicht-F&E-Inno-
vatoren mit Fokus auf den DUI-Modus bestehen insge-
samt kaum signifikante Unterschiede zwischen jungen 
Unternehmen aus ländlichen und urbanen Standorten. Im 
obersten Quantil ist der Einfluss der Ländlichkeit auf das 
Wachstum sogar offenbar leicht positiv. Innovationsak-
tivitäten junger Unternehmen auf Basis des DUI-Modus 
tragen also durchaus in nicht unerheblichem Maße zur 
wirtschaftlichen Dynamik ländlicher Regionen bei. Bei 
den F&E-orientierten Innovationsaktivitäten mit Schwer-
punkt im Bereich des STI-Modus hingegen bestätigt sich 
das Zurückfallen ländlicher Regionen auch unter Perfor-
mance-Gesichtspunkten: So sind F&E-orientierte junge 
Unternehmen in ländlichen Regionen nicht nur seltener 
vertreten, auch ihre wirtschaftliche Leistungsfähigkeit in 
den oberen Segmenten der Wachstumsverteilung fällt im 
Vergleich zu ihren Pendants im urbanen Raum signifikant 
ab. Insgesamt deuten die Ergebnisse also darauf hin, 

dass die Wachstumsleistung verschiedener Innovations-
modi vom regionalen Standort abhängig ist. In ländlichen 
Regionen, in denen der DUI-Modus stark vertreten ist, 
zeigt sich ein Wachstumsvorteil der entsprechenden Un-
ternehmen. In urbanen Regionen ist es umgekehrt. Hier 
punkten STI-orientierte Unternehmen mit hohen Wachs-
tumsraten.
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Title: Rethinking Innovation Policy: Unlocking Rural Potential beyond R&D
Abstract: Innovation policy often focuses on research and development (R&D) and favours urban centres, therefore rural regions are 
frequently overlooked. This paper challenges the underlying assumption that innovation-driven growth predominantly occurs in met-
ropolitan areas. Using recent research on young innovative firms in Germany, it demonstrates that innovation in rural areas can flourish 
through alternative modes of innovation beyond R&D, which can be summarised as ‘learning by doing, using and interacting (DUI)’. The 
find¬ings advocate a broader understanding of innovation that recognises the unique strengths of rural regions. A more inclusive inno-
vation policy could reconcile the goals of economic efficiency and regional equity more effectively than was previously thought possible. 

Mehr als F&E: Innovationspotenziale ländlicher 
Räume neu denken

Für die wirtschaftliche Entwicklung ländlicher (und urba-
ner) Regionen ist die Innovationstätigkeit von Unterneh-
men ein zentraler Faktor. In der Praxis stehen politische 
Entscheidungsträger vermeintlich vor der Aufgabe, hier-
bei zwischen ökonomischer Effizienz und Gleichwertig-
keit der Lebensverhältnisse abwägen zu müssen: Wenn 
F&E-basierte Innovationstätigkeit in urbanen Zentren 
wahrscheinlicher ist als auf dem Land (z. B. gemessen 
an der Zahl der Patente pro Kopf), sollte dann privat-
wirtschaftliche F&E auch in ländlichen Regionen mit 
Entwicklungsrückstand gefördert werden, selbst wenn 
die damit verbundenen Innovations- und Wachstumsef-
fekte im Durchschnitt geringer ausfallen als in urbanen 
Metropolregionen, getreu dem Motto „Gleichwertigkeit 
kostet“?

Vor diesem Hintergrund regt der vorliegende Beitrag ei-
nen Perspektivwechsel an: Am Beispiel von Gründungen 
wird gezeigt, dass Innovation und daraus resultierendes 
regionales Wirtschaftswachstum auf unterschiedlichen 
Wegen gelingen können und dass der klassische F&E-
Fokus der Innovationspolitik davon nur einen (gleichwohl 
zweifellos wichtigen) Weg erfasst. Die Ergebnisse zeigen, 
dass Innovationsaktivitäten junger Unternehmen – jen-
seits von F&E und Patentanmeldungen – auch im ländli-
chen Raum erfolgreich sind. Statt sich nur auf die Kom-
pensation standortbedingter Nachteile ländlicher Regio-
nen zu konzentrieren, weist der genutzte Innovationsmo-
dus-Ansatz auf die vorhandenen regionalen Stärken und 
Potenziale dieser Räume hin und spricht für ein breiteres, 
über F&E hinausgehendes Innovationsverständnis. Auf 
dieser Grundlage können die Wertschöpfungspotenziale 
ländlicher Regionen mit Entwicklungsrückstand von der 
Politik klarer in den Blick genommen werden. Insofern ist 
der eingangs beschriebene Trade-off zwischen den typi-
schen Zielen von Innovations- und Regionalpolitik unter 
Umständen gar nicht so groß wie häufig angenommen. 
Eine Politik, die die regionale Wirtschaftsentwicklung in 
ländlichen Räumen voranbringen will, muss ihren Blick 
auf das, was Innovation ist und sein kann, möglicherweise 
nur erweitern und ihre Ansätze und Instrumente entspre-
chend konsequent darauf ausrichten.
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Weitgehend unbemerkt von der breiten Öffentlichkeit fin-
det derzeit in einer deutschen Kohleregion ein spannendes 
politisches Experiment statt: die gezielte Entwicklung einer 
peripheren Region durch außergewöhnlich hohe Investiti-
onen in Forschung und Entwicklung sowie Wissenschaft. 
Gesetzliche Grundlage hierfür ist das im Jahr 2020 in Kraft 
getretene Strukturstärkungsgesetz Kohleregionen (StStG), 
das den vom Kohleausstieg betroffenen Regionen rund 41 
Mrd. Euro an Finanzhilfen bereitstellt. Davon entfallen etwa 
11 Mrd. Euro (einschließlich der Mittel aus dem europäi-
schen Just Transition Fund) auf die brandenburgische Lau-

sitz. In einem deutschlandweit einzigartigen Prozess haben 
sich die wirtschaftspolitischen Entscheidungsträger dafür 
entschieden, einen großen Teil der Mittel in den Bereich 
Forschung und Innovation zu investieren. Bis 2038 sollen 
Finanzhilfen in Höhe von rund 6 Mrd. Euro in Hochschulen, 
außeruniversitäre Forschungseinrichtungen und einen Sci-
ence Park in der brandenburgischen Lausitz fließen. Eine 
solche Summe ist europaweit einzigartig und wirft unwei-
gerlich die Frage auf: Ist dieses Geld gut angelegt?

Theoretische Einordnung

Ausgaben für Wissenschaft beeinflussen die regionale 
Wirtschaftsentwicklung über mehrere Kanäle: Sie stimu-
lieren die regionale Nachfrage durch das Einkommen von 
Wissenschaftler:innen und Studierenden, ermöglichen In-
vestitionen in wissenschaftliche Infrastrukturen und tragen 
zur Ausbildung hochqualifizierter Fachkräfte bei. Zudem 
generieren sie wirtschaftlich verwertbares Wissen und 
fördern den Wissenstransfer in die Praxis, insbesondere 
durch Kooperationen mit Unternehmen. Die Literatur un-
terscheidet zwischen kurzfristigen Nachfrageeffekten, die 
direkt über das Personal von Forschungseinrichtungen und 
Hochschulen sowie über die Beschaffungs- und Bautätig-
keit entstehen, und langfristigen Angebotseffekten, die die 
Ausstattung der Region mit Produktionsfaktoren (wie Fach-
kräften, Technologien und Wissen) verbessern. Während 
erstere sofortige Wirkungen entfalten, wirken letztere mit 
einem längeren Zeithorizont nachhaltiger und stärken die 
Wettbewerbsfähigkeit der Region.

Zu den kurzfristigen Nachfrageeffekten: De facto sind die 
beträchtlichen Ausgaben für die Wissenschaft zusammen 
mit vielen anderen Maßnahmen im Rahmen des Investiti-
onsgesetzes Kohleregionen (InvKG) ein umfangreiches 
regionales Konjunkturprogramm. Laut Schätzungen von 
Berger et al. (2025) beläuft sich der regionale Nachfrageef-
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fekt auf rund 7,3 Mrd. Euro – ein erheblicher fiskalpolitischer 
Impuls für eine Region, deren Bruttoinlandsprodukt bei et-
wa 23 Mrd. Euro (im Jahr 2022) liegt (VGRdL, 2024). Auf-
grund begrenzter Kapazitäten wird die regionale Wirtschaft 
diesen starken Nachfrageimpuls nur teilweise bedienen 
können. Es ist jedoch weder wirtschaftlich noch sinnvoll, in 
kurzfristig stark expandierenden Sektoren wie dem Bauge-
werbe dauerhafte Kapazitäten aufzubauen, die nach 2038, 
wenn die Finanzhilfen ausgelaufen sind, womöglich nicht 
mehr benötigt werden und dann die Region vor neue struk-
turelle Probleme stellen.

Noch bedeutsamer ist jedoch die Frage, ob dieser wirt-
schaftspolitische Ansatz geeignet ist, die Produktivität, die 
Produktentwicklung und damit auch die Wettbewerbsfä-
higkeit der Region mittel- bis langfristig spürbar zu steigern. 
Gerade in diesen Bereichen sind viele ostdeutsche Regio-
nen nach wie vor vergleichsweise schwach aufgestellt und 
sehen sich mit strukturellen Herausforderungen konfron-
tiert, die nicht allein durch kurzfristige Maßnahmen über-
wunden werden können.

Auf nationaler Ebene ist der positive Zusammenhang zwi-
schen Wissenschaftsausgaben und Wirtschaftswachstum 
gut belegt (Aghion & Howitt, 1992, 2006). Auf regionaler 
Ebene zeigen Studien jedoch unterschiedliche Befunde. 
Valero und van Reenen (2019) sowie Südekum (2025) zei-
gen empirisch, dass die Stärkung regionaler Hochschulen 
langfristiges Wachstum fördern kann. Skeptischere Ergeb-
nisse finden sich bei Brown (2016) und Bonaccorsi (2017), 
die betonen, dass Wissenschaftsausgaben ohne passende 
regionale Unternehmenspartner oft keine Wirkung entfalten.

Das regionale Innovationssystem in  Lausitz

Zur Erklärung der unterschiedlichen empirischen Befunde 
eignet sich das Konzept des regionalen Innovationssys-
tems (RIS). Dieses umfasst alle Akteure und Institutionen, 
die an der Entwicklung und Vermarktung neuer Technolo-
gien in einer Region beteiligt sind (Fritsch, 2013). Es besteht 
typischerweise aus zwei Subsystemen: der Wissensan-
wendung (vor allem durch regionale Unternehmen) und der 
Wissensgenerierung und -verbreitung (z. B. durch Hoch-
schulen, Forschungseinrichtungen und Gründerzentren) 
(Trippl et al., 2016). Die Leistungsfähigkeit eines RIS hängt 
nicht nur von der regionalen Akteurslandschaft, sondern 
auch von externen Verbindungen, institutionellen Rahmen-
bedingungen sowie der regionalen Ressourcenbasis ab. 
Entscheidend für die Innovationskraft ist eine kritische Mas-
se an Akteuren, eine hohe organisatorische Dichte und die 
Qualität der beteiligten Institutionen (Fritsch, 2013). In der 
regionalökonomischen Literatur herrscht Konsens darüber, 
dass starke RIS Wettbewerbsvorteile bieten. Regionen mit 
schwachen RIS, wozu die brandenburgische Lausitz zählt 

(Pomp, 2024), sind hingegen häufig durch geringes Wachs-
tum und niedrige Innovationskraft gekennzeichnet.

Periphere Regionen wie die Lausitz leiden häufiger unter 
Pfadabhängigkeiten, fehlenden Forschungseinrichtungen 
sowie einer schwachen inneren sowie äußeren Vernetzung 
(Trippl et al., 2016). Einige Befunde illustrieren die Schwä-
che des regionalen Innovationssystems (für ein umfangrei-
ches Zahlenmaterial hierzu siehe Berger et al., 2025):

•	 Die internen FuE-Aufwendungen in Brandenburg liegen 
deutlich unter dem Bundesdurchschnitt. Besonders auf-
fällig ist der niedrige Anteil privater FuE-Ausgaben, wäh-
rend der öffentliche Sektor den Großteil trägt. Auch die 
Zahl der FuE-Beschäftigten pro Einwohner ist deutlich 
geringer als in den Vergleichsregionen. Hinzukommen 
rückläufige Studierendenzahlen, wodurch die langfris-
tige Fachkräftebasis geschwächt wird (Berger et al., 
2024).

•	 Bei Patentanmeldungen pro Einwohner weist die Lausitz 
weiterhin einen Rückstand gegenüber dem Bundes-
durchschnitt auf. Zwar hat sich dieser in den letzten Jah-
ren leicht verringert, dies ist jedoch hauptsächlich darauf 
zurückzuführen, dass die bundesweiten Anmeldungen 
stärker zurückgegangen sind. Ebenso zeigen sich gerin-
gere Drittmitteleinnahmen pro akademischem Mitarbei-
ter, was auf eine begrenzte Wettbewerbsfähigkeit bei der 
Forschungsfinanzierung hindeutet.

•	 Die Analyse geförderter FuE-Verbundprojekte zeigt, 
dass der Anteil regionaler Wirtschaftspartner ähnlich 
hoch ist wie in Vergleichsregionen. Die Intensität der Zu-
sammenarbeit bleibt allerdings deutlich geringer, was 
die Effektivität des Wissenstransfers einschränkt.

Der Transfer von Wissen in die unternehmerische Praxis 
scheitert häufig an Barrieren wie fehlender Passfähigkeit 
zwischen Forschungs- und Wirtschaftsfeldern (Boschma 
& Gianelle, 2014), fehlenden Anreizen in der Wissenschaft 
(Kempton, 2015, 2019), unterschiedlichen Innovationsmodi 
(Isaksen & Trippl, 2016), geringer Absorptionsfähigkeit der 
Unternehmen (Cohen & Levinthal, 1990), schwachem Un-
ternehmergeist (Marques et al., 2019; Fritsch & Wyrwich, 
2014) oder unzureichenden kritischen Massen (Bonaccorsi 
et al., 2006). Diese Problemlage wird in der Literatur oft als 
Innovationsparadox adressiert. Regionen, die einen kräfti-
gen Innovationsschub besonders dringend benötigen, tun 
sich auch besonders schwer damit, wissenschaftliche Er-
kenntnisse in erfolgreiche Geschäftsmodelle umzusetzen.

Der neue Weg

Die Akteure der brandenburgischen Lausitz haben sich ent-
schieden, den Strukturwandel mit einem starken Fokus auf 
die Bereiche Forschung und Entwicklung sowie Wissen-
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Tabelle 1
Ausgewählte Investitionen in die Wissenschaft der 
brandenburgischen Lausitz (Arm 1 und Arm 2)

1 MWFK Brandenburg (2024). 2 einschließlich der Landesmittel. 3 DLR-
Institut für CO2-arme Industrieprozesse und DLR-Institut für Elektrifizierte 
Luftfahrtantriebe & Erschließung. 4 Datenstand 30.04.2024, primäre För-
derkategorie 2, ausschließlich Projekte mit einzigem Antragsteller aus 
Brandenburg. 5 Datenstand, wenn nicht anders angegeben, 15.04.2025.

Quellen: Projektlisten Arm 1 & Arm 2 der Staatskanzlei des Landes Bran-
denburg; Projektlisten des STARK Bundesprogramms.

Projekt
Summe5

(in Mio. Euro)

Medizinische Universität Lausitz – Carl Thiem (MUL-CT)1 3.700,02

Außeruniversitäre Forschung, davon 669,3

DLR3 565,9

Fraunhofer 64,1

Leibniz 39,4

Power-to-X-Kompetenzzentrum inklusive  
Demonstrationsanlagen 573,6

BTU, davon 340,4

BTU CS, chesco 238,0

BTU CS, EIZ 102,4

Ressortforschung (BfS, RKI, BBSR, BGR) 309

Lausitz Science Park (LSP) 58,0

Sonstige Fördermaßnahmen, davon 328,5

Projektförderung 307,4

STARK4 21,1

Summe 5.978,8

schaft zu gestalten. Wie eingangs bereits dargelegt, sind 
mit Stand April 2025 Ausgaben in Höhe von rund 6 Mrd. 
Euro für diesen Sektor vorgesehen. Die Mittel konzentrieren 
sich – von einigen wenigen Ausnahmen abgesehen – vor 
allem auf die kreisfreie Stadt Cottbus, das wirtschaftliche 
und kulturelle Zentrum der Region (Brachert et al., 2025).

Tabelle 1 gibt einen Überblick über die bisher bewilligten 
Maßnahmen im Förderbereich „Infrastrukturen für FuE, 
Wissenstransfers, Aus- und Weiterbildung“ in der bran-
denburgischen Lausitz. In die Auswertung wurden nur Pro-
jekte mit einem Zuwendungsvolumen von mehr als 10 Mio. 
Euro einbezogen. An erster Stelle steht die Gründung der 
Medizinischen Universität Lausitz – Carl Thiem (MUL-CT). 
Diese neue Einrichtung, die fast zwei Drittel der bewilligten 
Mittel ausmacht, ist ein Novum im deutschen Gesundheits-
wesen, da sie nicht als klassische medizinische Universität 
konzipiert ist, sondern den Schwerpunkt auf Gesundheits-
systemforschung legt. An zweiter Stelle folgen Projekte für 
außeruniversitäre Forschungsinstitute wie das Deutsche 
Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR), die Fraunhofer-
Gesellschaft und die Leibniz-Gemeinschaft. Diese Institute 
sind vor allem in Cottbus angesiedelt und erhöhen dort die 
Zahl der FuE-Beschäftigten. Das drittgrößte Vorhaben ist 
das Power-to-X-Kompetenzzentrum mit Demonstrations-
anlage. Hier soll Know-how für die Dekarbonisierung des 
interkontinentalen Verkehrs (Luftfahrt, Schifffahrt) und der 
chemischen Industrie bereitgestellt werden, indem synthe-
tische Kohlenwasserstoffe aus erneuerbaren Energien er-
zeugt werden. Dieses Zentrum gehört zur Zukunft – Umwelt 
– Gesellschaft (ZUG) Bundesgesellschaft.

An der Brandenburgische Technische Universität Cottbus-
Senftenberg (BTU CS) werden zwei große Projekte geför-
dert: das Energieinnovationszentrum (EIZ) und das Center 
for Hybrid Electric Systems Cottbus (chesco). Darüber hin-
aus fließen umfangreiche Mittel in die Ansiedlung und den 
Ausbau von Ressortforschungseinrichtungen an Bundes-
behörden. Ein wichtiger Bestandteil des neuen Ansatzes ist 
der Lausitz Science Park (LSP), der am Standort Cottbus 
Flächen für Erweiterungen von Universität und Instituten 
sowie für Ausgründungen und innovative Unternehmensan-
siedlungen bereitstellen soll. Die übrigen Finanzhilfen ent-
fallen auf verschiedene Programme der Projektförderung, 
darunter das STARK-Bundesprogramm.

Offensichtlich wird hier nicht gekleckert, sondern geklotzt. 
Das unterscheidet das Vorgehen deutlich von vielen ande-
ren vergleichbaren Versuchen in der Europäischen Union. 
Die Konzentration der Mittel auf die Stadt Cottbus, ver-
bunden mit dem Versuch, in einigen Bereichen kritische 
Massen zu erreichen, dürfte auch über die Lausitz hinaus 
von Interesse sein. Kritische Massen können entstehen in 
Schlüsselbereichen wie der Gesundheitssystemforschung, 

dem emissionsarmen Fliegen, der Energietechnik und der 
Sensortechnik. Ebenfalls bedeutsam sind Hochtempera-
turwärmepumpen, Speichertechnologien sowie anwen-
dungsorientierte Mikroelektronik und -sensorik. Der ge-
plante Lausitz Science Park bietet für diese Entwicklungen 
einen Rahmen. Er soll nicht nur als Standort für diese neuen 
Institute dienen, sondern auch gezielt Ausgründungen und 
die Ansiedlung technologieorientierter Unternehmen för-
dern. Diese sollen durch die Nähe zu wissenschaftlichen 
Einrichtungen, kostengünstige Grundstücke und unterneh-
mensnahe Serviceleistungen ein passendes Habitat finden.

Die Kooperation mit dem Wissenschaftspark in Adlershof 
im Rahmen eines sogenannten Innovationskorridors, der 
von Berlin bis nach Cottbus reicht, signalisiert, dass groß 
gedacht wird und Cottbus Teil des Berliner Innovations-
ökosystems werden soll. Eine weitere direkte Folge der 
beschriebenen Investitionsoffensive in Forschung und Ent-
wicklung sowie Wissenschaft wird der deutliche Anstieg 
wissenschaftlicher Beschäftigung im öffentlichen Sektor 
sein – eine Verdopplung der entsprechenden Stellen gilt als 
realistisch (Berger et al., 2024, 2025). Die Verdopplung des 
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Title: Lusatia’s Next Chapter: Science as a Catalyst for the Region’s Renewal
Abstract: An exciting political experiment is currently taking place in a region that is phasing out coal in Germany, largely unnoticed 
by the general public: the strategic development of a small, rural peripheral region through exceptionally high investment in research, 
development and science. Approximately six billion euro of public funding has been approved for the Lusatia region in the state of 
Brandenburg for investment in universities, non-university research facilities and a science park by 2038. Such a sum is unique in Eu-
rope and inevitably raises the question: is this money well spent? Time will tell whether the Lusatia region will become a blueprint for 
science-driven structural change. The chances, however, look good.

wissenschaftlichen Personals schafft zusätzliche Schnitt-
stellen für den Technologietransfer und damit auch einen 
Mehrwert für KMU und Handwerk.

Ein entscheidendes Hemmnis für die angestrebte Entwick-
lung ist die demografische Entwicklung. Der Engpass an 
qualifizierten Arbeitskräften ist in der brandenburgischen 
Lausitz aufgrund der demografischen Entwicklung beson-
ders stark spürbar (Berger et al., 2024). Ohne Zuwanderung 
von in- und ausländischen Arbeitskräften einerseits und die 
weitere Aktivierung interner Arbeitsmarktreserven anderer-
seits dürfte die angestrebte Entwicklung nicht nachhaltig 
sein. Das Problem wird durch den Ausbau geeigneter Inf-
rastrukturen (Verkehrsverbindungen, Stadtentwicklung und 
Einrichtungen der öffentlichen Daseinsvorsorge) adressiert. 
Ob dies ausreicht und rechtzeitig erfolgt, bleibt abzuwarten.

Insgesamt stehen die Chancen nicht schlecht, dass das 
skizzierte Innovationsparadox in der brandenburgischen 
Lausitz überwunden werden kann. Dafür sprechen a) die 
bewusste räumliche Fokussierung auf Cottbus, wodurch 
kritische Massen entstehen, die auch für Akteure außerhalb 
der Region attraktiv sind, b) das ungewöhnlich hohe Finanz-
volumen, das in die Wissenschaft investiert wird, c) der lan-
ge Gestaltungszeitraum bis 2038, d) die steigende Zahl an 
Schnittstellen für Wissens- und Technologietransfer, e) der 
starke Anwendungsbezug der in die Region kommenden 
wissenschaftlichen Einrichtungen sowie f) die geografische 
Nähe zu Berlin, die Cottbus als Standort zusätzlich aufwer-
tet. Ob die brandenburgische Lausitz damit zu einem Mo-
dellfall für einen wissenschaftsgetriebenen Strukturwandel 
wird, ist jedoch eine Frage, die erst die kommenden Jahre 
beantworten können.
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Die Transformation hin zu einer CO2-neutralen Wirtschaft 
ist mit erheblichen Herausforderungen verbunden. Die 
Dekarbonisierung erfordert einen weiteren Ausbau der 
Produktion erneuerbarer Energien (EE) und eine wei-
testgehende Reduzierung der Treibhausgasemissionen 
durch die Entwicklung und Implementierung emissionsär-
merer Produktionsprozesse (SVR, 2021). Mit diesen Ver-
änderungen verbundene Chancen und Risiken verteilen 
sich aufgrund unterschiedlicher Standortbedingungen 
und Branchenstrukturen nicht gleichmäßig über die Regi-
onen in Deutschland.

Ein hoher energiewendebedingter Anpassungsdruck be-
steht auf der einen Seite vor allem in Regionen, die auf 
energieintensive Produktionsprozesse mit einem hohen 
CO2-Ausstoß (z. B. chemische Industrie) und die Herstel-
lung emissionsintensiver Produkte (z. B. Fahrzeuge mit 
Verbrennungsmotoren) spezialisiert sind (Dörr et al., 2024; 
Haas et al., 2024; Südekum & Rademacher, 2024). Auf der 
anderen Seite werden mit dem notwendigen Ausbau er-
neuerbarer Energien insbesondere für ländliche Räume 
besondere Entwicklungspotenziale verbunden (SRLE, 
2024; Többen et al., 2023). Welche Regionen am Ende von 
diesem ökologischen Strukturwandel profitieren, welche 
Standorte zurückfallen und ob sich die regionalen Dispa-
ritäten infolge der Transformation verringern oder vertie-
fen, lässt sich bislang noch nicht abschätzen (Südekum & 
Rademacher, 2024; Többen et al., 2023).

Unterschiedliche Chancen und Risiken der 
Energiewende

Abbildung 1 stellt anhand dreier Indikatoren die Chancen 
und Risiken der Energiewende für Kreise und kreisfreie 
Städte in Deutschland gegenüber. Die lokalen Risiken 
werden hier durch den geschätzten CO2-Ausstoß je Be-
schäftigten abgebildet (Südekum & Rademacher, 2024). 
Ein hoher Anpassungsdruck besteht demnach insbeson-
dere in Regionen, die auf energieintensive Industrien spe-
zialisiert sind, da der Indikator die CO2-Emissionen der 
Wirtschaftszweige mittels regionaler Branchenstrukturen 
auf die Regionen verteilt. Ein klares räumliches Muster 
zeigt sich dabei nicht. Regionen mit einem hohen öko-
logischen Transformationsdruck finden sich in Ost- und 
Westdeutschland; dünn besiedelte ländliche Gebiete sind 
ebenso betroffen wie kreisfreie Großstädte (Haas et al., 
2024).

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de
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Abbildung 1
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien und 
CO2-Emissionen je Kreis

GRW = Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur. 

Durch Onshore-Windenergie und Freiflächen-PV erzeugte Strommengen 
aus regionalisierten Jahresabrechnungen der Übertragungsnetzbetrei-
ber für das Jahr 2023 (Grundlage: Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG)), 
regionalisierte CO2-Emissionen für das Jahr 2019. Alle drei Indikatoren 
wurden zur Kontrolle von Größenunterschieden mit der Zahl sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigter 2019 normiert. Abgrenzung ländlicher 
Räume gemäß Thünen-Typologie. Ein Kreis wurde (nicht) dem GRW-För-
dergebiet zugeordnet, wenn die Mehrheit (Minderheit) der Bevölkerung 
des Kreises in einem GRW-Fördergebiet wohnt. Die pinken Linien kenn-
zeichnen den bundesweiten Durchschnitt.

Quelle: Übertragungsnetzbetreiber (EEG-Jahresabrechnungen), CO2-
Emissionen gem. Haas et al. (2024), Beschäftigtenstatistik der Bundes-
agentur für Arbeit (BA), eigene Berechnungen.

Die Chancen der ökologischen Transformation werden 
anhand der jüngst realisierten Stromerzeugung aus er-
neuerbaren Energien je Beschäftigten dargestellt. Wir 
betrachten Onshore-Windenergie und Freiflächen-Pho-
tovoltaikanlagen (PV). Beide Indikatoren weisen darauf 
hin, dass auch die energiewendebedingten Chancen re-
gional erheblich variieren. Kapazitäten für die Erzeugung 
von erneuerbarer Energie liegen demnach vor allem in 
ländlichen Regionen. Insbesondere die Strommenge aus 
Onshore-Windenergie konzentriert sich in strukturschwa-
chen ländlichen Regionen, die zu den Fördergebieten 
der Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur (GRW) gehören (insbesondere in 
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg sowie Schles-
wig-Holstein).

Einige dieser Regionen kennzeichnet gleichzeitig ein gro-
ßer Transformationsdruck aufgrund hoher CO2-Emissio-
nen pro Beschäftigten (Quadrant oben rechts). Hier tref-
fen demnach hohe Risiken der Transformation auf große 
Entwicklungspotenziale im Zuge des Ausbaus erneuerba-
rer Energien. In Regionen des linken oberen Quadranten 
ist die Energiewende vor allem mit Chancen verbunden, 
da sie bei einem geringen Transformationsdruck über 
große Kapazitäten zur Erzeugung erneuerbarer Energie 
verfügen.

Für urbane Regionen ist die ökologische Transforma-
tion mit deutlich geringeren Entwicklungspotenzialen 
aufgrund der Erzeugung erneuerbarer Energien verbun-
den. Tabelle 1 zeigt, dass nur 4 % des in Deutschland 
mit Onshore-Windenergieanlagen gewonnen Stroms in 
urbanen Regionen erzeugt werden und lediglich 3 % des 
Stroms aus Freiflächen-PV. Auf strukturschwache ländli-
che Räume entfallen demgegenüber rund 70 % (Onshore-
Windenergie) bzw. annähernd 60 % (Freiflächen-PV). Pro 
Beschäftigten ist die aus erneuerbaren Energien gewon-
nene Strommenge in den strukturschwachen ländlichen 
Regionen im Mittel um mehr als das 50-fache höher als in 
strukturstarken urbanen Regionen.

Trotz eines tendenziell höheren gewerblichen Stromver-
brauchs in strukturschwachen ländlichen Räumen (+35 % 
gegenüber dem Bundesdurchschnitt pro Beschäftigten), 
überschritt bereits 2023 die dort erzeugte Strommenge 
aus Freiflächen-PV und Onshore-Windenergieanlagen 
den gewerblichen Stromverbrauch um mehr als 80 %, 
während strukturstarke urbane Regionen einen rech-
nerischen „Autarkiegrad“ von nur 6 % des gewerbli-
chen Stromverbrauchs aufwiesen. Die vor allem in Süd-
deutschland stark überrepräsentierte energieintensive 
Industrie weist eine hohe Stromnachfrage auf, die durch 
das Stromangebot der solaren Erzeugungskapazitä-
ten vor Ort nicht gedeckt werden kann. Aufgrund des 

a) EEG-Strommenge aus Onshore-Windenergie 

b) EEG-Strommenge aus Freiflächen-Photovoltaikanlagen (PV)
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Tabelle 1
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien nach 
Regionstypen, 2023

EEG = Erneuerbare-Energien-Gesetz; GRW = Gemeinschaftsaufgabe 
Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur; PV = Photovoltaik.

Der ausgewiesene Stromverbrauch beschränkt sich auf das Verarbeiten-
de Gewerbe. Aufgrund von Geheimhaltungsfällen (Fallzahl-/Dominanz-
fallregel) werden für einzelne Gebietskörperschaften (z. B. Wolfsburg) 
keine Daten ausgewiesen. Insgesamt werden jedoch 93,2 % des Strom-
verbrauchs regionalisiert erfasst, auf diese Regionen entfallen 96,8 % 
der Beschäftigten. Mit 12,1 MWh/Beschäftigten ist in der Gruppe der 
Geheimhaltungsfälle ein stark überdurchschnittlicher Stromverbrauch 
zu beobachten. Die Stromerzeugungsleistung kann nur für Strommen-
gen regionalisiert werden, die der EEG-Förderung unterliegen. Die tat-
sächliche Erzeugungsleistung kann daher bundesweit um rund 10 % 
unterschätzt werden. Dies betrifft etwa die bei Freiflächen-PV stärker 
verbreitete Direktvermarktung. Zusätzlich macht sich insbesondere seit 
2021 der Wegfall der EEG-Förderung von Anlagen nach dem Ablauf des 
20-jährigen Förderzeitraums bemerkbar, sofern der Strom nach För-
derende direkt vermarktet wird. Abgrenzung ländlicher Räume gemäß 
Thünen-Typologie. Als GRW-Fördergebiete sind alle Kreise definiert, in 
denen die Mehrheit der Bevölkerung im Fördergebiet wohnt.

Quelle: Übertragungsnetzbetreiber (EEG-Jahresabrechnungen), Statis-
tisches Bundesamt (Jahreserhebung über die Energieverwendung der 
Betriebe des Verarbeitenden Gewerbes, im Bergbau und der Gewinnung 
von Steinen und Erden), Beschäftigtenstatistik der BA, eigene Berech-
nungen.

EEG-Strommenge

ländlich urban insgesamt

GRW-Fördergebiet

ja nein ja nein

Anteil je Regionstyp in %

Onshore-Windenergie 71,4 24,5 2,1 1,9 100

Freiflächen-PV 58,5 38,5 1,6 1,4 100

Fläche 51,2 40,1 3,3 5,4 100

Beschäftigte 21,2 28,3 19,5 31,0 100

Stromverbrauch 28,3 32,9 16,4 22,4 100

EEG-Strommenge sowie gewerblicher 
Stromverbrauch in MWh pro Beschäftigten je 

Regionstyp

Onshore-Windenergie 11,2 2,9 0,4 0,2 3,3

Freiflächen-PV 1,5 0,7 <0,1 <0,1 0,5

Stromverbrauch 7,3 6,3 4,4 3,9 5,4

rechnerischer „Autar-
kiegrad“ (in %) 181 59  9 6 73

hohen Eigenversorgungsgrads tragen die Produktions-
überschüsse in strukturschwachen Regionen fortschrei-
tend dazu bei, den Energieverbrauch in strukturstarken 
Regionen zu decken.1 Hinsichtlich des Autarkiegrades 
ist allerdings zu beachten, dass die Erzeugungsleistung 

1	 In diesem Zusammenhang ist jedoch darauf hinzuweisen, dass im 
Verarbeitenden Gewerbe 2023 nur 21 % des Energieverbrauchs (ein-
schließlich nichtenergetischem Verbrauch) auf den Energieträger 
Strom entfielen. Dies verdeutlicht die Herausforderungen der Dekar-
bonisierung, die sich nicht allein auf den Strommarkt beschränken 
kann.

unterjährig sehr volatil ist, d. h. der Strom wird nicht stets 
dann bereitgestellt, wenn er benötigt wird (Grimm et al., 
2024) – so schwankte die wöchentliche Erzeugungsleis-
tung 2024 laut Bundesnetzagentur zwischen 0,1-2,4 TWh 
(PV-Anlagen) bzw. 0,5-5,5 TWh (Onshore-Windenergie).

Insgesamt ist festzustellen, dass sich die Produktions-
standorte für erneuerbare Energien in starkem Maße in 
strukturschwachen ländlichen Regionen konzentrieren, 
die durch die GRW gefördert werden. Insofern stellt sich 
die Frage, inwieweit durch die ökologische Transformati-
on regionale Disparitäten in Deutschland reduziert wer-
den können. Zu einem Abbau regionaler Unterschiede 
kann der Transformationsprozess beitragen, wenn die 
strukturschwachen Regionen das damit verbundene Ent-
wicklungspotenzial realisieren können. Die Politik kann 
dies durch Fördermaßnahmen und die Setzung entspre-
chender (regulatorischer) Rahmenbedingungen unter-
stützen.

Unterstützung der Energiewende durch die GRW-
Förderung

Der weitere Aufbau von Kapazitäten zur Erzeugung er-
neuerbarer Energie wird ebenso wie die Umstellung von 
Produktionsprozessen auf emissionsärmere Technolo-
gien erhebliche Unternehmensinvestitionen erfordern. 
In strukturschwachen Regionen können solche betrieb-
lichen Investitionen durch die GRW gefördert werden. 
Gerade mit Blick auf die ökologische Transformation sind 
die Fördermöglichkeiten durch eine Reform der GRW im 
Jahr 2022 ausgeweitet worden. So wurde das Zielsys-
tem der Förderung erweitert und umfasst nun auch die 
Beschleunigung des Transformationsprozesses hin zu 
einer klimaneutralen Wirtschaft. So profitieren Betriebe, 
die durch die geförderten Investitionen ihre CO2-Emis-
sionen um mindestens 20 % senken, von einem erleich-
terten Zugang zur Förderung. Zudem wurden neue För-
dermöglichkeiten geschaffen (Alm & Clausen, 2023). In 
strukturschwachen Regionen können auch Investitionen 
in Anlagen unterstützt werden, die für den Übergang zu 
einer klimaneutralen Wirtschaft von entscheidender Be-
deutung sind (z. B. Solarpaneele, Batteriezellen, Windtur-
binen oder Elektrolyseure).2

Die GRW-Förderung der Transformationsprozesse in 
strukturschwachen Regionen wird jedoch nur dann zu ei-
nem Abbau der regionalen Disparitäten beitragen, wenn 
von ihr signifikante Effekte auf die wirtschaftliche Dyna-

2	 Mit der Erweiterung des GRW-Förderspektrums können „Energiein-
frastrukturen“ gefördert werden, „soweit sie für die Entwicklung der 
regionalen Wirtschaft von besonderer Bedeutung sind“ (BMWK, 
2024a).
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mik in den Fördergebieten ausgehen. Evaluierungen der 
GRW-Förderung konnten eine deutliche positive Wirkung 
der betrieblichen Förderung auf das Beschäftigungs-
wachstum der geförderten Betriebe sowie leicht positive 
Effekte auf die Medianlöhne nachweisen. Die Beschäf-
tigungseffekte erweisen sich auch langfristig als stabil 
(Grunau et al., 2025). Siegloch et al. (2025) zeigen im Kon-
text der GRW-Förderung zudem, dass raumspezifische 
Fördermaßnahmen wesentlich effektiver zur Verringerung 
regionaler Disparitäten beitragen als solche ohne explizi-
ten Raumbezug.

Regionale Wertschöpfungspotenziale heben

Die Produktion erneuerbarer Energien in strukturschwa-
chen ländlichen Räumen sollte sich auch in einer Steige-
rung der regionalen Wertschöpfung niederschlagen. Al-
lerdings führt etwa die Steuerzerlegung bei einem Fokus 
auf den Unternehmenssitz der Anlagenbetreiber dazu, 
dass die tendenziell strukturschwächeren Erzeugungs-
standorte nur unterproportional am Gewerbeertrag par-
tizipieren.3 Eine gerechtere Verteilung von Kosten und 
Nutzen der Energiewende könnte vor Ort zu höherer Ak-
zeptanz von Ausbaumaßnahmen beitragen. Neben den 
unmittelbaren regionalwirtschaftlichen Effekten in der 
Planungs- und Realisierungsphase des Anlagenausbaus 
(unter anderem durch Ersatzzahlungen, regionale Auf-
tragsvergabe und Finanzierung) sowie Pachteinnahmen 
und vergünstigten Strompreisen (inklusive lokaler Indus-
triestrom/Direktanbindung) in der Betriebsphase erstre-
cken sich kommunale Wertschöpfungspotenziale vor-
wiegend auf die Gewerbesteuer sowie Einnahmen durch 
sogenannte Ertragsbeteiligungsgesetze (gemäß § 6 EEG). 

Mit Ausnahme von Baden-Württemberg, Hessen, Schles-
wig-Holstein und Rheinland-Pfalz haben alle Flächen-
länder bereits Landesgesetze zur Ertragsbeteiligung 
erlassen. Im Regelfall können Kommunen an der Erzeu-
gungsleistung von Neuanlagen mit bis zu 0,2 ct/kWh par-
tizipieren. In bundesweiter Perspektive sind die kommu-
nalen Ertragsbeteiligungspotenziale begrenzt: Selbst bei 
einer Ausweitung auf Bestandsanlagen beliefe sich das 
Aufkommenspotenzial auf rund 300 Mio. Euro p. a. – dies 
entspräche bundesdurchschnittlich rund 0,2 % der kom-
munalen Steuereinnahmen.

3	 Die regionale Zuordnung der Gewerbesteuer basiert auf dem Anteil 
einer Betriebsstätte an den gesamten Lohnaufwendungen des Unter-
nehmens. Seit 2021 gilt für Windenergieanlagen und Freiflächen-PV 
jedoch eine Spezialzerlegungsnorm (10 % nach Lohnsummen, 90 % 
nach installierter Leistung). Allerdings greift diese Regelung nur „bei 
Betrieben, die ausschließlich Anlagen zur Erzeugung von Strom und 
anderen Energieträgern […] betreiben“ (§ 29 GewStG).

Aufgrund der räumlichen Konzentration der Erzeugungs-
leistung kann sich für einzelne (strukturschwache) Regi-
onen dennoch ein nennenswertes Aufkommenspotenzial 
ergeben (z. B. die Kreise Dithmarschen, Nordfriesland, 
Prignitz und Uckermark). Gesamtwirtschaftlich bedeut-
same Beschäftigungseffekte sind durch den Bau und den 
Betrieb von EE-Anlagen nicht zu erwarten.4 Grundsätzlich 
ist davon auszugehen, dass sich die stärksten Effekte (je-
doch überwiegend „Einmaleffekte“) in der Baubranche 
manifestieren. Das lokale Wertschöpfungspotenzial, das 
mit dem Bau und dem Betrieb von EE-Anlagen verbunden 
ist, sollte daher nicht überschätzt werden. Deshalb ist es 
wichtig, dass auch die lokale Wirtschaft insgesamt profi-
tiert, z. B. durch niedrigere Strompreise in strukturschwa-
chen Regionen mit hoher EE-Erzeugung.

Standortvorteile in strukturschwachen Regionen 
durch regionale Strompreise

Der deutsche Strommarkt besteht gegenwärtig aus ei-
ner einheitlichen Preiszone, d. h. der Strompreis kann re-
gional nicht abhängig von lokalem Angebot und lokaler 
Nachfrage variieren. Da die Kapazitäten des Stromnetzes 
nicht immer ausreichen, um regionale Ungleichgewichte 
zwischen der Energieproduktion und der Stromnachfra-
ge auszugleichen, sendet der einheitliche Preis falsche 
Signale. Dies führt zu Fehlanreizen und kostspieligen 
Korrekturmaßnahmen zur Behebung von Netzengpässen 
(Grimm & Ockenfels, 2025; Hirth, 2025).

Durch die begrenzten Netzkapazitäten trifft regelmäßig 
ein großes Angebot an erneuerbarer Energie in dünn be-
siedelten strukturschwachen Regionen auf eine geringe 
lokale Nachfrage. Dieser Überschuss an Strom wür-
de bei regionalen Preiszonen zu einem relativ niedrigen 
Strompreis führen. Dieser potenzielle Standortvorteil 
könnte Investitionen in den Aufbau (energieintensiver) 
Produktionen in strukturschwachen ländlichen Regio-
nen mit hoher Energieproduktion attraktiver machen. Ein 
bundesweit einheitlicher Strompreis spiegelt dagegen 
die Knappheitsverhältnisse vor Ort nicht wider. Investiti-
onsanreize durch günstigen Strom können nicht wirksam 
werden. Im Gegenteil führen regional unterschiedlich 
hohe Netzentgelte dazu, dass der Preis für Endkunden 
gerade dort besonders hoch ist, wo vergleichsweise viel 
erneuerbare Energie produziert wird (Hirth, 2025). Neben 
den Argumenten, die aus energiepolitischer Sicht für re-
gionale Strompreiszonen sprechen, gibt es somit auch 

4	 Für das Jahr 2023 wurden für den EE-Bereich insgesamt Bruttobe-
schäftigungseffekte in Höhe von 405.000 Personen abgeschätzt 
(BMWK, 2024b), ca. 1,1 % der Gesamtbeschäftigung. Die Wertschöp-
fungseffekte von Investitionstätigkeit und Anlagenbetrieb beliefen 
sich 2024 auf etwa 55 Mrd. Euro (BMWK, 2025), dies entspricht 1,5 % 
der Bruttowertschöpfung.
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Title: Can Structurally Weak Rural Areas Benefit from Energy Transition?
Abstract: Adjustment challenges and the potential for economic development linked to ecological transformation differ significantly 
across regions. Many lagging rural areas are important locations of renewable energy production and might thus benefit more than oth-
ers from energy transition. Investment subsidies provided by regional policy, regulation to increase local value added from renewable 
energy production, and regional energy pricing might help lagging regions to reap the potential benefits of the transformation process.

aus regionalpolitischer Perspektive Vorteile regionaler 
Strompreise.

Zweifellos ist der Übergang zu einem System regiona-
ler Preiszonen mit Herausforderungen verbunden. Zu-
dem wird als Argument gegen die Einführung regionaler 
Strompreise häufig angeführt, dass Standorte im Süden 
des Bundesgebiets in der Folge unter steigenden Strom-
preisen leiden könnten. Die Ergebnisse aktueller Studien 
lassen allerdings erwarten, dass es in Süddeutschland 
nur zu einem relativ geringen Preisanstieg kommen würde 
(0,3-0,5 ct/kWh); die vorwiegend betroffenen energiein-
tensiven Unternehmen könnten in Regionen mit steigen-
den Preisen zudem kompensiert werden, finanziert z. B. 
durch erzielte Engpassrenten (Hirth, 2025). Entscheidend 
für die Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen ist 
beim Strompreis außerdem der internationale Vergleich. 
Bei Beibehaltung des ineffizienten Strommarktdesigns 
droht der Standort Deutschland durch weiter steigende 
Stromkosten insgesamt an Boden zu verlieren (Grimm & 
Ockenfels, 2025).

Fazit

Inwieweit bestehen also Rahmenbedingungen und För-
derinstrumente, die es strukturschwachen Regionen 
ermöglichen, ihr energiewendebedingtes Entwicklungs-
potenzial zu nutzen? Die Reform der GRW mit ihren er-
weiterten Fördermöglichkeiten zur Beschleunigung des 
Transformationsprozesses dürfte hier einen wichtigen 
Beitrag leisten, denn der Übergang zu klimaneutralen 
Produktionsprozessen erfordert vor allem betriebliche 
Investitionen, die in den Fördergebieten durch die GRW 
unterstützt werden. Auch zur stärkeren Bindung der 
Wertschöpfung in den Erzeugerregionen wurden erste 
Reformschritte eingeleitet. Gleichzeitig können sich aber 
die erheblichen EE-Erzeugungskapazitäten aufgrund des 
bundesweit einheitlichen Strompreises nicht in einem 
Standortvorteil für strukturschwache ländliche Regionen 
niederschlagen. Insofern hat die Politik bislang noch nicht 
umfassende Voraussetzungen dafür geschaffen, dass die 
diesbezüglichen Entwicklungspotenziale in ländlichen 
GRW-Fördergebieten vollständig ausgeschöpft werden.
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Regionalentwicklung und Regionalpolitik im 
Lichte von NIMBY
Ein neuer, polit-ökonomisch fundierter Ansatz der Stadt- und Regionalentwicklung rückt 
die NIMBY-Interessen (Not In My Backyard) städtischer „Insider“ in den Mittelpunkt. Wir 
zeigen, dass ein quantitatives Modell neue Erkenntnisse über die deutschen Städte und 
Regionen liefert. Da dieser Ansatz Wohlfahrtsdifferentiale zwischen den Städten und 
Regionen impliziert, ergeben sich neue Perspektiven und Hebel für die Regionalpolitik. Diese 
kontrastieren mit einigen zentralen Einsichten des gegenwärtig in der Regionalanalyse und 
Politikberatung dominierenden Paradigmas des räumlichen Gleichgewichts bei freier Mobilität 
der Arbeitskräfte.
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Knapper Wohnraum und explodierende Mieten in attrak-
tiven Städten, große und wachsende regionale Ungleich-
heiten in den Einkommen, der Beschäftigung, der Infra-
struktur und Daseinsvorsorge, fehlende Jobs und Leer-
stand in abgehängten Städten und Regionen (BMWK, 
2024; SVR, 2024): Die Politik steht unter Handlungsdruck. 
Was ist zu tun? Ohne Verständnis der Bestimmungsfakto-
ren und Mechanismen der Entwicklung von Städten lässt 
sich kein Rat geben. Regionalpolitische Analysen und die 
Politikberatung orientieren sich gegenwärtig am Paradig-
ma des räumlichen Gleichgewichts: Haushalte sind mobil 
und wählen aus einer gegebenen Anzahl an Städten jene, 
die ihren Präferenzen am besten entsprechen.1

1	 Allen und Arkolakis (2025) und Fajgelbaum und Gaubert (2025) lie-
fern aktuelle Überblicke. Ahlfeldt et al. (2024), Seidel (2024) und der 
Sachverständigenrat (SVR, 2024) unterstreichen die Bedeutung für 
Deutschland.

Ein neuer, polit-ökonomisch fundierter „Stadtsysteman-
satz“ verfolgt eine radikal andere Perspektive: hier wer-
den NIMBY-Interessen (Not In My Backyard) der städti-
schen „Insider“ in den Mittelpunkt gerückt.2 Wir zeigen 
auf, welche Einsichten sich für die deutschen Städte und 
Regionen ergeben (Gehr & Pflüger, 2025). Wir diskutieren 
dann die Perspektiven dieses Ansatzes für die Regional-
politik.

Der polit-ökonomische Ansatz der 
Regionalentwicklung

Der neue Ansatz basiert auf drei Komponenten: funda-
mentalen Standortfaktoren, Größeneffekten und NIMBY-
Politiken. Abbildung 1 veranschaulicht die Zusammen-
hänge und die Ergebnisse von Gehr und Pflüger (2025). 
Horizontal ist die Aufteilung der Bevölkerung N auf urbane 
Räume Ni und ländliche Gebiete Nr abgetragen, vertikal 
die Pro-Kopf-Wohlfahrt der Städter vi und der Landbe-
wohner vr.

Fundamentale Standortfaktoren. Standorte unterschei-
den sich in ihren klimatischen Bedingungen, der Nähe zu 
Wasserwegen, Seen und Bergen, den Böden und ihrer 
Beschaffenheit, der Zentralität und Erreichbarkeit, etc. 
Diese prägen die Produktionsbedingungen (fundamenta-
le Produktivität) und die Lebensqualität (Konsumannehm-
lichkeiten).

2	 Ausgangspunkt sind die Arbeiten von Henderson (1974) und Albouy et 
al. (2019). Duranton und Puga (2023) führen den polit-ökonomischen 
Mechanismus ein. Gehr und Pflüger (2025) erweitern den Ansatz für 
den deutschen Kontext.

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de
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Größeneffekte. Die Größe von Städten geht mit Vor- und 
Nachteilen einher. Steigt die Zahl lokaler Arbeitskräfte 
ergeben sich Agglomerationseffekte – Lerneffekte, eine 
feinere Arbeitsteilung, ein besserer Fit der Jobs –, damit 
steigen Produktivität und Einkommen. Es wachsen aber 
auch die Kosten: Mieten steigen, Pendelwege werden 
länger, Verkehrswege verstopfen zunehmend. Das Zu-
sammenspiel von Vor- und Nachteilen impliziert einen 
glockenförmigen Verlauf der Pro-Kopf-Wohlfahrt. Ab-
bildung 1 veranschaulicht den „fundamental trade-off“. 
Wächst die Bewohnerzahl, so überwiegen zunächst die 
Vorteile, die Wohlfahrt steigt. Da die Kosten aber immer 
mehr zunehmen, wird ein Scheitelpunkt erreicht. Durch 
weitere Zuzügler sinkt die Wohlfahrt.

NIMBY. Haushalte wägen Vor- und Nachteile von Orten 
ab und wählen jenen, der die höchste Wohlfahrt liefert. Ist 
man bereits ansässig, kommt ein weiterer Gesichtspunkt 
ins Spiel, die Frage, wie sich neue Nachbarn auswirken: 
bringen sie insgesamt Vorteile, so sind Neuankömmlin-
ge willkommen; drohen Beeinträchtigungen, werden He-
bel in Bewegung gesetzt, um den Zuzug zu verhindern. 
Städtische „Insider“ mobilisieren ihre lokalen politischen 
Vertreter und diese implementieren NIMBY-Politiken: 
Regulierungen im Wohnungsmarkt, durch die das Woh-
nungsangebot verknappt und der Zuzug blockiert wer-
den.3 Diese werden so ausgestaltet, dass sich aus der 
Perspektive der „Insider“ die Vor- und Nachteile von Zu-
züglern die Waage halten: die „local governments“ setzen 
die lokal optimalen Stadtgrößen, N1 in Stadt 1 und N2 in 
Stadt 2. Die Abbildung unterstellt, dass Stadt 1 bessere 
Standortfaktoren hat, daher liegt ihr Nutzenscheitel höher 
als der von Stadt 2, v1 > v2.

So wird mit jedem Ort verfahren: Es entsteht die fal-
lend verlaufende schwarze Kurve, die die lokal optima-
len Stadtgrößen verbindet. Die Stadt mit der geringsten 
Wohlfahrt realisiert im Gleichgewicht gerade das Niveau 
des ländlichen Raumes. Hierbei ist unterstellt, dass im 
ländlichen Raum keine Größeneffekte auftreten: Die 
Wohlfahrt spiegelt sich somit im ländlichen Reallohn, dem 
Grenzprodukt der Arbeit, dargestellt durch die blaue Kur-
ve. Der Schnittpunkt der Kurven bestimmt dann die Wohl-
fahrt im ländlichen Raum vr und die Aufteilung der Bevöl-
kerung auf Städte und ländliche Gebiete.

„Outsider“ werden durch die lokalen Regulierungen mit 
Zuwanderungskosten konfrontiert. Diese sind für die 
Städte 1 und 2 durch die Pfeile p1 und p2 dargestellt: je 

3	 In der Praxis sind NIMBY-Politiken vielfältig: Bauflächenbegrenzun-
gen, Zonierung, Regulierungen der Nachverdichtung und Gebäude-
höhen, langwierige und bürokratische Prozesse für Baugenehmigun-
gen, exzessive Grünflächen (vgl. Duranton & Puga, 2023; Glaeser et 
al., 2005).

höher die lokal optimale Wohlfahrt, umso schärfer müs-
sen Regulierungen ausfallen, um Zuzug aus der Stadt mit 
der geringsten Wohlfahrt zu unterbinden. Im Gleichge-
wicht des Stadtsystems erreichen „Insider“ verschiede-
ner Städte wegen der heterogenen Standortfaktoren un-
terschiedliche Wohlfahrtsniveaus. Die NIMBY-Zuwande-
rungskosten bedingen, dass kein Haushalt in eine andere 
Stadt wandern will, das „Gleichgewicht“ wird durch die 
Regulierungen erzwungen.

Deutschlands Städte und Regionen aus der 
Perspektive des neuen Ansatzes

Wie lässt sich dieser Ansatz in der Praxis implementie-
ren? Wie kann seine Stichhaltigkeit überprüft werden? 
Gehr und Pflüger (2025) verwenden reichhaltige Daten-
sätze, um Größe und Struktur des deutschen Regional-
systems für das Basisjahr 2017 abzubilden und die Ergeb-
nisse extern zu validieren.

Quantifizierung. Einer Klassifikation des Bundesinstituts 
für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) folgend 
werden 264 urbane Räume als Städte definiert, die einen 
Bevölkerungsanteil von 89 % ausmachen. Die empirische 
Schätzung der Größeneffekte verwendet umfangreiche 
Mikrodaten.

•	 Regionale Arbeitsmarktdaten des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (SIAB-R) erlauben es, die 
Auswirkungen der Stadtgröße auf die Löhne zu ermit-
teln. Eine Regressionsanalyse liefert für diese Agglo-
merationseffekte eine Populationselastizität von 0,05: 
Verdoppelt sich die Stadtbevölkerung, so steigen die 
Löhne um 5 %.

•	 Mit Angebotsmieten von ImmoScout24 (RWI-GEO-
RED (RWI, 2019)) lässt sich die Populationselastizität 
der Kosten durch Mieten und Pendelwege schätzen: 
der Koeffizient beträgt 0,07.

•	 Daten für die Zeitkosten durch Verkehrsstaus kommen 
von einer Verkehrsbefragung des Bundesministeriums 
für Verkehr und Digitale Infrastruktur (BMVI, 2019). Der 
Schätzkoeffizient für diese Populationselastizität liegt 
ebenfalls bei 0,07.

Der Elastizitätsparameter der urbanen Kosten (0,14) über-
steigt damit jenen der urbanen Vorteile (0,05), sodass 
die Daten die unterstellten glockenförmigen Verläufe der 
Wohlfahrt unterstützen.

Die fundamentalen Standortfaktoren – lokale Produktivi-
täten und Konsumannehmlichkeiten – lassen sich mithilfe 
der geschätzten Elastizitäten und mit Bevölkerungs- und 
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Abbildung 1
Urbane Räume und ländliche Gebiete im polit-
ökonomischen Modell

Quelle: Gehr und Pflüger (2025).

Lohndaten aus dem Modell ableiten. Hierbei werden zwei 
Faktoren herausgerechnet: geografische Baubeschrän-
kungen und Transferzahlungen zwischen Städten (Henkel 
et al., 2021).

Das deutsche Stadtsystem. Diese Parameter werden 
dann mit den faktischen Stadtgrößen zusammenge-
bracht. Abbildung 1 zeigt das Ergebnis für das deutsche 
Stadtsystem. Bewohner Erlangens erreichen die höchs-
te Wohlfahrt, gefolgt von jenen in München, Böblingen 
und Frankfurt. Von den Top-7-Ballungsräumen, die in 
Deutschland besondere Aufmerksamkeit erfahren (Abbil-
dung 1 blau), folgen Stuttgart an Position 7, Düsseldorf an 
13, Köln an 24, Hamburg an 28, und Berlin an Stelle 123. 
Dazwischen befinden sich kleinere Städte, z. B. Ingolstadt 
und Wolfsburg, die wie Erlangen und Böblingen Stand-
orte wichtiger Unternehmen sind (Abbildung 1 lila). Grün 
gekennzeichnet sind Städte, die aufgrund ihrer Lebens-
qualität in der Platzierung nach vorne rücken.

Externe Validierung. Die Konfrontation mit unabhängiger 
empirischer Evidenz besteht das quantitative Modell von 
Gehr und Pflüger (2025) überzeugend.

•	 Die vom Modell implizierten Konsumannehmlichkei-
ten korrelieren stark mit unabhängig beobachtbaren 
Indikatoren der Lebensqualität: Natur, Tourismus, 
kulturelle Institutionen, Kriminalität, Umweltver-
schmutzung, Bildungsqualität und Gesundheitsver-
sorgung.

•	 Kontrastiert man das Wohlfahrtsranking mit dem Re-
aleinkommensranking von Weinand und von Auer 

(2020), welches Konsumdaten Statistischer Landes-
ämter für die lokalen Lebenshaltungskosten nutzt 
– gänzlich andere Daten also –, so liegt der Korrelati-
onskoeffizient über 0,9. Die Platzierungen der Städte 
sind ähnlich, Abweichungen plausibel: So rückt Berlin 
durch hohe Konsumannehmlichkeiten von Position 
149 (Weinand & von Auer, 2020) auf Platz 123 (Gehr & 
Pflüger, 2025).

•	 Das polit-ökonomische Modell impliziert, dass die 
Hauspreise nach Baukosten am Stadtrand den NIMBY-
Regulierungskosten entsprechen. Braun und Lee (2021) 
liefern Schätzwerte für die Bodenkosten, ein Proxy für 
den Keil zwischen Hauspreisen und Baukosten: Abbil-
dung 2a zeigt, dass diese sehr stark mit den NIMBY-
Regulierungen korrelieren.

•	 Hauspreise an den Rändern der Städte müssen ge-
mäß Modell aufgrund der NIMBY-Regulierungen umso 
höher sein, je attraktiver die Stadt ist. In Abbildung 2b 
sind die modellimplizierten Wohlfahrtsniveaus gegen 
die Mietpreise an den Stadträndern abgetragen. Die 
Korrelation ist überragend.

•	 Die Mietpreisgradienten verlaufen, wie vom Modell 
impliziert, von Stadtkern zu Stadtrand fallend. Das Ni-
veau der Mieten sollte wegen der Regulierungen in at-
traktiveren Städten aber höher sein. Das zeigt sich in 
den Daten: Die Kurve für München liegt über jener für 
Berlin.

Implikationen für die Regionalpolitik

Die regionalpolitischen Implikationen des neuen Para-
digmas sind – anders als jene der Theorien räumlichen 
Gleichgewichts – bislang weder systematisch aufgear-
beitet worden noch in die Politikberatung eingeflossen. 
Wir liefern nachfolgend eine erste Bestandsaufnahme von 
Ansatzpunkten.

Wohlfahrtsdifferentiale. Eine zentrale Implikation des polit-
ökonomischen Ansatzes ist die Existenz von Wohlfahrts-
differentialen: urbane Räume lassen sich hierarchisch 
ordnen in Städte mit hoher Wohlfahrt bis zu jenen mit 
Niveaus ähnlich dem ländlichen Raum (Abbildung 1). Das 
eröffnet Perspektiven für Politiken, die die Wohlfahrt zwi-
schen den Regionen angleichen.

Dieser Befund kontrastiert mit der Skepsis, die aus 
dem Konzept räumlichen Gleichgewichts folgt: War-
um sollten einzelne Regionen gefördert werden, wenn 
sich durch freie Wanderung vermittels „kompensie-
render Differentiale“ (z. B. örtliche Lebensqualität als 
Kompensation für hohe Mieten und geringe Löhne) 
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die (erwartete) Wohlfahrt über die Standorte hinweg 
ausgleicht?4

Existierende Städte sind zu klein. Aus Effizienzperspekti-
ve sind die Städte im polit-ökonomischen Modell zu klein 
(Albouy et al., 2019; Gehr & Pflüger, 2025). Lokale Politiker 
begrenzen die Stadtbevölkerung, sodass sich für die „In-
sider“ die lokalen Vor- und Nachteile an der Grenze gera-
de ausgleichen. In der Effizienzanalyse wird hingegen die 
Gesamtbevölkerung betrachtet, die sich auf die heteroge-
nen Standorte verteilen muss. Die Gesamtwohlfahrt wird 
maximal, wenn sich die Vor- und Nachteile von Zuzüglern 
an der Grenze für alle Orte ausgleichen. Die Heterogenität 
der Standortfaktoren bedingt, dass Städte aus Effizienz-
perspektive daher größer sein müssen, als von den loka-
len Politikern bestimmt.

Gehr und Pflüger (2025) untersuchen die Folgen einer 
Ausdehnung der Top-7 in Deutschland. Unterstellt wird, 
dass diese durch eine (kontrafaktische) Verringerung der 
lokalen Regulierungen jeweils um 10 %, also um insge-
samt 1 Mio. Menschen wachsen. Dies führt zu einer Ver-
ringerung der Personen in ländlichen Gebieten, eine Stadt 
rutscht aus der Klassifikation urbaner Räume heraus. 
„Insider“ der Top-7 verzeichnen einen leichten Rückgang 
der Wohlfahrt, da ihre Städte nun über die lokal optimalen 
Größen hinauswachsen. Bewohner im ländlichen Raum, 
Zuzügler in allen Städten und die neuen Bürger der Top-

4	 Siehe Glaeser und Gottlieb (2008). Aus der Perspektive der optimalen 
Einkommensbesteuerung gibt es inzwischen neue Verteilungsargu-
mente für Regionalpolitik (Gaubert et al., 2024).

7 profitieren jedoch deutlich. Insgesamt steigt die Wohl-
fahrt pro Kopf um 1,11 %. Die Analyse untermauert damit 
die erheblichen gesellschaftlichen Kosten lokaler Regu-
lierungen.

Der Befund, dass existierende Städte zu klein sind, steht 
im Kontrast zu neuen Arbeiten, die sich am Konzept des 
räumlichen Gleichgewichts orientieren, aber Transfers 
zwischen Regionen zulassen (Fajgelbaum & Gaubert, 
2020, 2025; Henkel et al., 2021; Seidel, 2024): Sind solche 
Transfers möglich, dann sollten sie von größeren Regio-
nen (die dann schrumpfen) an kleinere Regionen (die dann 
expandieren) geleistet werden. Wie erklärt sich diese Dis-
krepanz? Effizienz erfordert weiterhin den Ausgleich der 
Grenznutzen über die Standorte. Die Ausgangssituatio-
nen sind jedoch unterschiedlich: im polit-ökonomischen 
Ansatz sind Städte aufgrund der „Insider“ zu klein, in The-
orien räumlichen Gleichgewichts sind sie aufgrund der 
freien Wanderung zu groß.

Allokations- und Verteilungsverbesserungen. Theorien 
räumlichen Gleichgewichts implizieren eine Spannung 
zwischen Verteilung und Effizienz: Auch in neuen Vari-
anten, in denen Wanderungshemmnisse berücksichtigt 
werden, und damit die Wohlfahrt immobiler „inframargina-
ler“ Personen, führt die Förderung einzelner Standorte zu 
unerwünschten Nebeneffekten, weil Immobilienbesitzer 
profitieren und Mitnahmeeffekte auftreten (Kline & Moretti, 
2014).

Anders präsentiert sich die Lage beim polit-ökonomi-
schen Ansatz. Hier können Effizienz und Verteilung Hand 

Abbildung 2
NIMBY-Regulierungen (Not In My Backyard) und Mietpreise in der Stadtperipherie

Quelle: Gehr und Pflüger (2025).
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in Hand gehen, wie die kontrafaktische Ausdehnung der 
Top-7 exemplarisch zeigt: Die Gesamtwohlfahrt steigt 
und gleichzeitig werden regionale Wohlfahrtsdifferentiale 
abgebaut.

Polit-ökonomische Barrieren als Anknüpfungspunkt. Der 
polit-ökonomische Ansatz greift einen alten Gedanken 
der Regionalforschung auf: „The greatest promise for a 
national place-based policy lies in impeding the tenden-
cy of highly productive areas to restrict their own growth 
through restrictions on land use“ (Glaeser & Gottlieb, 
2008, S. 155). Erst durch Duranton und Puga (2023) ist ei-
ne konsistente endogene Modellierung der lokalen Regu-
lierungen gelungen.

Mit dem Aufbrechen von NIMBY-Barrieren gelingen also 
Allokations- und Verteilungsverbesserungen. Ein Leitfa-
den für die regionalpolitische Praxis liegt damit aber noch 
nicht vor. Für die USA und die Schweiz gibt es mit dem 
Wharton-Index (Gyourko et al., 2008; Gyourko et al., 2021) 
und dem CLURI-Index (Büchler & von Ehrlich, 2023) im-
merhin umfangreiche Bestandsaufnahmen, die die vielfäl-
tigen Regulierungen, die in der Praxis zum Einsatz kom-
men, erfassen. Für Deutschland braucht es dringend eine 
solche Studie. Wichtig ist hierbei zwischen puren Eigen-
interessen und legitimen Anliegen zu unterscheiden. Ein 
Beispiel sind Grünflächen: Sie sind für städtischen Klima-
schutz essentiell, können in exzessiver Form aber massi-
ve Barrieren der Stadtentwicklung werden (Koster, 2023).

Größe ist nicht alles. Die Reihung der Top-7 spricht Bände: 
nur vier von ihnen sind unter den Top-20 der nach Wohl-
fahrtsniveaus gelisteten urbanen Räume, zwei weitere fol-
gen unter den Top-30, Berlin liegt etwa in der Mitte (Gehr 
& Pflüger, 2025). Nicht wenige kleinere urbane Räume er-
zielen aufgrund fundamental guter Standortfaktoren Top-
Positionen.

Bei diesen Befunden ist ein methodischer Aspekt wich-
tig. Der polit-ökonomische Ansatz erklärt das Stadtsys-
tem aus makroökonomischer Perspektive mit einem Mi-
nimum an Bestimmungsfaktoren. Ausgeblendet werden: 
sektorale Entwicklungen, die geografische Position der 
Orte, Qualifikationsstufen der Arbeitskräfte, idiosynkrati-
sche Ortsbindungen und damit persönliche Wanderungs-
hemmnisse, eine Trennung von Wohn- und Arbeitsorten 
zwischen Städten. Diese Faktoren schlagen sich somit 
in den fundamentalen Standortfaktoren und den NIMBY-
Regulierungen nieder.

Hier sind einige Beispiele. Die hohen fundamentalen lo-
kalen Produktivitäten und Löhne in Städten wie Erlan-
gen, Böblingen, Ingolstadt und Ludwigshaften spiegeln 
offensichtlich (auch) die Stärke der dort ansässigen 

Industrien bzw. Unternehmen. Andere Orte profitie-
ren durch Pendlerverflechtungen mit benachbarten 
Agglomerationsräumen. Die starke Positionierung des 
Main-Taunus-Kreises, des Hochtaunuskreises und der 
Stadt Offenbach hängen nicht zuletzt mit dem Groß-
raum Frankfurt am Main zusammen. Freising profitiert 
vom Großraum München und Böblingen vom Großraum 
Stuttgart. Da das Modell keine persönlichen Wande-
rungshemmnisse erfasst sind die quantitativen Werte 
der implizierten Konsumannehmlichkeiten und NIMBY-
Regulierungskosten als Obergrenze zu deuten: Es liegt 
nahe, die Ergebnisse für einige Räume im deutschen 
Osten in diesem Lichte zu sehen.

Ansatzpunkte für die Regionalpolitik. Ein zentraler Hebel 
der Regionalpolitik ist, wie aufgezeigt, das Aufbrechen 
lokaler Regulierungen. Auch wenn solche Regulierungen 
bestehen, gibt es Ansatzpunkte, für eine Steigerung der 
lokalen Wohlfahrt und für einen Abbau von Wohlfahrts-
differentialen, etwa durch Infrastrukturprojekte, die die 
lokale Produktivität stärken, oder durch Maßnahmen, die 
die Lebensqualität vor Ort erhöhen. Eine genauere Analy-
se, die auch Finanzierungsaspekte einbezieht, steht aber 
bislang aus, daher bleiben solche Überlegungen bislang 
spekulativ.

Fazit und Ausblick

Regionalpolitische Analyse und Politikberatung sind ge-
genwärtig vom Konzept des räumlichen Gleichgewichts 
dominiert, welches freie Mobilität unterstellt. Der polit-
ökonomische Stadtsystemansatz geht hingegen davon 
aus, dass die lokale Politik im Interesse der „Insider“ 
den Zuzug durch lokale Regulierungen blockiert. Damit 
werden jeweils polare und extreme Positionen bezogen: 
schon die anekdotische Evidenz zeigt, dass beide Me-
chanismen in der Praxis am Werk sind.

Allerdings wächst erstens die Evidenz, dass lokalen Ent-
scheidern die dominante Rolle zufällt (Desmet & Hender-
son, 2015; Glaeser, 2013). Zweitens, lokale Regulierungen 
werden (inzwischen) auch in Studien räumlichen Gleich-
gewichts adressiert – jedoch ohne ihre Genese zu erklä-
ren (Hsieh & Moretti, 2019). Für den polit-ökonomischen 
Ansatz spricht schließlich die starke Unterstützung, die 
das kalibrierte Modell für Deutschland erfährt (Gehr & 
Pflüger, 2025).

Für die Regionalpolitik ergeben sich aus dem polit-öko-
nomischen Ansatz nicht nur gänzlich neue Erkenntnisse, 
es werden auch einige vorherrschende Einsichten in Fra-
ge gestellt. Die Notwendigkeit weiterer Forschung, nicht 
zuletzt in Richtung einer Konsolidierung, liegt auf der 
Hand.
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Trumps Zollpolitik: Mehr Macht durch 
Gewährung von Ausnahmen
Ein wichtiges Motiv für Präsident Trumps Zollerhöhungen wird oft übersehen: Zölle dienen 
Trump als Machtinstrument in der Innen- und Außenpolitik. Dieses Machtinstrument besteht 
darin, bei gutem Verhalten Zollbefreiungen zu gewähren und bei mangelnder Unterstützung 
oder gar Opposition solche Vorteile zu verweigern oder sogar höhere Zölle zu verhängen. 
Der Artikel diskutiert zunächst die Widersprüchlichkeit der offiziell erklärten Ziele von 
Trumps Zöllen, beschreibt anschließend die Politik der Zollbefreiungen für ausländische 
Staaten und inländische Unternehmen während Trumps erster Präsidentschaft und 
präsentiert einige Belege für eine Wiederholung dieser Bevorzugung in seiner zweiten 
Präsidentschaft.

Stärker und schneller als in seiner ersten Amtszeit erhöht 
Donald Trump in seiner zweiten Amtszeit als US-Präsident 
die Zölle auf Importgüter. Mit diesen Zollerhöhungen ver-
stößt er nicht nur gegen die Regeln der Welthandelsorga-
nisation und die von den USA ratifizierten Freihandelsab-
kommen (insbesondere die in seiner ersten Amtszeit neu 
verhandelten Abkommen mit Kanada und Mexiko), son-
dern auch gegen die US-Verfassung, die dem Kongress 
und nicht dem Präsidenten die Kompetenz zur Festlegung 
von Zöllen zuweist. Trump begründet die Zollerhöhungen 
mit der nationalen Sicherheit, die durch jahrelange hohe 
Handelsbilanzdefizite gefährdet sei. Die Zölle könnten 
sowohl die heimische importsubstituierende Industrie 
stärken als auch die Exportwirtschaft fördern. Letzteres 
sei möglich, da Höhe und Umfang der Zölle als Verhand-
lungsmasse gegenüber den Handelspartnern genutzt 
werden könnten, um deren Handelsbarrieren zu senken. 
Darüber hinaus seien Zölle eine gute Einnahmequelle, die 
eine Senkung der Einkommens- und Körperschaftssteuer 
ermöglichten.

Diese drei öffentlich bekannten Ziele werden in wirt-
schaftsnahen Medien und wirtschaftspolitischen Krei-
sen seit geraumer Zeit kritisch kommentiert. Die starken 
Kursverluste unmittelbar nach der Ankündigung der um-
fassenden Zollerhöhungen am 8. April 2025 und die an-
schließenden starken Kursschwankungen trotz der dann 
angekündigten 90-tägigen Pause bis zum Inkrafttreten 
der Zölle für alle Länder außer der Volksrepublik China 
haben selbst Trump-Anhänger dazu veranlasst, sein Vor-
gehen öffentlich zu kritisieren. Dennoch ist davon auszu-
gehen, dass Trump an seiner Zollpolitik festhalten wird, 
und zwar, so meine These hier, aus einem bisher wenig 
beachteten Grund: Zölle dienen Trump als innen- und au-
ßenpolitisches Machtinstrument. Das Machtinstrument 
besteht darin, bei Wohlverhalten Ausnahmen von den 
Zöllen zu gewähren und bei mangelnder Unterstützung 
Trumps oder gar Opposition solche Vergünstigungen zu 
verweigern oder noch höhere Zölle zu erheben. Dieses 
Verhalten ist bereits für seine erste Amtszeit dokumentiert 
und wird im Folgenden näher beschrieben.

Zunächst werden jedoch zwei der von der Trump-Admi-
nistration genannten zollpolitischen Ziele auf ihre Verein-
barkeit und die damit verbundenen politischen Risiken für 
Trump untersucht: Einnahmen und Marktöffnung.

Zielkonflikt: Zölle als Einnahmequellen und 
Verhandlungschips

Zolleinnahmen sollen es der Trump-Administration er-
möglichen, die Körperschaftssteuer zu senken. Dass 
Importzölle aus verteilungspolitischer Sicht als regressiv 
gelten (Baker, 2025), dass also Steuern auf eingeführte 

Prof. em. Dr. Christoph Scherrer ist Senior-

Gastwissenschaftler am Kassel Institute for 

Sustainability der Universität Kassel.



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
435

Analysen  USA

Waren Menschen mit geringem Einkommen relativ stär-
ker belasten als Menschen mit hohem Einkommen, dürf-
te für die Milliardäre in der Trump-Administration kaum 
ein Problem darstellen. Problematischer ist die preis-
treibende Wirkung von Zöllen, von der der Mainstream 
in der Ökonomie ausgeht. Ein nach wie vor erheblicher 
Teil der Importe aus der Volksrepublik China und vermut-
lich ein Großteil der Importe aus Vietnam und ähnlichen 
Ländern wird von der US-Bevölkerung mit niedrigem und 
mittlerem Einkommen konsumiert, d. h. die Mehrheit der 
Bevölkerung wird von Preissteigerungen betroffen sein. 
Aus Europa werden dagegen eher Luxusgüter importiert, 
die von finanziell besser gestellten Personen gekauft 
werden (Felsted, 2025). Somit ist auch diese Bevölke-
rungsgruppe, die in der Regel politisch aktiver ist, von 
den Importzöllen betroffen. Da Trump seinen Wahlerfolg 
nicht zuletzt dem Versprechen verdankt, die in den letz-
ten Jahren der Biden-Administration zu beobachtende 
Inflation zu senken, können ihm die inflationären Tenden-
zen seiner Zollpolitik aus wahltaktischen Gründen nicht 
gleichgültig sein.

Die Androhung von Importzöllen, um Handelspartner 
zur Öffnung ihrer Märkte zu bewegen, ist machtpolitisch 
durchaus sinnvoll. Dabei geht es nicht in erster Linie um 
die Zölle der Partner, die in zahlreichen Handelsrunden 
bereits deutlich gesenkt wurden, sondern um die nicht-
tarifären Handelshemmnisse. Gegenüber kleineren Län-
dern ist eine solche Strategie meist erfolgreich, gegen-
über größeren Handelspartnern ist der Ausgang eher 
ungewiss.

Von der Europäischen Union (EU) fordert die Trump-
Administration vor allem den Verzicht auf die Kontrolle 
von Datenströmen, auf kartellrechtliche Maßnahmen 
gegen die großen US-amerikanischen IT-Unternehmen 
und auf eine globale Mindeststeuer für transnationale 
Konzerne (Berg, 2025). Angesichts der unterschiedli-
chen handelspolitischen Interessen und Verwundbarkei-
ten gegenüber amerikanischen Drohgebärden unter den 
EU-Mitgliedstaaten ist ein teilweiser Erfolg der Trump-
schen Strategie nicht von vornherein ausgeschlossen. 
Da Trump aber gleichzeitig die EU und die meisten eu-
ropäischen Länder verbal beleidigt, stärkt er die euro-
päische Identitätsbildung, die es der EU erleichtert, den 
amerikanischen Drohungen geschlossen entgegenzu-
treten (Wieslander & Blomqvist, 2025). Dies gilt auch 
für den wichtigsten Adressaten der US-Handelspolitik, 
die Volksrepublik China. Mit politischen Maßnahmen, 
die schon Friedrich List für aufholende Volkswirtschaf-
ten vorschlug, versucht China, die technologische Füh-
rungsrolle der USA abzulösen. Davon soll China abge-
halten werden. Die verbale Aggressivität Trumps er-
leichtert es der herrschenden Staatspartei Chinas, die 

Bevölkerung auf Opfer zur Verteidigung der nationalen 
Souveränität einzuschwören (Yuan, 2025).

Trump ist bereits in seiner ersten Amtszeit mit dem Ver-
such gescheitert, China mit Strafzöllen von seinem ehr-
geizigen Hochtechnologieprogramm abzubringen. Für 
die amerikanischen Steuerzahler war dies sehr teuer, da 
Trump die von den chinesischen Gegenmaßnahmen be-
troffenen Agrarbetriebe sehr großzügig mit Transferzah-
lungen entschädigte (GAO, 2021a). Zwar leitete Trump 
mit seiner Zollpolitik, die von der Biden-Administration 
weitgehend fortgesetzt wurde, einen Prozess der Verrin-
gerung der Importabhängigkeit von China ein (von 21,6 % 
auf 13,4 %, 2017-2024), doch führte diese Politik weder zu 
einem Kurswechsel in China (das inzwischen in fünf von 13 
Schlüsseltechnologien weltweit führend ist) (Bloomberg 
News, 2025) noch zu einer Minderung des US-Handels-
defizits mit China (361 Mrd. US-Dollar, 2024). Für Trumps 
Zollpolitik in der zweiten Amtszeit dürfte die Volksrepublik 
China noch besser gerüstet sein als in der ersten. Der US-
Anteil an ihren Exporten sank von 19 % im Jahr 2017 auf 
14,7 % im Jahr 2024. Die Nahrungsmittelabhängigkeit von 
den USA minderte sich ebenso (Sojabohnenimporte fie-
len von 40 % auf 18 %, 2016-2024) (CMBroker, 2024). Die 
chinesischen Währungsreserven sind inzwischen weniger 
in US-Staatsanleihen gebunden, mehr als ein Viertel der 
chinesischen Exporte stammen aus Fabriken in ausländi-
schem Besitz, und ein von den USA unabhängiges trans-
nationales Zahlungssystem ist im Aufbau (Scherrer, 2023). 
Im Gegensatz dazu sind die USA in fast allen wichtigen 
Produktkategorien ein relativ unbedeutender Lieferant für 
China, mit Ausnahme von Düsentriebwerken und – in be-
grenztem Umfang – Sojabohnen.

Wie Lawrence Summers, der ehemalige Finanzminister 
unter Präsident Obama, überzeugend aufzeigt, sind beide 
Ziele nur begrenzt kompatibel. Sollen die Zölle tatsäch-
lich als Einnahmequelle dienen, dann können sie nicht 
zugleich als Verhandlungsmasse für Marktöffnungen von 
Nutzen sein (Bloomberg, 2025). Dies wirft die Frage auf, 
ob die öffentlich genannten Ziele das gesamte Spektrum 
der Motivation für die Hochzollpolitik abdecken.

Ausnahmen für Wahlkampfspender in Trumps erster 
Amtszeit

Am 10. Juli 2018 kündigte die Trump-Regierung an, Zöl-
le auf Warenimporte aus China im Wert von 34 Mrd. US-
Dollar mit einem anfänglichen durchschnittlichen Zollsatz 
von 25 % zu erheben. Durch drei aufeinanderfolgende 
Ausweitungen der Strafzölle auf chinesische Waren in den 
folgenden 14 Monaten wurden 2018 Importe im Wert von 
550 Mrd. US-Dollar mit einem durchschnittlichen Zollsatz 
von rund 20 % belegt.
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Gleichzeitig wurde ein Zollbefreiungsverfahren für China 
eingeführt, das vollständig von der Exekutive kontrolliert 
wurde. Als Kriterien für die Gewährung von Zollbefreiun-
gen wurden im US-Bundesanzeiger genannt: 1) wenn die 
Anwendung des Zolls auf ein Produkt den Interessen der 
Vereinigten Staaten erheblich schaden würde, 2) wenn in 
den Vereinigten Staaten oder in Drittländern außer Chi-
na keine Ersatzprodukte verfügbar sind oder 3) wenn die 
Produkte nicht als strategisch wichtig für China angese-
hen werden (Lighthizer, 2018).

Ein Unternehmen musste für jedes Produkt, für das es 
eine Ausnahme beantragte, einen eigenen Antrag stel-
len; andere Unternehmen konnten ebenfalls Anträge für 
dasselbe Produkt stellen. Über die einzelnen Ausnah-
meanträge entschied ausschließlich das Büro des US-
Handelsbeauftragten (USTR). Wurde eine Ausnahme ge-
währt, waren alle Unternehmen, die die gleiche Ware im-
portierten, von den Zöllen befreit. Die Ausnahmen galten 
rückwirkend ab dem Zeitpunkt der Verhängung der Zölle 
und hatten eine Laufzeit von einem Jahr mit der Möglich-
keit der Verlängerung. Erst etwa ein Jahr nach Inkrafttre-
ten der Zölle begann der USTR, seine Entscheidungen 
öffentlich zu machen. Gegen die Entscheidungen konnte 
kein Einspruch erhoben werden (Hufbauer & Lu, 2019).

In der Literatur finden sich einige anekdotische Belege für 
politische Einflussnahme. So wurde beispielsweise den 
Anträgen eines Unternehmens auf Zollbefreiung stattge-
geben, obwohl das dritte Kriterium für die Zollbefreiung, 
nämlich nichtstrategische Güter, nicht erfüllt war. Dieses 
Unternehmen hatte jedoch laut öffentlichen Dokumenten 
40.000 US-Dollar für Lobbyarbeit beim USTR ausgege-
ben. Die Vorstände großer Unternehmen haben sich di-
rekt an Trump gewandt. Tim Cook von Apple konnte eine 
Ausnahme erwirken, vermutlich mit dem Versprechen, 
eine große Summe in den USA zu investieren (Brown, 
2019). Die stellvertretende Generalinspekteurin für Prü-
fung und Bewertung im Handelsministerium (Commerce 
Department) wies im Oktober 2019 auf eine mögliche un-
zulässige Einflussnahme auf den Entscheidungsprozess 
hin (Rice, 2019). Zu Beginn der Präsidentschaft Bidens 
untersuchte das Amt für die Rechenschaftspflicht der 
Regierung (GAO) ausgewählte Ausschlussfälle und stellte 
Unstimmigkeiten in den Überprüfungen der Behörde fest 
(GAO, 2021b).

Die anekdotische Evidenz wird durch eine quantitative 
Studie von Fotak et al. (2025) gestützt. Diese Studie be-
legt die Bevorzugung von Spendern für den Wahlkampf 
von Donald Trump und die Republikanische Partei im Jahr 
2016. In ihrer Stichprobe von 7.015 USTR-Entscheidun-
gen stammten 1.022 letztlich genehmigte Anträge von 
Unternehmen mit größeren Wahlkampfspenden und hö-

heren Lobbying-Ausgaben, verglichen mit 5.993 letztlich 
abgelehnten Anträgen. Wahlkampfspenden an einfluss-
reiche Politiker (z. B. solche, die in wichtigen Senatsaus-
schüssen sitzen) hatten einen größeren Einfluss, ebenso 
wie die Einstellung von Lobbyisten, die zuvor oder danach 
für die Trump-Administration gearbeitet haben.

In der Studie wurde auch für die folgenden Faktoren kon-
trolliert. Weder der Wunsch, Unternehmen in republika-
nisch dominierten Bundesstaaten vor chinesischen Ver-
geltungszöllen zu schützen, noch eine Freihandelsideolo-
gie auf einzelstaatlicher Ebene veränderten das Ergebnis 
ihrer Regressionsanalysen. Darüber hinaus fand die Stu-
die unter Verwendung einer Ereignisstudienmethode her-
aus, dass die Genehmigungen mit einer abnormalen Ren-
dite von etwa 55 Basispunkten in dem 5-Tage-Fenster um 
die Ankündigung herum verbunden waren. Der Anstieg 
war geringer für Unternehmen, von denen bekannt war, 
dass sie aufgrund ihrer Nähe zur Trump-Administration 
gute Chancen auf Genehmigungen hatten. Bei diesen 
Unternehmen war eine erfolgreiche Genehmigungsertei-
lung bereits in deren Börsenbewertung „eingepreist“. Die 
Autor:innen schließen daraus, dass die Bevorzugung von 
Trump genehmen Firmen nicht verheimlicht wurde.

Allerdings stellte die Studie auch fest, dass Anträge, die 
die vom USTR festgelegten Kriterien erfüllten, eher eine 
Zollbefreiung erhielten, was darauf hindeutet, dass das 
System nicht vollständig politisiert war (Fotak et al., 2025, 
S. 3).

Erpressung der Handelspartner in der zweiten 
Amtszeit

Bereits im Jahr 2018 wurden Strafzölle nicht nur zur 
Durchsetzung klassischer handelspolitischer Forderun-
gen eingesetzt, sondern auch zur Durchsetzung anderer 
Forderungen, wie beispielsweise die Begrenzung der il-
legalen Migration über die Grenze zwischen Mexiko und 
den USA (Karni et al., 2019).

Zu der Forderung nach einer Grenzschließung gesellt sich 
in der zweiten Amtszeit unter anderem die Forderung, 
den illegalen Drogenschmuggel in die USA zu unterbin-
den und die vertraglich vereinbarte Wassermenge aus 
dem Rio Grande zu liefern (Samuels, 2025a). Stolz brüs-
tet sich Trump damit, dass viele Länder angerufen hätten, 
um in letzter Minute doch noch ein Abkommen zu unter-
zeichnen: „Ich sage Ihnen, diese Länder rufen uns an und 
küssen mir den Hintern“ (Goodman, 2025; Übers. ChS).

Präsident Trump gibt sich offen für eine Senkung oder ei-
nen Verzicht auf den globalen 10-prozentigen Zoll, den er 
als Teil seiner „reziproken“ Zollregelung auf US-Importe 
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verhängt hat. Dies sei jedoch abhängig von den Zuge-
ständnissen, die die US-Handelspartner den USA in einer 
Flut von Gesprächen anbieten – die nach offiziellen Anga-
ben inzwischen „über 75 Länder“ umfassen.

Peter Navarro, der Handelsbeauftragte in Trumps erster 
Amtszeit und jetziger offizieller Berater Trumps in Han-
delsfragen, ist einer der entscheidenden Vordenker für 
eine Hochzollpolitik und Scharfmacher für höhere Zölle 
insbesondere gegenüber der Volksrepublik China. Auch 
wenn es nach der angekündigten, allgemeinen 90-tägigen 
Pause für Strafzölle den Anschein hat, als ob der Finanz-
minister Scott Bessent gegenüber Navarro in der Trump 
Administration an Gewicht gewonnen hätte (Politi et al., 
2025), so ist es unwahrscheinlich, dass Trump Navarro 
fallen lassen wird. Navarro dient Trump in den Verhand-
lungen mit den Handelspartnern als bad cop, während 
er die Rolle des good cop einnehmen kann (Gangitano & 
Weaver, 2025).

Klientelpolitik in der zweiten Amtszeit?

Bereits im Januar 2025 äußerten die demokratischen Se-
natorinnen Elisabeth Warren (Massachusetts) und Tina 
Smith (Minnesota) in einem Brief an den designierten Wirt-
schaftsminister Howard Lutnick und den Handelsbeauf-
tragten Jamieson Greer den Verdacht, dass erneut „in will-
kürlichen, unfairen und undurchsichtigen Hinterzimmer-
absprachen Ausnahmen gewährt werden“ (Brown, 2021; 
Übers. ChS). Ein Verdacht, der sich schnell bestätigte.

So erklärte Trump, dass er erwäge, einige US-Unterneh-
men, die in Ländern tätig sind, die von seinen sogenann-
ten reziproken Zöllen betroffen sind, von den angekündig-
ten Zöllen auszunehmen: „Es gibt einige, die hart getrof-
fen wurden. Es gibt einige, die aufgrund der Natur ihres 
Geschäfts etwas härter getroffen werden. Und das wer-
den wir uns anschauen.“ Mögliche Ausnahmen würden 
„instinktiv“ entschieden: „Man kann kaum einen Bleistift 
zu Papier bringen. Es ist wirklich mehr Instinkt, denke ich, 
als alles andere.“ (Trump zitiert von Chavez, 2025; Übers. 
ChS). Apple und andere US-amerikanische IT-Konzerne, 
die in China produzieren, wurden bereits zumindest vor-
übergehend von den exorbitanten Zöllen auf Smartpho-
nes, Computer und andere elektronische Geräte befreit 
(Samuels, 2025b).

Die Gutsherrenart von Trump beschränkt sich nicht auf 
die Zollpolitik. Bereits in der ersten Amtszeit wich er von 
der öffentlichen Zurückhaltung der Präsidenten gegen-
über einzelnen Firmen ab und stellte einzelne Firmen an 
den Pranger. Aus Furcht vor seiner großen, radikalisierten 
Gefolgschaft halten sich die Vorstände der großen Kon-
zerne in ihrer Kritik an Trump zurück, sofern sie eine sol-

che haben. Es hat den Anschein, dass sie die, wie es in 
Bayern so schön heißt, Amigowirtschaft mitspielen. Die 
Abkehr von regelbasierter Außenpolitik spiegelt sich so-
mit innenpolitisch wider.

Angesichts der hohen Kursverluste von Aktien und An-
leihen nach der Ankündigung der hohen Strafzölle haben 
allerdings einige prominente Finanzakteure die Deckung 
verlassen und öffentlich Kritik geäußert. Sie haben damit 
zur Ankündigung der 90-tägigen Pause mit beigetragen 
(Kowitt, 2025). Inwieweit sie diesen Erfolg mit späteren 
Sanktionen von Trump bezahlen müssen, bleibt abzuwar-
ten. Sowieso ist der Ausgang des Trumpschen Zollkrie-
ges ungewiss, denn eine weitere Eskalation ist genauso 
denkbar wie symbolische Zugeständnisse der Handels-
partner, die Trump zu moderaten Zollsätzen bewegen. 
Aus seinem Herrschaftsanspruch ableitend ist jedoch ge-
wiss, dass er weiterhin die Gewährung von Ausnahmen 
von Zöllen sowie deren Entzug zur Disziplinierung der US-
amerikanischen Geschäftswelt nutzen wird.
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Philipp von Carlowitz, Simon Züfle

Das chinesische Afrika-Engagement – und die 
Folgen für die deutsche Wirtschaft und Politik
China hat durch das Forum on China-Africa Cooperation (FOCAC) und die Belt and 
Road Initiative (BRI) seine wirtschaftlichen und politischen Beziehungen zu Afrika in den 
vergangenen 25 Jahren erheblich ausgeweitet. Unternehmen spielen in Chinas Afrika-
Engagement eine zentrale Rolle zur Verwirklichung der geopolitischen Ziele. Für den 
deutschen und europäischen Privatsektor verschärft sich dadurch die Wettbewerbssituation 
in afrikanischen Märkten, wobei sich durchaus auch Geschäftschancen als 
Kooperationspartner chinesischer Unternehmen bieten. Die Bundesregierung und 
die Europäische Kommission sollten diese Potenziale fördern, zum Beispiel  durch 
institutionalisierte Kooperationen und das Erstellen von Kriterien für die Finanzierung von 
Projekten in Afrika.

Eine ikonische Titelseite des Economist, die im März 2019 
unter dem Titel „The new scramble for Africa“ (Das neue 
Gerangel um Afrika) veröffentlicht wurde, wies auf die zu-
nehmenden Handels- und Investitionsbeziehungen ver-
schiedener Volkswirtschaften mit afrikanischen Ländern 
hin. Zudem unterstreichen die großen diplomatischen 
Konferenzen Chinas, der Europäischen Union (EU) und 
der USA mit afrikanischen Ländern und der Afrikanischen 
Union in den vergangenen fünf Jahren den zunehmen-
den geostrategischen Wettbewerb und die wachsende 
Bedeutung, die diese Länder den Beziehungen mit Afrika 
beimessen. Daneben gibt es zahlreiche weitere Länder, 
unter anderem Russland, Türkei, Japan und Indien, die 
sich ebenfalls immer stärker in Afrika engagieren, Afrika-

Strategien verabschieden und Institutionen zur Förderung 
der Beziehungen mit dem Kontinent aufbauen (Züfle & 
von Carlowitz, 2025).

Dieses Engagement zielt insbesondere darauf ab, den 
(sicherheits-)politischen Einfluss in Afrika zu erhöhen. Au-
ßerdem streben diese Staaten die Vertiefung der ökono-
mischen Beziehungen und die Schaffung eines förderli-
chen Geschäftsumfelds für Unternehmen an. Schließlich 
bieten die dynamischen und schnell wachsenden afri-
kanischen Märkte mit ihrer jungen und unternehmerisch 
denkenden Bevölkerung, der wachsenden Mittelschicht, 
dem steigenden Konsum, der raschen Urbanisierung so-
wie den reichlich vorhandenen natürlichen Ressourcen 
ein erhebliches Geschäftspotenzial (Amankwah-Amoah 
et al., 2018). Afrika wird daher als „last frontier“ der inter-
nationalen Expansion betrachtet (Mol et al., 2017).

Die diplomatischen Kanäle von Chinas Afrika-
Engagement: FOCAC und BRI

Das Afrika-Engagement der EU und der USA wird häu-
fig als Reaktion auf die gewachsene Bedeutung Chinas in 
Afrika dargestellt (Abels & Bieling, 2023). Die sino-afrika-
nischen Beziehungen haben sich seit der Gründung des 
FOCAC im Jahr 2000 erheblich verstärkt. Diese Initiative 
entstand im Rahmen von Chinas Going-out-Policy, die 
erstmals im zehnten Fünfjahresplan von 2001 verankert 
wurde. Ihr Ziel war es, chinesische Unternehmen zu er-
mutigen, neue Exportmärkte zu erschließen, wirtschaft-
liche Partnerschaften auszubauen und den Zugang zu 
strategischen Rohstoffen wie Erdöl und seltenen Erden 
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Tabelle 1
Finanzierungszusagen der chinesischen Führung, 
FOCAC 2012 bis 2024
in Mrd. US-Dollar

Finanzierungszusagen wurden 2024 in Renminbi angegeben.

Quelle: eigene Darstellung auf Basis der FOCAC-Aktionspläne.

Abbildung 1
Chinesische Investitionen in Afrika, 2010 bis 2023

Quelle: American Enterprise Institute (2025).
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Mrd. US-Dollar

2012 2015 2018 2021 2024

Kredite für afrikanische Län-
der und Finanzinstitutionen 20 35 20 10 ca. 29

Spezielle Fonds und Kredite 
zu Vorzugskonditionen 2 20 25 --- ---

Investitionen chinesischer 
Firmen in Afrika --- --- 10 10 ca. 10

Importfinanzierung aus Afrika --- --- 5 10 ---

IWF Sonderziehungsrechte --- --- --- 10 ---

Andere Entwicklungshilfe --- --- --- --- ca. 11

zu sichern. Darüber hinaus sollten die Energiesicherheit 
Chinas gewährleistet und die Abhängigkeit von einzelnen 
Rohstofflieferanten reduziert werden. Das FOCAC hat 
sich seit seiner Gründung als zentraler Mechanismus für 
die Koordination und Umsetzung der sino-afrikanischen 
Kooperation etabliert. Alle drei Jahre werden hochrangi-
ge Ministerkonferenzen abgehalten, zuletzt 2024 in Bei-
jing. Dabei machte die chinesische Regierung zahlreiche 
Zusagen für den folgenden Dreijahreszeitraum, etwa die 
sukzessive Ausweitung der zollfreien Einfuhren aus afrika-
nischen Least Developed Countries oder die Streichung 
ausstehender staatlicher Darlehen für die am stärksten 
verschuldeten afrikanischen Länder (Züfle et al., 2024). 

Im Mittelpunkt der Gipfel stehen die Finanzierungszu-
sagen, die in Tabelle 1 für die FOCAC-Gipfel seit 2012 
dargestellt sind. Dabei wird deutlich, dass die chinesi-
sche Führung den afrikanischen Ländern und Finanzins-
titutionen insbesondere Kredite zur Verfügung stellt. Auf 
den vergangenen drei Gipfeln wurden auch Investitionen 
chinesischer Unternehmen in Höhe von je 10 Mrd. US-$ 
angekündigt. Ein weiterer Schwerpunkt in 2024 war die 
Zusage von ca. 11 Mrd. US-$ als Entwicklungshilfe, die 
allerdings nicht weiter spezifiziert wurde (MOFA, 2024).

Ein zentraler Bestandteil von Chinas Engagement in Af-
rika ist die Belt and Road Initiative (BRI), die 2013 von 
Präsident Xi Jinping ins Leben gerufen wurde. Diese geo-
politische Konnektivitätsinitiative (Beeson, 2018) hat die 
Infrastruktur- und Handelsverbindungen zwischen China 
und ca. 140 Ländern, unter anderem mehr als 40 davon in 
Afrika, erheblich gestärkt und viele der bereits bestehen-
den Kooperationen unter dem Dach von FOCAC intensi-
viert. So wurden auf dem FOCAC-Gipfel 2024 in Beijing 

30 Infrastrukturprojekte in Afrika zur Förderung der BRI 
und Schaffung eines China-Afrika-Konnektivitätsnetzes 
mit Land- und Seeverbindungen angekündigt (MOFA, 
2024). Besonders der Ausbau von Verkehrs- und Ener-
gieinfrastruktur ist ein zentraler Pfeiler der BRI. 

Dies zeigt sich auch an den chinesischen Investitionen in 
Afrika (Abbildung 1), die vom American Enterprise Institu-
te als ausländische Direktinvestitionen und Bauverträge 
ab einem Projektvolumen von 100 Mio. US-$ erfasst wer-
den. Von den Investitionen in Höhe von 332 Mrd. US-$ im 
Zeitraum 2010 bis 2023 entfallen 31 % auf Energie und 
29 % auf Transport. Während die Investitionen rund um 
die Gründung der Belt and Road Initiative in 2013 auf ein 
Rekordniveau gestiegen sind, sanken sie anschließend 
aufgrund konjunktureller Unsicherheiten in China, wach-
senden Umsetzungsschwierigkeiten von BRI-Projekten 
und häufig stagnierenden Kredittilgungen der afrikani-
schen Länder kontinuierlich, ehe 2023 nach Ende der 
Coronapandemie ein erneuter Anstieg zu verzeichnen 
war (AEI, 2025).

Unternehmen als Enabler von Chinas geopolitischen 
Zielen

Wenn es um die Realisierung der in den FOCAC und BRI-
Dokumenten angestrebten Ziele geht, kommt den Unter-
nehmen eine entscheidende Rolle zu. Dies betrifft zuvor-
derst chinesische Generalunternehmer, die große Anteile 
am Markt für schlüsselfertige Infrastrukturprojekte in Afrika 
halten (Zhang, 2021). Chinesische Staatsunternehmen sind 
die Hauptakteure eines Netzwerks bei Infrastrukturprojek-
ten und häufig als Generalunternehmer für die Planung, die 
Beschaffung, den Bau und den Betrieb verantwortlich. Die-
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se Staatsunternehmen sind eng mit der politischen Füh-
rung verbunden und werden von staatlicher Seite bei der 
Gewinnung, Finanzierung und Sicherung von Infrastruktur-
projekten in Afrika unterstützt. Häufig arbeiten diese Gene-
ralunternehmer eng mit chinesischen Lieferanten und Sub-
Kontraktoren in Infrastrukturprojekten zusammen. Immer 
mehr lokale Niederlassungen chinesischer Unternehmen 
sowie Händler in Afrika verdichten das Netzwerk chinesi-
scher Unternehmen, sodass in von chinesischen Akteuren 
realisierten Infrastrukturprojekten häufig ein breites Spekt-
rum an Leistungen angeboten wird (Wang et al., 2022).

Neben den chinesischen Firmen sollen auch lokale Firmen 
und internationale Unternehmen mit Tochtergesellschaften 
in den afrikanischen Märkten von den FOCAC-Ergebnissen 
eingebunden werden. Um langfristige wirtschaftliche Ko-
operationen zwischen afrikanischen und chinesischen Un-
ternehmen zu fördern, werden Side-Events zu den FOCAC-
Gipfeln wie der China-Africa Business Council und verschie-
dene Messen organisiert. Außerdem hat sich die chinesische 
Regierung verpflichtet, Wissens- und Technologietransfer 
gegenüber afrikanischen Firmen durch eine stärkere Vor-
Ort-Präsenz der chinesischen Unternehmen zu fördern. Al-
lerdings ist das Ausmaß dieses Technologietransfers und 
der Beteiligung lokaler afrikanischer Firmen an Infrastruk-
turprojekten umstritten (Gyamerah et al., 2023; Kodzi, 2023). 
Daneben haben sich die afrikanischen Länder auf den FO-
CAC-Gipfeln bereiterklärt, ein günstiges Geschäftsklima für 
Investoren zu schaffen. Hierzu gehören Maßnahmen wie die 
Förderung der Rechtsstaatlichkeit, schnelle Genehmigungs-
verfahren, die Schaffung zuverlässiger Streitbeilegungsme-
chanismen sowie der Ausbau grundlegender Infrastruktur. 
Von diesen Verbesserungen profitieren nicht nur chinesi-
sche, sondern auch andere internationale Firmen.

Überhaupt hat die chinesische Führung auf die Kritik an 
den diplomatischen Initiativen (Kuhn, 2021) reagiert und 
die Beteiligung internationaler Firmen angekündigt. So 
werden insbesondere die mangelnde Transparenz, die Un-
rentabilität und die ökologischen und sozialen Probleme 
vieler Infrastrukturprojekte, die wachsende Schuldenlast 
afrikanischer Länder gegenüber China und die Dominanz 
chinesischer Unternehmen kritisiert (Züfle, 2022). Als Re-
aktion darauf kündigte die chinesische Regierung auf 
dem Belt and Road Forum 2019 an, die Beteiligung nicht-
chinesischer Unternehmen zu erhöhen und öffentliche 
Ausschreibungsverfahren transparenter zu gestalten (Belt 
and Road Forum, 2019). Zudem wurde das Konzept der 
Drittmarkt-Kooperation („third-party market cooperation“) 
eingeführt, bei dem Unternehmen aus Industrieländern mit 
chinesischen Firmen in afrikanischen Märkten zusammen-
arbeiten sollen (NDRC, 2019). Während dies eine etablierte 
Business-to-Business Praxis im Rahmen internationaler 
Geschäftsaktivitäten von Unternehmen sein kann, zeigt 

sich in diesen Drittmarkt-Kooperationen häufig eine star-
ke Rolle der Regierungen zur Anbahnung und politischen 
Flankierung von Infrastrukturprojekten. 

Da Deutschland bislang keine offizielle Drittmarkt-Ko-
operation mit China eingegangen ist, lohnt sich ein Blick 
nach Frankreich, das als erstes von 14 Ländern eine Ab-
sichtserklärung (Memorandum of Understanding) über die 
Drittmarkt-Kooperation mit China in 2015 unterzeichnete. 
Seitdem haben Frankreich und China vier Verhandlungs-
runden zur Drittmarkt-Kooperation abgehalten. Die be-
teiligten Akteure auf französischer und chinesischer Seite 
waren Regierungen, Unternehmen und Finanzinstitutionen. 
Das Ergebnis der Verhandlungen sind einvernehmlich fest-
gelegte Projektlisten, die sowohl für chinesische als auch 
für französische Unternehmen Geschäftsmöglichkeiten in 
Emerging Markets bieten (Duchâtel, 2019). In der jüngsten 
Liste vom Februar 2022 haben sie sich auf sieben Projekte 
geeinigt, bei denen Unternehmen aus Frankreich und Chi-
na in den Bereichen Infrastruktur, Umweltschutz und er-
neuerbare Energien in einem Gesamtprojektvolumen von 
1,7 Mrd. US-$ zusammenarbeiten (NDRC, 2022).

Deutsche Unternehmen: Wettbewerbsvorteile und 
Zusammenarbeit mit chinesischen Firmen

Aufgrund der gewachsenen Bedeutung Chinas und der 
Enabler-Rolle des Privatsektors stellt sich die Frage, wel-
che Implikationen das chinesische Afrika-Engagement für 
deutsche Firmen hat. Chinesische Unternehmen sind in 
vielen Branchen zunächst starke Wettbewerber in Afrika. 
Sie verfügen über zahlreiche Wettbewerbsvorteile, wobei 
insbesondere das Preisniveau, die Finanzierung und die 
Abwicklungsgeschwindigkeit entscheidend sind. So gewin-
nen chinesische Firmen internationale Ausschreibungen der 
Weltbank oder der Afrikanischen Entwicklungsbank (AfDB), 
indem sie wesentlich niedrigere Preise mit einhergehender 
Finanzierung anbieten. Weitere Wettbewerbsvorteile sind 
die politische Flankierung chinesischer Firmen durch die 
chinesische Regierung und die starke lokale Präsenz in den 
afrikanischen Märkten. Daneben ergeben sich aber auch 
Wettbewerbsnachteile chinesischer Unternehmen, insbe-
sondere eine häufig geringere Qualität, Angebotslücken 
bei High-Tech Produkten und Spezialmaschinen, das Feh-
len von Aftersales-Dienstleistungen sowie Defizite bei der 
sorgfältigen Planung und hochwertigen Umsetzung von In-
frastrukturprojekten. Der deutsche Privatsektor kann diese 
Wettbewerbsnachteile der chinesischen Firmen in den Ge-
sprächen mit afrikanischen Kunden hervorheben, um seine 
Geschäftsaktivitäten in Afrika auszuweiten (von Carlowitz & 
Züfle, 2022).

Die Finanzierungsquelle von Infrastrukturprojekten ist ein 
entscheidender Faktor für die Geschäftspotenziale des 
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deutschen Privatsektors im Wettbewerb mit chinesischen 
Unternehmen. Chinesische Banken, insbesondere die 
Exim-Bank, haben in den letzten Jahren durch günstige 
Kreditkonditionen eine nahezu monopolartige Stellung bei 
Großprojekten eingenommen, da sie die Finanzierungen 
an die Projektumsetzung durch chinesische Unternehmen 
binden. Allerdings gibt es seit 2017/18 Anzeichen für eine 
Reduzierung dieser Mittel, was mit der hohen Schuldenlast 
afrikanischer Länder und einer Umstrukturierung hin zu pri-
vater Finanzierung aus China zusammenhängt. Während 
nicht-chinesische Finanzierungen, etwa durch die Welt-
bank oder die AfDB, zunehmend wettbewerbsfähige Kon-
ditionen bieten, werden viele Ausschreibungen weiterhin 
primär über den Preis entschieden, was chinesischen Un-
ternehmen Vorteile verschafft. Allerdings eröffnen Projekte 
mit hohen Qualitätsanforderungen oder spezielle Vergabe-
modelle, die Qualität stärker gewichten, Chancen für nicht-
chinesische Firmen. Europäische Unternehmen setzen au-
ßerdem zunehmend auf alternative Finanzierungsquellen 
wie privatwirtschaftliche Banken oder Exportkreditversi-
cherungen, um konkurrenzfähig zu bleiben (von Carlowitz 
& Züfle, 2022).

Neben dieser intensiven Wettbewerbssituation gibt es 
zahlreiche Konstellationen der Zusammenarbeit zwi-
schen deutschen und chinesischen Unternehmen in den 
afrikanischen Ländern, je nach Produkten und Dienst-
leistungen. Bei Infrastrukturprojekten betrifft dies insbe-
sondere die Planung und Überwachung der Bauarbeiten 
und die Einhaltung internationaler Standards, wofür die 
afrikanischen Auftraggeber dem chinesischen General-
unternehmer häufig einen internationalen Berater an die 
Seite stellen. Eine weitere Konstellation umfasst die Belie-
ferung von Infrastrukturprojekten mit Spezialmaschinen 
und Materialien mit hohen technischen Anforderungen. 
Die meisten dieser Produkte liegen im Hochpreissegment 
und sind kritisch für sicherheitsrelevante Projektphasen, 
unter anderem bei Dammbauprojekten oder Hängebrü-
cken, die spezielle Kenntnisse erfordern, über die welt-
weit nur wenige Wettbewerber verfügen. Bei erfolgreich 
durchgeführten Projekten zeigen sich häufig gemeinsame 
Folgeprojekte, die unter anderem auch gemeinsame Pro-
jektvorschläge für afrikanische Kunden beinhalten (von 
Carlowitz & Züfle, 2022; Seitz et al., 2019).

Für die Anbahnung von Geschäften mit chinesischen Un-
ternehmen ist ein mehrstufiger Ansatz erforderlich. In Chi-
na sollte der Zugang zu den Zentralen der chinesischen 
Staatsunternehmen sichergestellt und gepflegt werden, da 
dort die strategischen Entscheidungen und die zentrale Be-
schaffung von Infrastrukturprojekten, unter anderem in Af-
rika, realisiert werden. Eine Präsenz in Afrika ist notwendig, 
um die Projektausschreibungen und -durchführung mit den 
lokalen Niederlassungen der chinesischen Staatsunterneh-

men zu organisieren. Außerdem ermöglicht eine Präsenz 
vor Ort den Verkauf kleinerer Maschinen und Anlagen so-
wie von Verbrauchsmaterialien, z. B. im Bau, an chinesische 
Händler. Außerdem können afrikanische Behörden für die 
Vergabe von (Teil-)Aufträgen für Infrastrukturprojekte an 
deutsche Unternehmen angesprochen werden, um den 
Ausschreibungen eine höhere Qualitätskomponente zu ge-
ben (von Carlowitz & Züfle, 2022).

Implikationen für die deutsche und europäische 
Politik und Wirtschaft

Die Entwicklungen im Rahmen von FOCAC und BRI ver-
deutlichen die zentrale Position Chinas in den afrikanischen 
Märkten. Gleichzeitig ergeben sich daraus nicht nur wett-
bewerbliche Herausforderungen, sondern auch Geschäfts-
möglichkeiten für den deutschen Privatsektor durch die Zu-
sammenarbeit mit chinesischen Firmen. Dies bringt zahlrei-
che Implikationen für die deutsche und europäische Politik, 
Verbände und Unternehmen mit sich. Um die Geschäftsak-
tivitäten deutscher und europäischer Unternehmen in Afrika 
zu fördern und im Wettbewerb mit chinesischen Unterneh-
men zu bestehen, sollte an einigen Stellschrauben gedreht 
werden.

Die deutsche Bundesregierung könnte die Anbahnung 
von Großprojekten zwischen chinesischen und deut-
schen Unternehmen in Afrika (und in anderen Emerging 
Markets) politisch flankieren. Eine Möglichkeit ist etwa 
das von der chinesischen Regierung eingeführte Instru-
ment der Drittmarkt-Kooperation, von dem andere euro-
päische Länder (unter anderem Frankreich) bereits Ge-
brauch machen. Daneben ist die Quelle der Finanzierung 
ein Seismograf zur Bestimmung der Geschäftspotenziale 
deutscher und europäischer Firmen. Die Bundesregie-
rung und die Europäische Kommission sollten auf eine 
stärkere Reziprozität im Zugang zur Finanzierung Wert 
legen. Da deutsche Firmen keine Finanzierung von Ge-
schäftsaktivitäten in Afrika durch chinesische Kreditins-
titutionen wie die Exim-Bank erhalten, sollten auch euro-
päische Entwicklungsbanken wie die KfW keine Projekte 
mit chinesischer Beteiligung fördern oder zumindest eine 
Finanzierung von chinesischen Generalunternehmern 
ausschließen. Zudem sollte bei den internationalen und 
nationalen Kreditgebern darauf gedrungen werden, Qua-
litätsanforderungen und Wartungsarbeiten stärker in die 
Ausschreibungsspezifikationen zu integrieren. Ziel soll-
ten qualitätsbasierte Ausschreibungen sein, zumal dies 
auch den afrikanischen Auftraggebern durch die soziale 
und ökologische Nachhaltigkeit und Langlebigkeit von 
Projekten zugutekommt. Grundsätzlich sollten alle deut-
schen bzw. europäischen Kreditinstitutionen insbeson-
dere die Förderinstitutionen, unter anderem KfW, in ihren 
Finanzierungsmodalitäten einen deutschen bzw. euro-
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päischen Beteiligungsanteil in der Implementierung von 
Afrika-Projekten sicherstellen.

Was deutsche und europäische Wirtschaftsverbände und 
Außenhandelskammern anbelangt, könnte ein vielver-
sprechender Ansatz darin bestehen, Personal in den Nie-
derlassungen in China zu platzieren. Diese Personen soll-
ten dann ausschließlich für das Drittmarktgeschäft in Af-
rika und anderen Emerging Markets verantwortlich sein. 
Außerdem könnten Verbände in der Organisation von 
Delegationsreisen nach Afrika Termine mit chinesischen 
Unternehmen zum Kontaktaufbau bzw. zur Geschäftsan-
bahnung einplanen. Daneben könnten die Außenhandels-
kammern und Verbandsniederlassungen in Afrika darauf 
hinarbeiten, differenziert für die Rolle Chinas in Afrika zu 
sensibilisieren und die Wahrnehmung von chinesischen 
Unternehmen als Partner und Kunden stärken. Durch Ver-
anstaltungen mit deutschen und chinesischen (Privat-)
Unternehmen vor Ort könnten die Geschäftsbeziehungen 
zu chinesischen Händlern und Niederlassungen großer 
Baufirmen etabliert werden.

Unternehmen sollten je nach Art des Geschäfts, des 
Produkts und des Angebots bestimmte Stakeholder in 
China und Afrika adressieren. Bei milliardenschweren 
Projektgeschäften wären beispielsweise die Zentralen 
der chinesischen Staatsunternehmen typischerweise 
der Ausgangspunkt, während die lokalen Niederlassun-
gen von Staatsunternehmen sowie chinesische Händler 
in afrikanischen Märkten wichtige Zugangspunkte für die 
regelmäßige Belieferung von Materialien und Produkten 
in laufende Infrastrukturprojekte sind. Die afrikanischen 
Regierungen dagegen haben Priorität bei der Festlegung 
relevanter Kriterien in den Ausschreibungen von Infra-
strukturprojekten. Ein nuancierter Ansatz zur Adressie-
rung dieser Stakeholder ist elementar, um angesichts der 
gewachsenen Bedeutung Chinas in Afrika Kooperations-
möglichkeiten mit chinesischen Firmen anzubahnen bzw. 
die eigenen Wettbewerbsvorteile zu hebeln. Vor allem 
sollten deutsche Unternehmen China nicht ausschließlich 
als unfairen Wettbewerber abstempeln, sondern – bei al-
ler Vorsicht – offen begegnen.
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Altersdiskriminierung trotz Arbeitskräftemangel?
Der zunehmende Arbeitskräftemangel in Deutschland rückt die Beschäftigung älterer 
Arbeitskräfte in den Fokus. Zwar ist deren Erwerbstätigkeit gestiegen, doch Ältere finden 
schwerer einen Arbeitsplatz und erfahren Diskriminierung bei der Arbeitsuche. In manchen 
Unternehmen scheint noch immer das überholte Stereotyp vorzuherrschen, Ältere seien 
weniger leistungsfähig. Andererseits berichten Betriebe überwiegend von positiven 
Erfahrungen mit neu eingestellten älteren Arbeitskräften. Um die Arbeitsmarktchancen Älterer 
zu erhöhen, ist der Staat im Rahmen seiner Arbeitsmarkt- und Antidiskriminierungspolitik 
gefordert, und Betriebe wie Arbeitsuchende müssen ihr Verhalten anpassen.

Unternehmen und ihre Verbände in Deutschland klagen 
zunehmend über einen Mangel an Arbeits- und insbeson-
dere Fachkräften. Zur Behebung dieses Problems wird 
eine lange Reihe von Maßnahmen diskutiert, die von ei-
ner Intensivierung der Aus- und Weiterbildung über eine 
Verbesserung der Arbeitsanreize bis zu einer verstärkten 
Zuwanderung von Fachkräften reichen (Raddatz, 2024). 
Gefordert wird auch eine weitere Erhöhung der Erwerbs-
tätigkeit von Frauen und von älteren Personen sowie eine 
Anhebung des Renteneintrittsalters über das 67. Lebens-
jahr hinaus. Weitgehend vernachlässigt wird jedoch in 
dieser Diskussion, dass Ältere schwerer einen Arbeits-
platz finden und nicht selten über Diskriminierung bei der 
Arbeitsuche klagen. Letzteres ist bei Personalverantwort-
lichen ein Tabuthema, das oft mit Verweis auf bestehende 
Antidiskriminierungsgesetze abgebogen wird. Ein wich-
tiges Potenzial zur Verringerung der Arbeitskräftelücke 
liegt damit brach.

Beschäftigungssituation älterer Arbeitskräfte

Eine Gesellschaft mit einer alternden und schrumpfen-
den Bevölkerung wie Deutschland muss ein besonderes 
Interesse haben, ihr gesamtes Beschäftigungspotenzial 
auszunutzen. Dazu gehören eine hohe Erwerbstätigen-
quote der gesamten Bevölkerung sowie eine möglichst 
lange und umfangreiche Erwerbstätigkeit älterer Arbeits-
kräfte, mit der neben einem Fachkräftemangel auch Fi-
nanzierungsproblemen der Rentenversicherung entge-
gengewirkt werden kann. Daher ist es erfreulich, dass die 
Erwerbsbeteiligung Älterer in den letzten Jahrzehnten in 
fast allen OECD-Staaten deutlich zugenommen hat (Wal-
wei, 2024).1

Auch in Deutschland stieg nicht nur die Erwerbstätigkeit 
der Gesamtbevölkerung (insbesondere der Frauen), son-
dern auch die der Älteren (Tabelle 1). Im Jahr 2023 be-
trug die Erwerbstätigenquote von 55- bis 65-Jährigen 
hierzulande fast 75 % und lag damit nur knapp unter der 
durchschnittlichen Quote für 15- bis 65-Jährige von 77 %. 
Dagegen waren 1991 nur rund 38 % der 55- bis 65-Jähri-
gen erwerbstätig – ein deutlicher Rückstand von 30 Pro-
zentpunkten zum Schnitt aller Altersgruppen. Zudem sind 
inzwischen auch immer mehr über 65-Jährige erwerbs-
tätig; bei den 65- bis 70-Jährigen lag die Erwerbstätigen-
quote 2023 über 20 % (Bundesagentur für Arbeit, 2024). In 
Deutschland – wie auch im Durchschnitt der EU – gingen 
2023 rund 13 % der Rentner:innen nach dem Rentenein-
tritt weiterhin einer Arbeit nach (Statistisches Bundesamt, 
2025).

1	 Wie in der Literatur wird auch im Folgenden die Gruppe der Älteren 
nicht einheitlich abgegrenzt, sondern orientiert sich im Wesentlichen 
an den unterschiedlichen Abgrenzungen in den verfügbaren Befra-
gungen und Statistiken, die zum Teil sogar schon 45-Jährige zu den 
Älteren zählen.
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Tabelle 1
Erwerbstätigenquoten in Deutschland
in % der jeweiligen Bevölkerungsgruppe

Quelle: Statistisches Bundesamt (Mikrozensus).

Gruppe 1991 2001 2011 2023

insgesamt 67,8 65,8 72,5 77,2

Männer 78,4 72,7 77,3 80,8

Frauen 57,0 58,8 67,7 73,6

55- bis 65-Jährige 38,2 37,8 59,8 74,7

Allerdings steigt die Erwerbstätigenquote von über 
50-Jährigen in Deutschland hauptsächlich dadurch, dass 
mehr Ältere länger in Beschäftigung bleiben. Dagegen 
haben sich die Chancen, eine neue Stelle zu finden, für 
diese Altersgruppe kaum verbessert. Sie liegen deutlich 
unter denen jüngerer Arbeitskräfte, vor allem wenn aus 
Arbeitslosigkeit eine Stelle gesucht wird (Czepek & Mo-
czall, 2017).2 Vergleicht man die Einstellungsraten von äl-
teren und jüngeren Arbeitskräften, so kommen auf einen 
neu eingestellten Älteren drei Neueinstellungen von jün-
geren Arbeitskräften, wenn eine gleiche Anzahl bestehen-
der Beschäftigungsverhältnisse in beiden Altersgruppen 
unterstellt wird. Immerhin hat sich im letzten Jahrzehnt 
der alterstypische Rückgang von Neueinstellungen auf 
ein höheres Alter (von ca. 50 auf 55 Jahre) verschoben 
(Drescher & Brussig, 2021).

Die geringeren Einstellungschancen gehen einher mit 
einem erhöhten Risiko Älterer, in einer einmal eingetre-
tenen Arbeitslosigkeit zu verbleiben. Ältere weisen zwar 
ein relativ geringes Risiko auf, aus Beschäftigung heraus 
arbeitslos zu werden, was nicht zuletzt am ausgeprägten 
Kündigungsschutz dieser Gruppe liegt. Allerdings haben 
Ältere eine wesentlich geringere Chance, ihre eingetre-
tene Arbeitslosigkeit durch Aufnahme einer sozialversi-
cherungspflichtigen Beschäftigung zu verlassen. Die mo-
natliche Abgangsrate aus Arbeitslosigkeit beträgt in der 
Gruppe der 55- bis unter 65-Jährigen nur 3,06 % und liegt 
damit deutlich unter der Rate von 5,79 % im Durchschnitt 
aller Altersklassen (Bundesagentur für Arbeit, 2024).

So überrascht es auch nicht, dass 2023 die durchschnitt-
liche bisherige Arbeitslosigkeitsdauer von 55- bis unter 
65-Jährigen bei 51 Wochen lag und damit deutlich hö-
her als die Durchschnittsdauer von 36 Wochen über alle 
Altersklassen hinweg (Bundesagentur für Arbeit, 2024). 
Fast 90 % der Arbeitslosen, die bei Verlust ihres Arbeits-

2	 In Deutschland liegt zwar die Verbleibsquote Älterer in Beschäftigung 
über dem Durchschnitt der OECD-Länder, aber ihre Einstellungsquo-
te deutlich unter dem OECD-Durchschnitt (Walwei, 2024).

platzes über 60 Jahre alt waren, kehren in den folgenden 
zwei Jahren nicht in eine sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung zurück (Homrighausen & Wolf, 2018). Der 
längeren Dauer der Arbeitslosigkeit entsprechend fällt 
der Anteil der Langzeitarbeitslosen bei älteren Arbeits-
kräften ebenfalls höher aus. Im Durchschnitt der 55- bis 
unter 65-Jährigen waren 2023 rund 44 % der Arbeitslosen 
bereits seit mindestens einem Jahr ohne Beschäftigung, 
während diese Quote über alle Altersklassen hinweg nur 
bei 35 % lag (Bundesagentur für Arbeit, 2024).

Diskriminierung älterer Arbeitskräfte?

Zwar sollte aus diesen statistischen Belegen für Wieder-
beschäftigungsprobleme von Älteren nicht vorschnell auf 
Altersdiskriminierung geschlossen werden (so auch Dre-
scher & Brussig, 2021). Von Altersdiskriminierung kann 
aus ökonomischer Sicht nur gesprochen werden, wenn 
Individuen verschiedener Altersgruppen ohne sachliche 
Rechtfertigung unterschiedlich behandelt oder entlohnt 
werden, obwohl sie identische produktive Merkmale auf-
weisen.3 Allerdings gibt es eine Reihe von Anzeichen für 
Altersdiskriminierung im Arbeitskontext, die von der Per-
sonalauswahl über die Personalentwicklung bis zur Been-
digung eines Beschäftigungsverhältnisses reichen (Über-
blick bei Voss & Rothermund, 2019).

So berichten viele Arbeitskräfte von subjektiven Diskrimi-
nierungserfahrungen. Laut der Antidiskriminierungsstelle 
des Bundes (2024) betrifft fast ein Drittel der Anfragen 
Diskriminierung in Beruf und Beschäftigung, und bei 14 % 
der Beratungsanfragen ging es 2023 um Diskriminierung 
aufgrund des (vermeintlich zu hohen oder zu niedrigen) 
Lebensalters. Bei einer Online-Befragung im Auftrag 
des Presse- und Informationsamtes der Bundesregie-
rung (2019) gab jede/r sechste Befragte an, innerhalb der 
letzten drei Jahre diskriminiert worden zu sein. 35 % der 
Betroffenen beklagten eine Diskriminierung aufgrund ih-
res Alters, wobei hiervon zwei Drittel aufgrund eines ver-
meintlich zu hohen und ein Drittel aufgrund eines zu nied-
rigen Alters benachteiligt wurden. In einer umfangreichen 
Online-Befragung der Recruiting-Plattform Stepstone 
(2024) berichteten 40 % der Bewerber:innen über 60 Jah-
ren, bei ihrer letzten Jobsuche explizit wegen ihres Alters 
abgelehnt worden zu sein.

Auch nach repräsentativen Bevölkerungsumfragen ver-
zeichnen ältere Arbeitskräfte besonders häufig Benach-
teiligungen bei der Arbeitsuche und Bewerbung (Beigang 
et al., 2017; GESIS, 2017; Richter et al., 2021). Laut Innova-
tionsstichprobe 2020 des Sozio-oekonomischen Panels 

3	 Diskriminierungsdefinitionen anderer Disziplinen werden von Beigang 
et al. (2017) erörtert.
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Tabelle 2
Empfundene Altersdiskriminierung bei Bewerbungen
in % der befragten Arbeitskräfte ab 45 Jahren

Quelle: Online-Befragung von Indeed und Appinio im Juli 2022 bei 1.000 
Erwerbstätigen (Appinio, o. J.).

Haben Sie das Gefühl, bei der 
Bewerbung für einen Job wegen 
Ihres Alters benachteiligt zu 
werden?

Haben Sie den Eindruck, dass Sie 
mehr, weniger, oder gleich viele 
Absagen im Bewerbungsprozess 
für Jobs bekommen im Vergleich zu 
jüngeren Menschen?

Nie 22,1 Deutlich mehr 18,3

Eher selten 20,2 Etwas mehr 24,0

Manchmal 17,8 Gleich viele 20,1

Ja, gelegentlich 12,1 Weniger 7,5

Ja, sehr häufig 15,4 Deutlich weniger 3,5

Weiß nicht / keine 
Angabe 12,4

Weiß nicht / 
keine Angabe 26,6

gaben knapp 13 % der Befragten an, in den vergangenen 
zwölf Monaten Diskriminierung erfahren zu haben, wobei 
Diskriminierungserfahrungen am Arbeitsplatz dominier-
ten. Fast ein Viertel der von Diskriminierung Betroffenen 
verwiesen auf ihr Lebensalter (zu jung oder zu alt) (Richter 
et al., 2021, S. 14, 18). Im Deutschen Alterssurvey (DEAS) 
berichteten 2014 über 12 % der 55- bis 69-Jährigen von 
wahrgenommener Altersdiskriminierung, wobei der Be-
reich der Arbeit und Arbeitsuche mit 7,5 % am häufigsten 
genannt wurde (Beyer et al., 2017, S. 338). Spezifische-
re Aussagen zu Beruf und Beschäftigung finden sich in 
der Bevölkerungsumfrage ALLBUS. Hier gaben 2016 rund 
22 % aller Befragten an, in den letzten fünf Jahren beruf-
lich benachteiligt worden zu sein, und von diesen Perso-
nen mit Diskriminierungserfahrung führten fast ein Fünftel 
ihr Alter als wichtigsten Grund für die Benachteiligung an 
(GESIS, 2017).

Neben subjektiven Erfahrungen von Arbeitskräften gibt 
es auch Indizien für bewusste Altersdiskriminierung von 
Seiten der Arbeitgeber:innen. Beides zeigt sich in einer 
(nicht repräsentativen) Online-Befragung von 1.000 Er-
werbstätigen im Alter von 45 bis 67 Jahren und von 400 
Personaler:innen, die die Jobplattform Indeed mit dem 
Marktforschungsinstitut Appinio im Juli 2022 durchge-
führt hat (o. V., 2022). Laut dieser hatten über 27 % der 
befragten Arbeitnehmer:innen das Gefühl, bei Bewerbun-
gen wegen ihres Alters sehr häufig oder gelegentlich be-
nachteiligt zu werden. Zudem hatten 42 % der befragten 
Arbeitskräfte über 45 Jahren den Eindruck, deutlich oder 
etwas mehr Absagen im Bewerbungsprozess für Jobs 
verglichen mit jüngeren Menschen zu bekommen (Tabel-
le 2). Dazu passt, dass 20 % der 400 Befragten aus dem 
Personalbereich angaben, Bewerber:innen im Alter ab 55 
Jahren seien zu alt für ihr Team oder Unternehmen, und 
für Bewerber:innen in der Altersklasse ab 60 Jahren trafen 
sogar 28 % der Personaler:innen eine solche ablehnende 
Einschätzung. Darüber hinaus gab über ein Drittel der Be-
fragten aus dem Personalbereich an, Bewerbungen ohne 
Altersangabe auszusortieren (o. V., 2022).

Auf altersspezifische Benachteiligungen, besonders beim 
Zugang zu Beschäftigung, deuten auch Feldexperimente 
hin (Antidiskriminierungsstelle, 2021). Bei solchen Stu-
dien bekommen Unternehmen mit offenen Stellen z. B. 
Lebensläufe von zwei fiktiven Arbeitskräften zugesandt, 
die gleiche Qualifikationen aufweisen, aber sich in einem 
diskriminierungsrelevanten Merkmal wie Lebensalter un-
terscheiden. Ergeben sich dabei statistisch signifikante 
Unterschiede in Erfolgsquoten wie der Zahl der Einladun-
gen zu Vorstellungsgesprächen, kann bei ansonsten glei-
chen Bedingungen auf Diskriminierung geschlossen wer-
den. Derartige Feldexperimente haben für eine Reihe von 
Ländern deutliche Anzeichen für Altersdiskriminierung 

gefunden (vgl. Riach, 2015 und den Überblick von Neu-
mark, 2018). So waren z. B. in einer vergleichenden Studie 
für vier Länder die Bewerbungen von jüngeren Kellnern 
erfolgreicher als die von ansonsten vergleichbaren älteren 
Kollegen, wobei die Altersdiskriminierung in Frankreich 
und Spanien stärker ausfiel als in England und Deutsch-
land (Riach, 2015).

Hinweise auf Altersdiskriminierung finden sich auch in 
Vignetten-Studien, in denen die Befragten (z. B. Perso-
nalverantwortliche) angeben müssen, wie sie auf ver-
schiedene hypothetische Szenarien zur Rekrutierung 
oder Beförderung von Arbeitskräften reagieren, wobei 
sich die ansonsten identischen Bewerber:innen im Alter 
unterscheiden (vgl. den Überblick von Neumark, 2018). 
So deutet eine vergleichende Studie von Lössbroek et al. 
(2021) auf Altersdiskriminierung bei Einstellungen in acht 
von neun betrachteten europäischen Ländern hin (wobei 
diese in Bulgarien und Ungarn deutlich stärker ausfiel als 
in Deutschland). Die geringere Rekrutierungswahrschein-
lichkeit Älterer blieb auch bestehen, wenn die befragten 
Manager Informationen über produktivitätsrelevante Ei-
genschaften der Arbeitskräfte erhielten – es handelt sich 
also tatsächlich um eine Abneigung gegenüber Älteren 
und damit Diskriminierung. Diese Erkenntnis deckt sich 
mit einer anderen Vignetten-Studie (Büsch et al., 2009), 
nach der in Deutschland Altersdiskriminierung bei Ein-
stellungen festzustellen ist (und deutlich stärker ausfällt 
als in Norwegen).

Noch größer wäre das Problem, wenn Ältere zwar zu Vor-
stellungsgesprächen eingeladen werden, um gesetzliche 
Antidiskriminierungsverbote zu erfüllen, ihre Einstellung 
aber von vornherein ausgeschlossen ist. Die Antidiskri-
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minierungsstelle des Bundes (2024, S. 84) berichtet über 
einen derartigen Umgang mit älteren Bewerber:innen, 
wobei explizit diskriminierende Absagen selten sind. Eine 
solche versteckte Diskriminierung lässt sich auch kaum 
nachweisen, zumal das Thema gerade bei Personalver-
antwortlichen oftmals ein Tabu ist (Brauer, 2009).

Gründe für die Benachteiligung Älterer

Ein häufig verwendetes Stereotyp über ältere Arbeits-
kräfte geht davon aus, dass die körperlichen, geistigen 
und sozialen Fähigkeiten und Fertigkeiten des Menschen 
generell mit steigendem Alter nachlassen (Kessler & 
Warner, 2022, S. 30). Ältere Personen gelten als weni-
ger kompetent, motiviert, kreativ und flexibel als jünge-
re (Homrighausen & Lang, 2024). Dieses „Defizitmodell“ 
scheint immer noch weit verbreitet zu sein und auch bei 
betrieblichen Personalentscheidungen eine Rolle zu spie-
len, obwohl es aus wissenschaftlicher Sicht schon längst 
überholt ist (Rosenstiel, 2009). Studien aus der Soziolo-
gie, Gerontologie, Ökonomie und Arbeitsmedizin zeigen, 
dass zwar manche Eigenschaften wie geistige Wendig-
keit und Schnelligkeit mit dem Alter abnehmen, andere 
aber – wie z. B. Erfahrungswissen – zunehmen, sodass 
die Leistungsfähigkeit nicht generell über das Lebensalter 
bestimmt werden kann.4 Zudem schätzen in einer reprä-
sentativen Umfrage des IAB-Betriebspanels die meisten 
Betriebe, dass ältere Arbeitskräfte genauso leistungsfä-
hig sind wie jüngere, nur sind die verschiedenen Kompo-
nenten der Leistungsfähigkeit in beiden Gruppen unter-
schiedlich ausgeprägt (Bellmann et al., 2005). Allerdings 
findet nach dieser Untersuchung die positive Einschät-
zung der im Betrieb tätigen älteren Beschäftigten keinen 
Niederschlag in entsprechenden Einstellungsraten von 
externen älteren Arbeitskräften, insbesondere Arbeitslo-
sen.

Befragt man die Betriebe mit Einstellungsvorbehalten 
gegenüber Älteren genauer, so werden als Hauptgründe 
vermeintliche Defizite wie eingeschränkte Belastbarkeit 
sowie geringere Flexibilität und Einsetzbarkeit von älte-
ren Arbeitskräften genannt (Brussig & Bellmann, 2008). 
Zudem monieren Personaler:innen, dass ältere Beschäf-
tigte Probleme mit jungen Vorgesetzten haben, häufiger 
krank sind als Jüngere und über veraltetes Wissen ver-
fügen (o. V., 2022). Weitere in der öffentlichen Diskussion 
angeführte Einstellungsprobleme, wie hohe Lohnkosten, 
zu hohe Einarbeitungs- und Weiterbildungskosten sowie 

4	 So findet z. B. eine ökonometrische Studie der Fehlerquote in einem 
Lkw-Werk, dass die durchschnittliche Produktivität eines Fließband-
arbeiters bis mindestens zum Alter von 60 Jahren nicht abnimmt. Dies 
ist vor allem auf die Erfahrung älterer Arbeitskräfte zurückzuführen, 
die zwar nicht weniger, aber weniger schwerwiegende Fehler machen 
als jüngere Arbeitskräfte (Börsch-Supan & Weiss, 2016).

eine eingeschränkte Kündbarkeit von älteren Arbeitskräf-
ten, spielen dagegen eine untergeordnete Rolle (Bellmann 
et al. 2005; Brussig & Bellmann, 2008). Ihre tatsächliche 
Relevanz scheint auch nicht immer richtig eingeschätzt 
zu werden. So ist z. B. der Altersbezug bei der Entlohnung 
(„Senioritätslöhne“) und beim Kündigungsschutz vor al-
lem bei bestehenden Beschäftigungsverhältnissen von 
Bedeutung, aber weniger bei (befristeten) Neueinstellun-
gen von älteren Arbeitskräften. Zudem melden sich ältere 
Beschäftigte tatsächlich seltener krank als vergleichbare 
jüngere, wenn auch ihre Erkrankungen oft gravierender 
und länger anhaltend sind (Prümer & Schnabel, 2019).

Ob der wachsende Arbeits- und Fachkräftemangel zu ei-
nem Umdenken bei den Betrieben führt, bleibt abzuwar-
ten. Immerhin hatte in der Studie von Indeed und Appinio 
gut ein Drittel der befragten Erwerbstätigen im Alter von 
45 bis 67 Jahren den Eindruck, dass sie bei ihren Bewer-
bungen vom Fachkräftemangel profitieren und häufiger zu 
Vorstellungsgesprächen eingeladen werden (o. V., 2022).

Maßnahmen und Konsequenzen

Einerseits finden betriebliche Fallstudien deutliche Hin-
weise, dass Altersstereotype und Ausgrenzungsmecha-
nismen in der Personalpolitik und beim Einstellungsver-
halten eine Rolle spielen (Brauer, 2009; Voss & Rother-
mund, 2019). Andererseits berichten Betriebe, die Ältere 
neu eingestellt haben, überwiegend von positiven Erfah-
rungen mit diesen (Czepek & Moczall, 2017). Um diese 
Diskrepanz abzubauen und die Chancen Älterer auf eine 
Re-Integration in den Arbeitsmarkt zu erhöhen, sind so-
wohl der Staat im Rahmen seiner Arbeitsmarkt- und An-
tidiskriminierungspolitik als auch Verhaltensänderungen 
bei Arbeitgeber:innen und Arbeitsuchenden gefragt.

Die staatliche Arbeitsmarktpolitik hat mit der Entwicklung 
der Arbeitslosigkeit im Alter nicht ganz Schritt gehalten. 
Sie fördert Ältere weiterhin unterproportional und weniger 
erfolgreich als Jüngere (Kaboth & Brussig, 2020). So er-
halten Arbeitslose ab 55 Jahren – bezogen auf die Zahl 
der Zugänge in Arbeitslosigkeit – seltener eine Förderung 
als jüngere Arbeitslose. Dies spiegelt nicht zuletzt wider, 
dass sie seltener an geförderter beruflicher Weiterbildung 
teilnehmen. Dabei zeigt bei ihnen die Förderung sogar ei-
ne höhere Wirkung (Stephan et al., 2024). Befragte Ver-
mittlungsfachkräfte in den Arbeitsagenturen sehen in 
gesundheitlichen Einschränkungen älterer Arbeitsloser 
und in Vorbehalten von Unternehmen gegenüber älteren 
Arbeitskräften die stärksten altersspezifischen Vermitt-
lungshemmnisse.

Als geeignete Maßnahmen zur Erhöhung der Beschäfti-
gungschancen von Älteren empfehlen sie vor allem eine 
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intensivere persönliche Beratung von Arbeitsuchenden 
und Beratungsangebote für Unternehmen, mit denen 
Vorbehalte gegenüber Älteren abgebaut und Fördermög-
lichkeiten dargelegt werden sollen (Homrighausen & Wolf, 
2018). Aus Sicht dieser Experten und auch vieler Unter-
nehmen könnten zudem Lohnzuschüsse für Arbeitskräfte 
(zur Überbrückung von Lohndifferenzen zwischen alter 
und möglicher neuer Beschäftigung) oder Lohnkosten-
zuschüsse für Arbeitgeber:innen die Anreize erhöhen, in 
Beschäftigung zurückzukehren bzw. ältere Arbeitslose 
einzustellen (Czepak & Moczall, 2017; Homrighausen & 
Wolf, 2018). Hilfreich und erfolgreich können auch Infor-
mationskampagnen der Arbeitsagentur sein, mit denen 
Arbeitgeber:innen aufgeklärt werden, dass viele stereoty-
pische negative Behauptungen über ältere Arbeitskräfte 
nicht belegt oder gar falsch sind und dass erfahrene Älte-
re durchaus spezifische Stärken aufweisen, die eine Ein-
stellung attraktiv machen (Homrighausen & Lang, 2024).5

Zwar bietet das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz in 
seiner aktuellen Form keinen umfassenden Schutz vor 
Altersdiskriminierung (Kessler & Warner, 2022), doch ver-
zeichnet die Antidiskriminierungspolitik gewisse Erfolge.6 
So verstoßen nach einer umfangreichen Auswertung der 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2018) fast 98 % 
der Stellenanzeigen nicht (mehr) gegen dieses Gesetz. 
Zweifel daran weckt jedoch die Online-Befragung von 
Indeed und Appinio (o.V., 2022). Danach geben 19 % der 
400 befragten Personaler:innen an, dass sie in all ihren 
Stellenanzeigen den Begriff „jung“ für die Beschreibung 
ihres Teams oder als Teil der Stellenbeschreibung ver-
wenden (und weitere 24 % tun dies teilweise).7

Diskutiert werden auch anonymisierte Bewerbungsver-
fahren, in denen – wie in anderen Ländern – keine Anga-
ben zum Lebensalter gemacht werden müssen (Beigang 
et al., 2017). Zuviel sollte man sich davon aber nicht er-
warten, denn Rückschlüsse auf das Alter lassen sich re-
lativ einfach aus Angaben über den Bildungsweg der Ar-
beitsuchenden ziehen.

Wichtiger und dringend erforderlich scheint ein Einstel-
lungswandel (nicht nur) der Personalverantwortlichen zu 

5	 So erhöhte eine derartige Informations- und Marketingkampagne der 
Arbeitsagentur Potsdam mit dem Titel „Juwel Berufserfahrung“ 2011 
die lokale Beschäftigungsquote von Arbeitskräften im Alter von 50 bis 
59 Jahren um mehrere Prozentpunkte (Homrighausen & Lang, 2024).

6	 Erfolgreicher scheint hier z. B. Neuseeland zu sein, das sich einer 
konsequenten und öffentlich wahrnehmbaren Antidiskriminierungs-
politik samt Öffentlichkeitsarbeit pro Arbeit von Älteren verschrieben 
hat und damit im OECD-Vergleich überdurchschnittlich hohe Einstel-
lungsquoten von älteren Arbeitskräften verzeichnet (Walwei, 2024).

7	 Dementsprechend fühlen sich auch 63 % der befragten Erwerbstä-
tigen über 45 Jahren von derartigen Jobangeboten nicht angespro-
chen (o. V., 2022).

sein. Es muss ins allgemeine Bewusstsein, dass Ältere 
nicht weniger leistungsfähig sind. Zudem sollten sie stän-
dig weitergebildet werden, doch führt nur eine Minderheit 
der Betriebe spezielle Personalmaßnahmen für Ältere 
durch (Bellmann et al., 2018). Obwohl der demografische 
Wandel es nahelegt, in Bezug auf Beschäftigung und 
Weiterbildung sich stärker auf ältere Arbeitsklassen zu 
fokussieren, liegt laut einer Unternehmensbefragung des 
ifo-Instituts der Schwerpunkt klar auf den jüngeren Al-
tersgruppen. Allerdings nehmen ältere Mitarbeiter:innen 
Weiterbildungsangebote auch deutlich seltener in An-
spruch als jüngere (Freuding et al., 2023). Selbst unter 
mitbestimmten Betrieben mit mindestens 20 Beschäftig-
ten führt nur eine Minderheit spezielle Weiterbildungen für 
ältere Mitarbeiter:innen sowie Führungskräfteschulungen 
in Bezug auf Ältere durch (Keck & Brussig, 2024), was sich 
dringend ändern sollte.

Fazit

Die aufgezeigte Vernachlässigung oder gar Diskriminie-
rung älterer Arbeitskräfte ist in vielerlei Hinsicht kontra-
produktiv. Sie kann nur überwunden werden, indem sich 
die Einstellung der gesamten Gesellschaft wandelt. Altern 
wird immer noch zu sehr aus der Defizitperspektive be-
trachtet, ohne die Stärken älterer Personen zu berück-
sichtigen, die sich schon in einem langen Arbeitsleben 
bewährt haben. Es ist höchste Zeit, überkommene Alters-
stereotype zu überwinden; sonst lassen sich weder der 
Arbeitskräftemangel bewältigen noch die Erwerbstätig-
keit Älterer weiter steigern.
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Politikevaluation als gesetzlicher Auftrag: Das 
Teilhabechancengesetz als Fallbeispiel
In ihrem Koalitionsvertrag haben sich CDU, CSU und SPD zur Vorlage eines 
Forschungsdatengesetzes noch in diesem Jahr bekannt. Dieses Gesetz sollte eigentlich schon 
in der letzten Legislaturperiode verabschiedet werden und ist weiterhin dringend notwendig, 
da existierende Daten in weitestmöglicher Form für eine evidenzbasierte Politikberatung bereit 
stehen sollten. Nur auf einer breiten Datengrundlage können Gesetze auf ihre Wirksamkeit 
hin analysiert und valide Bewertungen vorgenommen werden. Dabei bergen insbesondere 
Individualdatensätze, bei denen Befragungsdaten mit verschiedenen administrativen 
Datenquellen verknüpft werden, großes Potenzial. Am Beispiel von Forschung am Institut 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung wird aufgezeigt, wie der Datenzugang zu Sozialdaten 
unter Wahrung des Datenschutzes geregelt wird und wie mit empirischen Analysen basierend 
auf verknüpften Datensätzen eine wichtige Politikreform – das Teilhabechancengesetz – 
begleitend evaluiert wird.

In einem kürzlich erschienenen Beitrag bemängeln 
Diekmann et al. (2025) die derzeitige Evaluierungspraxis 
und insbesondere die unzureichende Evidenzorientie-
rung politischer Entscheidungen in Deutschland. Sie for-
dern eine Verbesserung des Datenzugangs für Evaluati-
onen (Diekmann et al., 2025). Die Forschungspraxis des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB), die 
unabhängige wissenschaftliche Forschung, Datenpro-
duktion und Politikberatung verbindet, kann hier als Vor-
bild für eine grundlegende und systematische Verbesse-

rung der Evaluationen politischer Reformen dienen. Denn 
in der Arbeitsmarktpolitik und in der Grundsicherung 
werden Entscheidungen wie in nur wenigen anderen Po-
litikfeldern in Deutschland durch evidenzbasierte Bera-
tung unter Nutzung vielfältiger Verwaltungsdaten auf der 
einen Seite und Befragungsdaten auf der anderen Seite 
unterstützt. Das IAB leistet hierzu seit 1967 einen zentra-
len Beitrag, der in §§ 280 und 282 Abs. 1 SGB III und § 55 
SGB II gesetzlich verankert ist. Finanziert aus öffentli-
chen Mitteln, erforschen etwa 200 Wissenschaftler:innen 
aus unterschiedlichen Disziplinen, vor allem aus der 
Ökonomik, Soziologie und Survey-Statistik, den Arbeits-
markt, die Berufswelt und die Grundsicherung für Arbeit-
suchende. Auf Grundlage der gewonnenen Erkenntnisse 
sollen die Diskussionen in Wissenschaft, Öffentlichkeit 
und Politik vorangebracht und evidenzbasierte Politik-
entscheidungen ermöglicht werden.

Dafür sind umfassende Datengrundlagen unerlässlich. 
Insbesondere Analysen, die die Wirksamkeit von Politik-
maßnahmen evaluieren und auf deren Grundlage Aussa-
gen mit externer Validität getroffen werden sollen, erfor-
dern oftmals Datensätze mit hohen Fallzahlen und vielen 
Merkmalen. Die gesetzlichen Grundlagen der Arbeit des 
IAB ermöglichen die datenschutzkonforme Nutzung von 
Daten aus den Rechtskreisen der Sozialgesetzbücher 
II und III. Das IAB ist einer der größten Produzenten von 
Forschungsdaten zum Arbeitsmarkt, die weltweit von 
Forschenden genutzt werden. Die Prozessdaten aus 
den Verwaltungsabläufen der Bundesagentur für Arbeit 
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Abbildung 1
Übersicht über Datenquellen, IAB-Daten und über das FDZ-BA/IAB erhältliche Daten

Quelle: Müller und Wolter (2020).

(BA) sind dabei für die Forschung interessant, weil sie 
umfassende Informationen aller sozialversicherungs-
pflichtig oder geringfügig beschäftigten Personen sowie 
der Kund:innen der BA bieten. Tagesgenaue Daten zu 
verschiedenen Zuständen in den individuellen Erwerbs-
biografien (wie Beschäftigung, Löhne, Leistungsbezug, 
Arbeitsuche, Maßnahmenteilnahme) können so bereit-
gestellt werden. Das Herzstück dieser administrativen 
Daten, die so genannten Integrierten Erwerbsbiografien 
(IEB), werden auch als „Grundnahrungsmittel“ für die Ar-
beitsmarktforschung bezeichnet (Keitel, 2023).

Aber nicht nur die administrativen Daten alleine, sondern 
auch deren Verknüpfung mit Umfragedaten – die Zu-
stimmung der Befragten vorausgesetzt – sind für die Er-
forschung von arbeitsmarktbezogenen Fragestellungen 
relevant. Denn sie ermöglichen es, Sachverhalte tieferge-
hend zu analysieren, bei denen die administrativen Daten 
allein an ihre Grenzen stoßen würden. So können die Pro-
zessdatensätze beispielsweise um subjektive Einschät-
zungen der Personen erweitert werden. Inzwischen exis-
tieren im IAB eine Vielzahl solcher verknüpfter Datensät-
ze, wie beispielsweise eine Verknüpfung der IEB mit dem 
Panel für Arbeitsmarkt und Soziale Sicherung (PASS). 
Mithilfe dieses Panels können die Dynamik des Grund-
sicherungsbezugs und die soziale Lage von Haushalten 
im Grundsicherungsbezug untersucht werden. Es handelt 
sich um eine seit 2007 bundesweit durchgeführte, jährli-
che Wiederholungsbefragung, die insgesamt ca. 10.000 
Haushalte umfasst, die zum Teil telefonisch und zum Teil 

persönlich befragt werden. Die Kombination des Panels 
mit den IEB erweitert die Forschungsmöglichkeiten für ein 
breites Spektrum sozioökonomischer Themen, insbeson-
dere im Bereich der Arbeitslosigkeit und der Armutsfor-
schung (Antoni & Bethmann, 2019).

Damit diese Daten nicht nur von Forschenden im IAB ana-
lysiert werden können, ermöglicht das Forschungsdaten-
zentrum der BA im IAB (FDZ-BA/IAB) unter bestimmten 
Voraussetzungen, die in § 75 SGB X geregelt sind, ex-
ternen Wissenschaftler:innen den Zugang zu Mikroda-
ten für die nicht-kommerzielle Forschung im Bereich der 
Sozialversicherung und der Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung. Abbildung 1 gibt einen schematischen Überblick 
der originären Datenquellen, der daraus generierten IAB-
Daten und der über das FDZ-BA/IAB für Forschende er-
hältlichen Daten (siehe hierzu auch Müller & Wolter, 2020). 
Im Folgenden soll anhand eines Beispiels – der Evalua-
tion des Teilhabechancengesetzes – die Bedeutung der 
Daten für die Evaluation von Maßnahmen im Rahmen der 
Arbeitsmarktpolitik dargestellt werden.

Das Teilhabechancengesetz (Sozialer Arbeitsmarkt)

Arbeitslosigkeit, die länger als ein Jahr andauert – die 
Langzeitarbeitslosigkeit – hat nicht nur negative Auswir-
kungen auf die Beschäftigungs- und Verdienstchancen, 
sondern auch auf verschiedene Dimensionen der sozialen 
Teilhabe, wie das gesellschaftliche Zugehörigkeitsemp-
finden, die Lebenszufriedenheit, die Kontrollüberzeugun-

Daten aus dem 
Geschäftsprozess 

der BA

Befragungen 
des IAB

Meldungen zur 
Sozialversicherung

Integrierte 
Erwerbsbiografien 

(IEB)

Leistungsempfängerhistorik (LeH)

Maßnahmeteilnahmehistoriken (MTH/XMTH)

Leistungshistorik Grundsicherung (LHG)

Arbeitsuchendenhistoriken (ASU/XASU)

Daten aus Betriebsbefragungen

Daten aus Haushalts- und Personenbefragungen

Beschäftigtenhistorik (BeH)
Betriebs-Historik-

Panel (BHP)

Stichprobe der 
Integrierten 

Arbeitsmarkt-
Biografien (SIAB) 

Verknüpfte Daten

Aufbereitete
Befragungsdaten

IAB-Daten
Über das FDZ

erhältliche Daten Datenquelle



Wirtschaftsdienst 2025 | 6
452

Analysen  Politikevaluation

gen oder den wahrgenommenen sozialen Status (z. B. 
Gundert & Pohlan, 2022). Mit dem zum 1. Januar 2019 in 
Kraft getretenen Teilhabechancengesetz (THCG) soll die 
Arbeitsmarktintegration von Langzeitarbeitslosen verbes-
sert werden. Insgesamt sollen durch das THCG mithilfe 
von Lohnkostenzuschüssen und begleitendem Coaching 
Personen, die ohne Förderung nur geringe Chancen auf 
eine Beschäftigung hätten, Beschäftigung und soziale 
Teilhabe ermöglicht werden. Den Kern des Gesetzes bil-
den zwei Förderinstrumente:

•	 § 16e SGB II  Eingliederung von Langzeitarbeitslosen 
(EvL): Arbeitgeber erhalten einen Lohnkostenzuschuss 
für 24 Monate, wenn sie Leistungsberechtigte, die seit 
mindestens zwei Jahren arbeitslos sind, beschäftigen: 
im ersten Jahr in Höhe von 75 % und im zweiten Jahr in 
Höhe von 50 % des Arbeitsentgelts.

•	 § 16i SGB II Teilhabe am Arbeitsmarkt (TaAM): Wenn 
Arbeitgeber langzeitarbeitslose Personen beschäf-
tigen, erhalten sie in den ersten beiden Jahren einen 
Zuschuss von 100 % zum Mindestlohn, in jedem wei-
teren Jahr wird dieser Zuschuss um 10 Prozentpunk-
te gekürzt bei einer maximalen Förderdauer von fünf 
Jahren. Voraussetzung für die Förderung ist, dass die 
langzeitarbeitslose Person in mindestens sechs der 
letzten sieben Jahre im Leistungsbezug und in dieser 
Zeit kaum erwerbstätig war.

Beide Maßnahmen sehen eine „ganzheitliche beschäfti-
gungsbegleitende Betreuung“ (Coaching) der Geförder-
ten vor, die von den Jobcentern oder von beauftragten 
Trägern erbracht werden kann.

In seiner Begleitforschung evaluiert das IAB umfassend 
beide Instrumente des THCG und setzt dabei qualitative 
wie quantitative Analysemethoden ein. Im Fokus stehen 
die Umsetzung der Instrumente durch die Jobcenter, ihr 
betrieblicher Einsatz sowie ihre Wirkung auf soziale Teil-
habe, Beschäftigungsfähigkeit und Arbeitsmarktchancen 
der Geförderten.

Wirkungsanalysen mit administrativen Daten

Für die quantitativen Analysen wurden unter anderem die 
verschiedenen Quellen von administrativen Personenda-
ten der Bundesagentur für Arbeit verknüpft, sodass eine 
Vielzahl soziodemografischer Merkmale, Einkommensan-
gaben sowie Informationen zu abhängiger Beschäftigung, 
registrierter Arbeitslosigkeit und Arbeitsuche und zur Teil-
nahme an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen zur Ver-
fügung standen. Kasrin und Tübbicke (2024) analysieren, 
wie sich das Instrument bei Geförderten auf ungeförderte 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung sowie den 

Leistungsbezugsstatus auswirkt. Dieser Effekt wird in 
einem quasiexperimentellen Design mittels der Methode 
des „Propensity-Score-Matching“ geschätzt. Die Metho-
de identifiziert für jede geförderte Person „statistische 
Zwillinge“, also vergleichbare Personen, die nicht geför-
dert werden, aber hinsichtlich beobachteter Merkma-
le die gleiche Wahrscheinlichkeit aufweisen, nach dem 
THCG gefördert zu werden. Um die Wahrscheinlichkeit 
einer Förderung zu schätzen, wird eine Vielzahl von be-
obachteten Merkmalen (soziodemografische Merkmale, 
Haushaltsvariablen, Arbeitsmarkthistorie, Charakteristika 
eines etwaigen Partners oder Partnerin, regionale Kon-
textvariablen) genutzt. Die so ausgewählte Vergleichs-
gruppe unterscheidet sich in Bezug auf ihre beobachteten 
Charakteristika nicht mehr von der Gruppe der Geförder-
ten (Treatmentgruppe). Ein Mittelwertvergleich der Ergeb-
nisvariablen (Beschäftigung, Leistungsbezug) zwischen 
Treatmentgruppe und Vergleichsgruppe ergibt dann den 
geschätzten kausalen Effekt für die Geförderten. Der 
Schätzansatz unterstellt, dass die bei der Schätzung der 
Förderwahrscheinlichkeit berücksichtigen Merkmale alle 
systematischen Unterschiede zwischen den Geförderten 
und den Nichtgeförderten im Hinblick auf die Treiber der 
berücksichtigen Ergebnisvariablen bei Nichtförderung er-
fassen.

Die Ergebnisse zeigen, dass Übergänge in ungeförder-
te Beschäftigung beim Instrument „Eingliederung von 
Langzeitarbeitslosen“ (EvL) oftmals erfolgreich sind, 
obwohl die Zielgruppe arbeitsmarktfern ist. Abbildung 
2 zeigt, dass die Geförderten zunächst eine geringe-
re Quote in regulärer Beschäftigung haben als die Ver-
gleichsgruppe, was auf den sogenannten Einsperreffekt 
(„lock-in effect“ in der englischsprachigen Literatur) wäh-
rend der Förderung zurückzuführen ist. Mit Förderende 
dreht sich der Effekt aber sprunghaft um und die Geför-
derten haben deutlich höhere Beschäftigungsquoten: Ei-
nen Monat nach Förderende, also 25 Monate nach För-
derbeginn, ist die Beschäftigungswahrscheinlichkeit der 
Geförderten um etwa 36 Prozentpunkte höher als die der 
vergleichbaren SGB-II-Leistungsbeziehenden ohne so-
zialversicherungspflichtige Beschäftigung. Diese Effekte 
sind auch im Zeitverlauf stabil. So sind auch 38 Monate 
nach Förderbeginn (und damit 14 Monate nach Förde-
rende) die Quoten in ungeförderter sozialversicherungs-
pflichtiger Beschäftigung der ehemals EvL-Geförderten 
um etwa 33 Prozentpunkte höher als die der Vergleichs-
gruppe. Hierfür sind wohl vor allem sogenannte Klebe-
effekte verantwortlich, also direkte Übernahmen durch 
die (überwiegend privatwirtschaftlichen) Arbeitgeber. So 
arbeiten zwei Monate nach Förderende etwa 72 % aller 
ehemals EvL-Geförderten mit einer regulären Beschäf-
tigung bei demselben Arbeitgeber, der sie bereits wäh-
rend der Förderung beschäftigte.
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Weitere Ergebnisse zeigen, dass sich die SGB-II-Leis-
tungsbezugsquote bei Geförderten deutlich reduziert hat 
im Vergleich zur Vergleichsgruppe. Tiefergehende Ana-
lysen verschiedener Gruppen ergeben außerdem, dass 
von der Förderung EvL vor allem Langzeitarbeitslose 
ohne Berufsabschluss sowie Personen mit besonders 
schlechter Beschäftigungshistorie profitieren.

Insgesamt ist die EvL-Förderung auf Basis der vorliegen-
den Analysen als äußerst wirksam zu bewerten, denn die 
Maßnahme steigert den Arbeitsmarkterfolg von Langzeit-
arbeitslosen deutlich. Ohne dass eine umfassende Nut-
zen-Kosten-Analyse vorliegt, schließen wir, dass die EvL-
Förderung eine sinnvolle Ergänzung des Instrumenten-
kastens der aktiven Arbeitsmarktpolitik im SGB II darstellt 
(für eine detaillierte Darstellung der Analyse und Ergeb-
nisse der EvL-Förderung auf Beschäftigungsindikatoren 
siehe auch Kasrin & Tübbicke, 2024).  Eine Schätzung der 
TaAM-Effekte auf die Beschäftigung und den Leistungs-
bezug nach Förderende ist noch nicht erfolgt, da die För-
derung bis zu fünf Jahre beträgt und deshalb bisher nur 
Ergebnisse während des Förderzeitraums vorliegen.

Wirkungsanalysen mit Befragungsdaten verknüpft 
mit administrativen Daten

Mithilfe von quantitativen Analysen können aber nicht nur 
die Effekte der Förderinstrumente auf den Arbeitsmarkt

erfolg gemessen werden. Achatz et al. (2024a) analy-
sieren ausführlich, wie sich die Förderinstrumente auf 
weitere Zielgrößen, wie die Beschäftigungsfähigkeit und 
die soziale Teilhabe der Geförderten, auswirken. Die da-
für relevanten subjektiven Indikatoren sind jedoch nicht 
in den Prozessdaten der BA enthalten, sondern wurden 
mithilfe einer Befragung erhoben. Die Panelerhebung 
„Lebensqualität und Teilhabe“ wurde eigens für die Eva-
luation der beiden Förderinstrumente in Bezug auf die 
Wirkungen auf Beschäftigungsfähigkeit und soziale Teil-
habe durchgeführt. So wurden unterschiedliche Dimen-
sionen der Beschäftigungsfähigkeit, wie beispielsweise 
Selbstvertrauen oder Konfliktfähigkeit, sowie der sozi-
alen Teilhabe, wie beispielsweise Lebenszufriedenheit 
und gesellschaftliche Zugehörigkeit, in zwei Befragungs-
wellen (2020/2021 und 2021/2022) unter geförderten 
(Treatmentgruppe) wie nicht-geförderten Personen (Ver-
gleichsgruppe) erhoben.

Diese Befragungsdaten wurden mit den administrativen 
Daten des IAB verknüpft (Hülle et al., 2022; Hülle et al., 
2023). Dadurch konnte sowohl auf Basis von den Merk-
malen aus den administrativen Daten (wie z. B. Merkmale 
der Erwerbsbiografie) als auch aus den Befragungsda-
ten (wie z. B. Merkmale der Herkunftsfamilie) eine größt-
mögliche Vergleichbarkeit zwischen Treatment- und Ver-
gleichsgruppe hergestellt werden. Durch einen Vergleich 
der Ergebnisvariablen können auch hier die Teilnahme-
effekte auf unterschiedliche Dimensionen der Beschäf-
tigungsfähigkeit und der sozialen Teilhabe bestimmt 
werden. Abbildung 3 stellt beispielhaft die Effekte der 
EvL-Programmteilnahme für die Geförderten auf die ver-
schiedenen Dimensionen der sozialen Teilhabe für die 
zwei Befragungswellen dar. Die abgebildeten Konfidenz-
intervalle machen deutlich, ob die ermittelten Teilnahme-
effekte statistisch bedeutsam sind, nämlich dann, wenn 
der Wert Null nicht enthalten ist. Des Weiteren können 
Aussagen über mögliche Effektunterschiede zwischen 
den beiden Wellen getroffen werden.

Die Ergebnisse zeigen, dass die Werte aller sechs Indika-
toren der sozialen Teilhabe in den Wellen 1 und 2 signifi-
kant höher bei Geförderten sind als bei ihren statistischen 
Zwillingen, da das 90 %-Konfidenzintervall den Wert Null 
nicht enthält. Eine Teilnahme an der EvL-Förderung erhöht 
damit signifikant die allgemeine Lebenszufriedenheit, die 
Zufriedenheit mit der Gesundheit und dem Lebensstan-
dard, die gesellschaftliche Zugehörigkeit, die materielle 
Versorgung und die sozialen Aktivitäten. Vergleicht man 
die Ergebnisse im Zeitverlauf, so wird deutlich, dass die 
Effekte in Welle 1 und Welle 2 ähnlich hoch sind. Eine 
Ausnahme bildet der Teilnahmeeffekt auf die Lebenszu-
friedenheit: Dieser ist in Welle 2 deutlich niedriger als in 
Welle 1.

Abbildung 2
Teilnahmewirkung der EvL-Förderung auf die Quote 
in regulärer Beschäftigung im Zeitverlauf

EvL = Instrument des Teilhabechancengesetztes „Eingliederung von 
Langzeitarbeitslosen“ (§ 16e SGB II). Lesebeispiel: 24 Monate nach Ein-
tritt in die EvL-Förderung haben die Geförderten eine um etwa 23 Pro-
zentpunkte höhere Quote in regulärer Beschäftigung als ihre statisti-
schen Zwillinge.

Quelle: Kasrin und Tübbicke (2024, S. 5); Berechnungen basierend auf 
den Integrierten Erwerbsbiografien (IEB) und Leistungshistorik Grundsi-
cherung (LHG).
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Abbildung 4
Teilnahmeeffekte beim Instrument „Teilhabe am 
Arbeitsmarkt“ (TaAM)

Die Balken zeigen das 90 %-Konfidenzintervall. Die Variablen „Lebenszu-
friedenheit“, „Zufriedenheit mit der Gesundheit“ und „Zufriedenheit mit 
dem Lebensstandard“ wurden auf einer Skala von 0 bis 10, die Variable 
„gesellschaftliche Zugehörigkeit“ auf einer Skala von 1 bis 10 und die Va-
riablen „soziale Aktivitäten“ und „materielle Teilhabe“ auf einer Skala von 
0 bis 100 gemessen. Lesebeispiel: Auf einer Skala von 0 bis 10 erhöht die 
TaAM-Teilnahme die Lebenszufriedenheit um im Mittel etwas mehr als ei-
nen Skalenpunkt in Befragungswelle 1.

Quelle: Achatz et al. (2024a, S. 156); Achatz et al. (2024b); Berechnun-
gen basierend auf Paneldatensatz „Lebensqualität und Teilhabe“, Welle 1 
(2020/2021) und Welle 2 (2021/2022), balanciertes Panel.

Auch die TaAM-Geförderten erzielen bei allen sechs un-
tersuchten Indikatoren der sozialen Teilhabe in beiden 
Wellen höhere Werte als ihre statistischen Zwillinge (Ab-
bildung 4). Im Ergebnis können die Analysen zeigen, dass 
beide Instrumente die soziale Teilhabe der Geförderten 
erhöhen und diese Wirkungen auch kurzfristig stabil sind 
(für eine detaillierte Darstellung der Analyse und Ergeb-
nisse der EvL- und TaAM-Förderung auf Beschäftigungs-
fähigkeit und soziale Teilhabe siehe Achatz et al., 2024a).

Fazit

Durch die enge Verzahnung von Datenproduktion, For-
schung und Politikberatung im IAB sowie dessen Nähe 
zur operativen Praxis der Bundesagentur für Arbeit kann 
die Forschung im Themenfeld Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung als Vorbild für andere Forschungsfelder ge-
sehen werden. Der Datenzugang zu den administrativen 
Daten des IAB ist über § 75 SGB X für die Arbeitsmarkt- 
und Sozialpolitikforschung gesetzlich klar geregelt. Dies 
ermöglicht externen Wissenschaftler:innen, mit den für 
die wissenschaftliche Forschung hochwertigen Sozi-
aldaten unter Wahrung des Datenschutzes zu arbeiten. 
Diese Regelung, die Datenzugang und Datenschutz 
vereint, kann somit als Blaupause für ein Forschungs-
datengesetz gesehen werden, zu dem sich CDU, CSU 
und SPD im Koalitionsvertrag bekannt haben und das 

noch in diesem Jahr vorgelegt werden soll (Fitzenberger 
& Müller, 2025).

Datensätze, bei denen mit Zustimmung der Befragten 
administrative Daten mit Befragungsdaten verknüpft 
werden, bergen großes Potenzial für die Forschung und 
Politikberatung. Denn zusätzliche Informationen aus Be-
fragungen, welche in den administrativen Daten nicht ent-
halten sind (z. B. subjektive Einschätzungen), können ver-
tiefte und spezifische Einblicke in bestimmte Sachverhal-
te liefern. Zudem können Probleme, denen Befragungen 
typischerweise ausgesetzt sind (z. B. soziale Erwünscht-
heit, Über- oder Untererfassung) durch die Verknüpfung 
mit administrativen Daten adressiert oder verringert wer-
den. Nicht zuletzt ermöglichen verknüpfte Datensätze die 
Analyse langfristiger Effekte, da die Prozessdaten für ei-
nen sehr langen Zeitraum zur Verfügung stehen. Dies ist 
bei Umfragedaten allein oftmals nicht möglich, da Befra-
gungen in der Regel zeitlich begrenzt sind.

Das Beispiel des Teilhabechancengesetzes (THCG) 
zeigt exemplarisch, wie das IAB mit empirischen Analy-
sen basierend auf den Prozessdaten der Bundesagentur 
für Arbeit und damit verknüpften Umfragedaten, die ex-
plizit für die Evaluation erhoben werden, eine Politikre-
form begleitend evaluiert, darauf aufbauend zeitnah die 
Arbeitsmarktpolitik berät und somit zu evidenzbasier-

Abbildung 3
Teilnahmeeffekte beim Instrument „Eingliederung 
von Langzeitarbeitslosen“ (EvL)

Die Balken zeigen das 90 %-Konfidenzintervall. Die Variablen „Lebenszu-
friedenheit“, „Zufriedenheit mit der Gesundheit“ und „Zufriedenheit mit 
dem Lebensstandard“ wurden auf einer Skala von 0 bis 10, die Variable 
„gesellschaftliche Zugehörigkeit“ auf einer Skala von 1 bis 10 und die Va-
riablen „soziale Aktivitäten“ und „materielle Teilhabe“ auf einer Skala von 
0 bis 100 gemessen. Lesebeispiel: Auf einer Skala von 0 bis 10 erhöht die 
EvL-Teilnahme die Lebenszufriedenheit um im Mittel 0,9 Skalenpunkte in 
Befragungswelle 1.

Quelle: Achatz et al. (2024a, S. 155); Achatz et al. (2024b); Berechnun-
gen basierend auf Paneldatensatz „Lebensqualität und Teilhabe“, Welle 1 
(2020/2021) und Welle 2 (2021/2022), balanciertes Panel.

Zufriedenheit mit dem Lebensstandard

materielle Teilhabe

Lebenszufriedenheit

Zufriedenheit mit der Gesundheit

soziale Aktivitäten

gesellschaftliche Zugehörigkeit

0,6 0,8 1 1,2 1,4

0,6 0,8 1 1,2 1,4

Welle 1 Welle 2
0 2 4 6 8

Zufriedenheit mit dem Lebensstandard

materielle Teilhabe

Lebenszufriedenheit

Zufriedenheit mit der Gesundheit

soziale Aktivitäten

gesellschaftliche Zugehörigkeit

0,6 0,8 1 1,2 1,4

0,6 0,8 1 1,2 1,4

0 2 4 6 8

Welle 1 Welle 2



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
455

Analysen  Politikevaluation

Title: Policy Evaluation as a Legal Mandate: The Example of the Participation Opportunities Act
Abstract: In their coalition agreement, the governing parties in Germany have committed to presenting a research data law before the 
end of this year. This law should have been passed in the last legislative period and is still urgently needed, as evidence-based policy 
advice should be able to use existing data in the broadest possible form. Only laws based on a detailed data can be analysed and evalu-
ated for their effectiveness. Individual data sets that contain survey data linked to various administrative data sources hold great poten-
tial. The example of research at the Institute for Employment Research shows how access to administrative social data is regulated in 
compliance with data protection and how empirical analyses based on linked datasets are used to evaluate an important policy reform, 
namely the Participation Opportunities Act.

ten Entscheidungen beitragen kann. Ein durch das For-
schungsdatengesetz deutlich verbesserter Datenzugang 
sollte es möglich machen, solche qualitativ hochwertigen 
und dringend benötigten evidenzbasierten Evaluationen 
in weiteren Politikbereichen durchzuführen. Gleichzeitig 
kann auch die Forschung und Beratung des IAB von wei-
tergehenden Verknüpfungen mit Verwaltungsdaten aus 
anderen Rechtskreisen stark profitieren. Um hierfür ei-
nen möglichst niederschwelligen Zugang zu ermöglichen, 
sollten breite Verknüpfungsmöglichkeiten in Forschungs-
einrichtungen mit gesetzlichem Auftrag zur Politikevalu-
ation und in allen Forschungsdatenzentren zugelassen 
werden (Fitzenberger & Müller, 2025).
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Geldanlage in turbulenten Zeiten: Wer erzielt die 
besseren Renditen – „Arm“ oder „Reich“?
Die finanz- und realwirtschaftlichen Krisen der vergangenen Jahre und die dadurch 
ausgelösten geldpolitischen Stabilisierungsmaßnahmen haben wiederholt zu Debatten 
über mögliche Beeinträchtigungen der Ertragspotenziale des Vermögens privater Haushalte 
und insbesondere ärmerer Vermögensgruppen in Deutschland geführt. Daher werden in 
diesem Beitrag erstmals die realen Gesamtvermögens- und Eigenkapitalrenditen privater 
Haushalte in Deutschland aufgegliedert nach unterschiedlichen Vermögensgruppen auf 
Grundlage eines neuen Datensatzes des Eurosystems ab 2011 berechnet. Die Ergebnisse 
zeigen, dass „reichere“ Haushalte aufgrund einer günstigeren Portfolioallokation ihrer Aktiva 
im Durchschnitt höhere Gesamtvermögensrenditen erzielen als „ärmere“ Haushalte, jedoch 
„ärmere“ Haushalte aufgrund einer intensiveren Nutzung des Fremdkapitalhebels höhere 
Eigenkapitalrenditen erwirtschaften als „reichere“ Haushalte.

Deutsche Sparer hatten es seit der Einführung des Euros 
nicht leicht. New Economy Blase, Finanzkrise, Eurokrise, 
Niedrigzinsphase, COVID-Pandemie und jüngst ein Ein-
bruch am deutschen Immobilienmarkt gepaart mit einer 
Inflationsphase, deren Preissteigerungsraten seit Ein-
führung der D-Mark nur im Jahr 1951 leicht übertroffen 
wurden, führten in den letzten 25 Jahren immer wieder 
zu drastischen Schwankungen an den Finanzmärkten 
und hoher realwirtschaftlicher Volatilität. Diesen Schocks 
folgten regelmäßig Debatten über mögliche Gefahren für 
die Vermögenssubstanz und die künftigen Ertragspers-
pektiven privater Haushalte in Deutschland. Während der 
Finanz- und Eurokrise schienen Wertpapiermärkte sowie 
die Fragilität der Bankensysteme und der Staatsfinanzen 
in manchen Ländern das Vermögen und dessen Rendite 
zu bedrohen (Fischer et al., 2013). Während der Niedrig-
zinsphase wurde eine „Enteignung“ der Sparer durch das 
Eurosystem befürchtet (Heise, 2016; Cowen, 2019; Zsch-

äpitz, 2019), und jüngst standen die potenziellen inflati-
onsbedingten Vermögensverluste im Vordergrund (Schi-
ckentanz, 2022; Hinterberger, 2025).

Hinzu kommt, dass der private Vermögensaufbau in Zei-
ten eines sich beschleunigenden demografischen Wan-
dels mit erwartbaren Leistungsverschlechterungen aus 
dem gesetzlichen Rentensystem immer wichtiger wird. 
Dabei nimmt die Notwendigkeit zur privaten Vorsorge zu 
je geringer das Vermögen ist. Jedoch legen zahlreiche 
Studien (Abreu & Mendes, 2010; Behrman et al., 2012; 
Schmidt & Tzamourani, 2017) nahe, dass das Niveau fi-
nanzieller Bildung abnimmt je geringer das Vermögen ist 
und somit vermögensschwächere Gruppen in Sachen 
Geldanlage und Altersvorsorge zukünftig vor besonderen 
Herausforderungen stehen.

Doch sind die Sorgen um die negativen Auswirkungen der 
realwirtschaftlichen und finanziellen Schocks auf deut-
sche Sparer im Allgemeinen und auf weniger vermögende 
Gruppen im Besonderen berechtigt? Um diese Frage zu 
beantworten, wurden auf Grundlage eines neuen Daten-
satzes des Eurosystems zu verteilungsbasierten Vermö-
gensbilanzen (Distributional Wealth Accounts, DWA)1 die 
Gesamtvermögens- und Eigenkapitalrenditen, die deut-
sche Privathaushalte mit ihrem Vermögen erzielten, erst-

1	 Die DWA kombinieren Quartalsangaben der Finanzierungsrechnung 
zu finanziellen Vermögensbilanzen privater Haushalte im Euroraum 
mit Daten des Household Finance and Consumption Survey des Eu-
rosystems (HFCS) (Europäische Zentralbank, 2024b). Vergleiche zur 
Methodik Europäische Zentralbank (2024a).
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Abbildung 1
Reale Gesamtvermögens- und Eigenkapitalrenditen 
privater Haushalte
nach Vermögensgruppen; arithmetische Mittel in % p. a.

GV = Gesamtvermögensrendite; EK = Eigenkapitalrendite.

Quelle: eigene Berechnungen auf Grundlage von Europäische Zentral-
bank. (o. D.); OECD Data Explorer (o. D.); LSEG (o. D.).

mals nach einzelnen Vermögensgruppen auf Quartals-
basis berechnet.2 Für Deutschland sind die DWA-Daten 
derzeit von 2011 Q1 bis 2024 Q2 verfügbar und umfassen 
folgende Aktiva: Immobilienvermögen (Grundstücke und 
Wohngebäude), nichtfinanzielles Betriebsvermögen (Ge-
bäude, Land und Maschinen von Einzelunternehmern, 
Freiberuflern und Landwirten zu Produktionszwecken), 
finanzielles Betriebsvermögen (nicht-börsennotierte Ak-
tien, Anteile an GmbHs, OHGs und KGs), Bankeinlagen, 
Wertpapiere (Schuldverschreibungen, börsennotierte 
Aktien, Investmentfonds) sowie Anlagen in Lebensversi-
cherungen. Die Passivseite umfasst Immobilienkredite 
und sonstige Kredite (unter anderem Konsumentenkredi-
te) sowie das Eigenkapital. Hinsichtlich der Unterteilung 
nach Vermögensgruppen unterscheiden die DWA nicht 
immer nach allen Vermögensdezilen. Daher wurden für 
die hier vorgestellte Rechnung analog zu anderen Ana-
lysen (Deutsche Bundesbank, 2024) folgende gängige 
Vermögensgruppen auf Grundlage ihres Nettovermögens 
(Eigenkapital) unterschieden: (1) Die untere Hälfte der Ver-
mögensverteilung (Dezile 1 bis 5, Gruppe 0 %–50 %), (2) 
die nächsten 40 % (Dezile 6 bis 9, Gruppe 50 %–90 %) 
und (3) die obersten 10 % (Dezil 10, Gruppe 90 %–100 % 
bzw. Top 10 %). Zudem wurden auch immer Angaben für 
das Gesamtaggregat aller Haushalte ausgewiesen (Dezile 
1 bis 10, Gruppe 0 %–100 %).

Zur Berechnung der realen Gesamt- oder Bruttovermö-
gensrenditen wurden zunächst die rollierenden jährlichen 
realen Renditen auf Quartalsbasis für alle oben genann-
ten Aktiva auf Grundlage von zahlreichen Quellen unter 
Berücksichtigung von Unterschieden in Laufzeiten, Risi-
koklassen und Emittentensektoren berechnet. Anschlie-
ßend wurden diese Einzelrenditen für jede Vermögens-
gruppe mit den jeweiligen Portfolioanteilen gewichtet und 
dann zu den realen Gesamtvermögensrenditen aufsum-
miert. Die jeweiligen Eigenkapital- oder Nettovermögens-
renditen wurden auf Grundlage des Weighted Average 
Cost of Capital (WACC)-Ansatzes im Anschluss unter 
Verwendung der gruppenspezifischen Gesamtvermö-
gensrenditen, Fremdkapitalzinsen und Verschuldungs-
quoten berechnet (Radke & Rupprecht, 2021; 2022).

2	 Die Berechnung realer Finanzvermögensrenditen deutscher Haushal-
te erfolgte erstmals durch die Deutsche Bundesbank (2015). Erwei-
tert wurden diese Renditeberechnungen von Radke und Rupprecht 
(2018; 2019; 2020; 2022) durch die Miteinbeziehung des Sachver-
mögens und der gesamten Passivseite der Vermögensbilanz sowie 
durch die Ausweitung der Rechnung auf die anderen drei großen Eu-
roländer Spanien, Italien und Frankreich sowie für den Euroraum als 
Ganzes. Aufgrund fehlender Verteilungsdaten konnte jedoch in allen 
Rechenwerken bislang nicht nach Vermögensgruppen unterschieden 
werden. Einzige Ausnahme hiervon ist der Ansatz von Andreasch et 
al. (2020), der die realen Finanzvermögensrenditen privater Haushalte 
in Deutschland und Österreich aufgegliedert nach Vermögensdezilen 
auf Grundlage von HFCS-Daten vergleicht, die allerdings nur für die 
Jahre 2010, 2014 und 2017 verfügbar waren.

Zur besseren zeitlichen Vergleichbarkeit wurden die Er-
gebnisse in die folgenden drei Phasen unterteilt und die 
Daten als jeweilige arithmetische Mittel ausgewiesen: (1) 
„Eurokrise“ von 2011 Q1 (Zeitreihenbeginn) bis 2014 Q2; 
(2) „Niedrigzinsphase“ von 2014 Q3 (erstmalige Absen-
kung des Einlagensatzes in den negativen Bereich und 
Einführung des Asset Purchase Programme (APP) des 
Eurosystems) bis 2021 Q2; (3) „Inflationsphase“ von 2021 
Q3 (erstmaliger deutlicher Anstieg der Inflationsraten 
in den großen Euroländern über die Zielmarke von 2 %) 
bis 2024 Q2 (Zeitreihenende). Zudem wurden auch die 
Durchschnittswerte für den gesamten Berichtszeitraum 
von 2011 Q1 bis 2024 Q2 ausgewiesen.

Gesamtvermögens- und Eigenkapitalrenditen im 
Überblick

Betrachtet man zunächst die realen Gesamtvermögens- 
und Eigenkapitalrenditen (Abbildung 1), so fällt auf, dass 
während der Eurokrise und der Niedrigzinsphase alle 
Renditen für alle Gruppen positiv waren, die Eigenkapi-
talrenditen die Gesamtvermögensrenditen übertrafen 
und alle Renditen beim Übergang in die Niedrigzinsphase 
gestiegen sind; besonders ausgeprägt war dieser Anstieg 
bei der Eigenkapitalrendite der Gruppe 0 %–50 %, die 
auch die höchste Eigenkapitalrendite von 10,1 % erzielte. 
Während der Inflationsphase drehten alle Renditen in den 
negativen Bereich, wobei die Gruppe 0 %–50 % spiegel-
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bildlich zur Vorperiode die größte Reduktion und die nied-
rigste Eigenkapitalrendite von - 4,3 % hinnehmen musste. 
Hinsichtlich der Gesamtvermögensrenditen erzielten hö-
here Vermögen während der Eurokrise und der Niedrig-
zinsphase auch höhere positive Renditen. Während der 
Inflationsphase war zwar die untere Vermögenshälfte am 
stärksten vom Renditeeinbruch betroffen, jedoch war die 
Renditespreizung zwischen den Gruppen deutlich gerin-
ger ausgeprägt als in den beiden Vorperioden.

Über den gesamten Berichtszeitraum hinweg konnten alle 
Gruppen positive Renditen erzielen, wobei auch hier die 
Eigenkapitalrenditen in allen Gruppen die Gesamtvermö-
gensrenditen übertrafen; die Differenz fiel für die Gruppe 
0 %–50 % mit 3,5 Prozentpunkten am größten aus. Diese 
Gruppe erzielte auch die höchste Eigenkapitalrendite von 
durchschnittlich 6,1 %, die Gruppe 50 %–90 % hingegen 
die niedrigste mit 4,2 %. Die Gesamtvermögensrenditen 
korrelierten über die gesamte Berichtsperiode – wie in 
den Teilperioden – positiv mit dem Vermögen. So erziel-
ten die Top 10 % mit einer Gesamtvermögensrendite von 
5,3 % eine leicht über dem langfristigen Durchschnitt für 
alle Gruppen liegende Rendite von 4,5 %, wohingegen die 
Gruppe 0 %–50 % mit 2,6 % die niedrigste Gesamtvermö-
gensrendite realisierte.

Die während der Eurokrise und Niedrigzinsphase sowie 
im gesamten Berichtszeitraum höheren Eigenkapitalren-
diten im Vergleich zu den Gesamtkapitalrenditen waren 
bei allen Gruppen durch einen positiven Leverage-Effekt 
bedingt (Abbildung 2).3 Da die Fremdkapitalzinsen für alle 
Gruppen nahezu identisch waren, profitierten zwar rei-
chere Gruppen stärker von einer positiven Differenz zwi-
schen Gesamtkapitalrendite und Kreditzinsen. Jedoch 
verhielt sich der Einfluss des Fremdkapitalhebels genau 
umgekehrt, da der Verschuldungsgrad deutscher Haus-
halte mit fallendem Vermögen zunimmt. Dieser Hebelef-
fekt überkompensierte bei der unteren Vermögenshälfte 
den „Nachteil“ einer geringeren Differenz zwischen Ge-
samtvermögensrendite und Fremdkapitalzinsen deutlich, 

3	 Der Zusammenhang zwischen Eigenkapitalrendite, Gesamtvermö-
gensrendite und Leverage-Effekt ist definiert durch rEK = rGV + (FK/
EK) ∙ (rGV - rFK) wobei rEK die Eigenkapitalrendite, rGV die Gesamtver-
mögensrendite, rFK den Fremdkapitalzins, FK den Marktwert des 
Fremdkapitals, EK den Marktwert des Eigenkapitals, und FK/EK 
den Verschuldungsgrad oder Hebel bezeichnet. Das Produkt (FK/
EK) ∙ (rGV - rFK) misst die Höhe und das Vorzeichen des Leverage-Ef-
fekts. Folglich ist die Eigenkapitalrendite größer als die Gesamtver-
mögensrendite (positiver Leverage-Effekt), falls ein gewisser Grad 
an Verschuldung vorliegt und die Gesamtvermögensrendite größer 
als der Fremdkapitalzins ist. Ist die Zinsdifferenz (rGV - rFK) bei Fremd-
kapitaleinsatz jedoch negativ (negativer Leverage-Effekt), liegt die 
Gesamtvermögensrendite unterhalb der Eigenkapitalrendite. Ein 
höherer Verschuldungsgrad führt bei gegebener positiver/negativer 
Zinsdifferenz zu einem größeren positiven/negativen Leverage-Effekt 
(Radke & Rupprecht, 2022).

sodass der Leverage-Effekt bei der Gruppe 0 %–50 % im 
langfristigen Durschnitt mit 57,7 % zur Eigenkapitalrendite 
beitrug; bei der Gruppe 50 %–90 % lag dieser Anteil bei 
11,8 % und bei den Top 10 % lediglich bei 5,6 %.

Während der Inflationsphase veränderte sich jedoch der 
Einfluss der Renditedifferenz trotz negativer Kreditzinsen 
für alle Gruppen signifikant. Für die untere Vermögens-
hälfte wurde die Differenz negativ, für die Top 10 % na-
hezu null. Nur die Gruppe 50 %–90 % verzeichnete im-
mer noch eine positive – wenn auch deutlich reduzierte 
– Renditedifferenz. Folglich wirkte der Leverage-Effekt für 
die untere Vermögenshälfte – trotz einer Reduktion des 
Verschuldungsgrads – nun nachteilig, wohingegen die 
Top 10 % keine Auswirkungen verspürten und die Gruppe 
50 %–90 % immer noch leicht profitierte.

Entwicklung der Gesamtvermögensrenditen

Das Niveau der Gesamtvermögensrenditen wird einer-
seits durch die Höhe der realen Renditen der einzelnen 
Aktiva und andererseits durch deren jeweilige Portfolio-
anteile bestimmt. Da die realen Renditen der Aktiva für 
alle Vermögensgruppen gleich sind, sind Unterschie-
de in den Niveaus der Gesamtvermögensrenditen allein 
durch Unterschiede in den Portfoliostrukturen bedingt. 
Der Großteil der Volatilität der Gesamtvermögensrenditen 
wird hingegen maßgeblich durch die Volatilität der Ren-
diten der einzelnen Aktiva getrieben, da sich die vermö-
gensgruppenspezifischen Portfoliostrukturen nur sehr 
langsam im Zeitablauf ändern.

Abbildung 2
Aufgliederung der realen Eigenkapitalrendite 
privater Haushalte
nach Vermögensgruppen; arithmetische Mittel in % p. a.

Quelle: eigene Berechnungen auf Grundlage von Europäische Zentral-
bank. (o. D.); OECD Data Explorer (o. D.); LSEG (o. D.).
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Die renditestärksten Aktiva waren während der Eurokri-
se und der Niedrigzinsphase Immobilien, Betriebsvermö-
gen, börsennotierte Aktien und Investmentfonds, wobei 
Immobilien in der Niedrigzinsphase aufgrund der sich 
aufbauenden Überbewertungen am Häusermarkt im 
Vergleich zur Vorperiode am stärksten zulegen konnten 
(Abbildung 3). Betriebsvermögensrenditen verzeichne-
ten beim Übergang in die Niedrigzinsphase ebenfalls ei-
nen leichten Anstieg, wohingegen die Renditen börsen-
notierter Aktien und Investmentfonds rückläufig waren. 
Schuldverschreibungen und Anlagen bei Versicherungen 
rentierten in beiden Perioden deutlich schwächer. Bank-
einlagen erwirtschafteten in beiden Perioden eine leicht 
negative reale Rendite. Der EZB-Leitzins lag in beiden Pe-
rioden ebenfalls im negativen Bereich.

Beim Übergang in die Inflationsphase brachen die Ren-
diten aller Assetklassen deutlich ein und lagen alle mit 
Ausnahme börsennotierter Aktien im negativen Bereich. 
Schuldverschreibungen, Betriebsvermögen und Bank-
einlagen verzeichneten die größten Verluste, gefolgt von 
Investmentfonds und Versicherungsanlagen. Die Verluste 
beim Immobilienvermögen waren trotz der Verwerfungen 
am Häusermarkt vergleichsweise gering.

Über den gesamten Berichtszeitraum hinweg erzielten 
Betriebsvermögen, börsennotierte Aktien, Immobilien 
und Investmentfondsanteile die höchsten Renditen. An-
lagen bei Versicherungen rentierten deutlich schwächer 
und Schuldverschreibungen und Bankeinlagen erzielten 

Verluste. Der reale EZB-Leitzins lag durchweg im nega-
tiven Bereich.

Bezüglich der Portfoliostruktur gab es deutliche Unter-
schiede zwischen den einzelnen Vermögensgruppen, je-
doch wenig Veränderungen im Zeitablauf (Abbildung 4). 
So hielt die Gruppe 0 %–50 % den Großteil ihres Brutto-
vermögens in Immobilien, Bankeinlangen und Versiche-
rungsprodukten; in Wertpapiere und Betriebsvermögen 
wurde kaum investiert. Die Gruppe 50 %–90 % ähnel-
te hinsichtlich der Gewichtung der einzelnen Aktiva der 
unteren Vermögenshälfte. Allerdings waren die Anteile 
des Immobilienvermögens etwas höher und die Anteile 
an Bankeinlagen und Versicherungsprodukten dement-
sprechend kleiner. Die Gruppe der Top 10 % unterschied 
sich hingegen deutlich von den beiden anderen Gruppen. 
Zwar hielt die Gruppe einen ähnlichen Anteil in Immobi-
lien, jedoch waren die Anteile an Betriebsvermögen und 
Wertpapieren signifikant höher und folglich die Anteile bei 
Bankeinlagen und Versicherungsprodukten niedriger.

Über die drei Perioden hinweg verzeichnete die Gruppe 
0 %–50 % die größten Veränderungen in der Portfolio-
struktur. So reduzierten sich die Anteile beim Immobilien-
vermögen und bei Versicherungsprodukten insbesondere 

Abbildung 3
Reale ungewichtete Renditen der einzelnen Aktiva 
und Passiva
arithmetische Mittel in % p. a.

Quelle: eigene Berechnungen auf Grundlage von Europäische Zentral-
bank. (o. D.); OECD Data Explorer (o. D.); LSEG (o. D.).

Abbildung 4
Portfoliostruktur der Aktiva und Passiva privater 
Haushalte
nach Vermögensgruppen; Anteile in %, arithmetische Mittel

Alle Phaseneinteilungen wie zuvor. 1. Die (positiven) Portfolioanteile auf 
der Passivseite wurden alle mit (-1) multipliziert und sind daher im nega-
tiven Bereich abgetragen. 2. Die Position Wertpapiere umfasst börsen-
notierte Aktien, Schuldverschreibungen sowie Investmentfondsanteile.

Quelle: eigene Berechnungen auf Grundlage von Europäische Zentral-
bank (o. D.).
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während der Inflationsperiode. Kompensiert wurden die-
se Reduktionen von ca. 7 Prozentpunkten hauptsächlich 
durch die Erhöhung des Anteils an Bankeinlagen. Die 
beiden anderen Gruppen verzeichneten ebenfalls Anteils-
rückgänge bei Versicherungsprodukten und Bankeinla-
gen; kompensiert wurde diese kumulierte Reduktion von 
ca. 3-4 Prozentpunkten durch eine Anteilserhöhung beim 
Immobilienvermögen.

Aufgrund der oben dargestellten Entwicklungen wurden 
während der Eurokrise und Niedrigzinsphase die Ge-
samtvermögensrenditen der Gruppen 0 %–50 % und 
50 %–90 % hauptsächlich durch die Entwicklung der Im-
mobilienrenditen getrieben (Abbildung 5). Aufgrund des 
hohen Anteils niedrig bzw. negativ verzinster Anlagepro-
dukte trugen die anderen Assetklassen nur gering bzw. 
negativ zur Gesamtrendite bei. Bei der Gruppe der Top 
10 % kam zusätzlich zum Immobilienvermögen das Be-
triebsvermögen als Hauptrenditeträger hinzu. Wertpa-
piere spielten zwar eine etwas größere Rolle als bei den 
anderen Gruppen, trugen aber insgesamt nur wenig zur 
Gesamtvermögensrendite bei.

In der Inflationsphase waren spiegelbildlich zu den beiden 
Vorperioden die negativen Gesamtvermögensrenditen 
aller Gruppen zu einem großen Teil durch die negativen 
Renditen des Immobilienvermögens bedingt. Bei den 
Gruppen 0 %–50 % und 50 %–90 % schlug zudem der 
hohe Anteil an stark negativ verzinsten Bankeinlagen ne-
gativ zu Buche. Bei den Top 10 % trug die negative Ren-
dite des Betriebsvermögens ebenfalls entscheidend zur 
negativen Gesamtrendite bei. Die schlechte Entwicklung 
an den Anleihemärkten und bei den Investmentfonds 
spiegelten sich aufgrund der niedrigen Portfolioanteile 
nahezu überhaupt nicht in der Entwicklung der Gesamt-
vermögensrenditen wider. Über den gesamten Berichts-
zeitraum hinweg wurden die Gesamtvermögensrenditen 
für jede Vermögensgruppe maßgeblich durch die jewei-
ligen Entwicklungen während der Eurokrise und Niedrig-
zinsphase dominiert und ähnelten daher im Niveau und in 
der Zusammensetzung diesen beiden Zeiträumen.

Auf der Passivseite spiegelten sich Entwicklungen der 
Gesamtvermögensrenditen bei der Gruppe 50 %–90 % 
und bei den Top 10 % aufgrund der niedrigen Verschul-
dungsgrade hauptsächlich in Veränderungen der gewich-
teten Eigenkapitalrenditen wider. Bei der unteren Vermö-
genshälfte wurde jedoch aufgrund des deutlich höheren 
Fremdkapitalanteils, der von 71 % während der Eurokrise 
auf einen Anteil von 54 % während der Inflationsphase 
sank, die Gesamtrendite der Passiva auch maßgeblich 
durch die Entwicklung der Kreditzinsen beeinflusst, die 
kontinuierlich sanken und während der Inflationsperiode 
sogar im negativen Bereich lagen.

Fazit

Die Analyse hat gezeigt, dass über den gesamten Be-
richtszeitraum und über alle Gruppen hinweg im Durch-
schnitt positive reale Gesamtvermögen- und Eigenka-
pitalrenditen erzielt werden konnten. Während der Eu-
rokrise lagen die Renditen für alle Gruppen über dem 
längerfristigen Durchschnitt und konnten während der 
Niedrigzinsphase sogar für alle Gruppen gesteigert wer-
den, was maßgeblich durch die Stabilisierungsmaßnah-
men des Eurosystems bedingt gewesen sein dürfte. Folg-
lich kann auch nicht von einer „Enteignung der Sparer“ 
gesprochen werden und vor allem nicht von einer beson-
deren Belastung der unteren Vermögenshälfte während 
diesen beiden Perioden. Die Inflationsphase, die eine 
außerordentlich starke geldpolitische Straffung induziert 
hatte, führte jedoch im Vergleich zu den Vorperioden zu 

Abbildung 5
Reale Renditebeiträge aller Aktiva und Passiva zur 
Gesamtvermögensrendite privater Haushalte
nach Vermögensgruppen; in % p. a. sowie in Prozentpunkten

Gesamtvermögensrendite und Gesamtrendite aller Passiva in % p.a. 
(arithmetische Mittel); Beiträge einzelner Aktiva und Passiva in Prozent-
punkten (PP). 1. Der Renditebeitrag jedes Aktivums repräsentiert die 
mit dem jeweiligen Portfolioanteil an der Gesamtsumme aller Aktiva 
gewichtete Rendite. Die Summe dieser Renditebeiträge ergibt die Ge-
samtvermögensrendite (= Rendite aller Aktiva). Der Renditebeitrag jedes 
Passivpostens repräsentiert die mit dem jeweiligen Portfolioanteil an 
der Gesamtsumme aller Passiva gewichtete Rendite. Die Summe dieser 
Renditebeiträge ergibt die Rendite aller Passiva, die gleich der Gesamt-
vermögensrendite ist. 2. Bedingt durch die Multiplikation der Renditebei-
träge aller Passivposten sowie der Gesamtrendite aller Passiva mit (-1) 
repräsentieren negative Werte im Diagram positive Renditen bzw. Ren-
ditebeiträge und positive Werte im Diagramm negative Renditen bzw. 
Renditebeiträge (wie z. B. während der Inflationsphase). 3. Die Position 
Wertpapiere umfasst börsennotierte Aktien, Schuldverschreibungen so-
wie Investmentfondsanteile.

Quelle: eigene Berechnungen auf Grundlage von Europäische Zentral-
bank (o. D.); OECD Data Explorer (o. D.); LSEG (o. D.).
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seits den Vermögensaufbau insbesondere durch Immo-
bilien- und Wertpapierbesitz noch stärker finanziell zu 
unterstützen.
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realen Renditeverlusten. Allerdings fielen diese für alle 
Vermögensgruppen betragsmäßig deutlich niedriger aus 
als die positiven Renditen in den beiden Vorperioden. Zu-
dem waren die Renditeunterschiede zwischen den Grup-
pen deutlich geringer.

Hinsichtlich des Zusammenhangs zwischen Vermögens-
höhe und Gesamtvermögensrendite erzielten reichere 
Haushalte aufgrund einer besseren Portfolioallokation auf 
der Aktivseite der Vermögensbilanz höhere Renditen als 
ärmere Haushalte. Allerdings dürfte dieses Ergebnis nicht 
nur auf fehlende finanzielle Bildung zurückzuführen sein, 
sondern auch auf einen höheren Bedarf an Vorsorgeliqui-
dität bei niedrigerem Vermögen. Beim Zusammenhang 
zwischen Vermögenshöhe und Eigenkapitalrendite erziel-
ten hingegen ärmere Haushalte aufgrund einer günstige-
ren Passivastruktur mit höherem Fremdkapitalanteil hö-
here Renditen als reichere Haushalte. Jedoch dürfte das 
Ausmaß der Fremdkapitalnutzung insbesondere bei den 
unteren Vermögensgruppen nicht immer primär auf einem 
renditemaximierenden Optimierungskalkül beruhen, son-
dern einfach ein Resultat der Vermögensrestriktion insbe-
sondere beim Aufbau von Immobilienvermögen sein. Hin-
zu kommt, dass der Fremdkapitaleinsatz im Berichtszeit-
raum von der Geldpolitik des Eurosystems durch niedrige 
Fremdkapitalzinsen begünstigt wurde. Die Inflationsphase 
zeigt allerdings auch die Risiken auf, die der Fremdkapi-
taleinsatz mit sich bringt, wenn plötzlich die Kreditzinsen 
die Gesamtvermögensrenditen übersteigen.

Obwohl die Ertragskraft ärmerer Haushalte im Vergleich 
zu reicheren Haushalten beim Bruttovermögen etwas 
hinterherhinkt, jedoch hinsichtlich des Nettovermögens 
größer ist, sollte die hier geführte Diskussion nicht dar-
über hinwegtäuschen, dass die Vermögensungleichheit 
in Deutschland im Vergleich zu den restlichen Mitglieds-
ländern der Eurozone ausgesprochen hoch ist. So wies 
Deutschland gemessen am Gini-Koeffizienten über den 
gesamten Berichtszeitraum hinweg knapp hinter Öster-
reich die zweithöchste Ungleichverteilung beim Netto-
vermögen auf. Um folglich vor allem die Gesamtkapital-
renditen der unteren Vermögensgruppen zu steigern und 
so deren relative Vermögensposition zumindest etwas zu 
stärken, wäre es ratsam von staatlicher Seite einerseits 
mehr in finanzielle Bildung zu investieren und anderer-
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Monopolrenten an der Autobahn: Implikationen 
der Konzessionierung von Raststätten
Autobahnraststätten sind ein elementarer Bestandteil der Mobilitätsinfrastruktur. Der deutsche 
Markt wird jedoch durch ein historisch gewachsenes Quasi-Monopol dominiert. Dieser Beitrag 
analysiert die wettbewerbsökonomischen Konsequenzen der aktuellen Konzessionspraxis 
und identifiziert politökonomische Interessenkonflikte, die einer stärkeren Marktöffnung 
entgegenstehen. Reformvorschläge zeigen Wege zu mehr Wettbewerb und einer effizienteren 
Ressourcennutzung auf.

Die Infrastruktur der deutschen Bundesautobahnen 
(BAB) ist von zentraler Bedeutung für den Wirtschafts-
verkehr, den Tourismus und die Mobilität der Bürger. Ein 
wichtiger Bestandteil dieser Infrastruktur sind Haltepunk-
te entlang der Fernstraßen. Autobahnraststätten und Au-
tohöfe dienen nicht nur der Erholung, sondern sind auch 
unverzichtbar, um Autofahrer und den Lkw-Verkehr mit 
Kraftstoffen zu versorgen. Im Zuge der Antriebswende 
vom Verbrenner hin zur Elektromobilität wird ihre Rolle als 
wichtige Ladepunkte mutmaßlich weiter zunehmen. Der 
Markt für Autobahnraststätten in Deutschland ist jedoch 
stark monopolisiert. Um an einer Bundesautobahn eine 
Raststätte zu betreiben, ist eine Konzession notwendig. 

Deutschlandweit gibt es gegenwärtig allerdings nur neun 
Konzessionäre (BALM, o. D.). Unter ihnen besitzt die Au-
tobahn Tank & Rast Gruppe GmbH & Co. KG (Tank & Rast) 
mit einem Anteil von über 90 % der Konzessionen eine 
marktbeherrschende Stellung (Záboji, 2018).

Das ist historisch bedingt: In den 1950er Jahren wurde 
der Betrieb von Autobahnraststätten staatlich organisiert. 
In den 1990er Jahren wurde die bundeseigene Betriebs-
gesellschaft als „Tank & Rast” en bloc privatisiert (Tank 
& Rast Gruppe, o. D.). Dabei war diese spezifische Form 
der Privatisierung nicht alternativlos. Naheliegend wäre 
ein individueller Verkauf der Standorte gewesen. Öko-
nomisch hat das einen einfachen Grund: Anders als die 
Verkehrswege sind die Raststätten kein natürliches Mo-
nopol. Während parallel verlaufende Fahrstrecken unter-
schiedlicher Straßenbetreiber wenig sinnvoll erscheinen, 
ist ein Wettbewerb unter Rastmöglichkeiten entlang der 
Autobahnen nicht nur denkbar, sondern aus Verbraucher-
sicht wünschenswert. Denn die aktuelle Quasi-Monopol-
struktur führt zu erheblichen Wettbewerbsverzerrungen, 
insbesondere in Form überhöhter Preise, geringer Ange-
botsvielfalt und mangelnder Innovationsanreize. Diese Si-
tuation beeinträchtigt sowohl die Konsumentenwohlfahrt 
als auch die wirtschaftliche Entwicklung alternativer An-
bieter, wie Autohöfe.

Diese liegen zwar in der Nähe der Autobahnen, müssen 
aber über eine gewöhnliche Ausfahrt angefahren wer-
den. Anders als bei Raststätten müssen Gäste also in den 
normalen Straßenverkehr zurückkehren. Dafür gelten Au-
tohöfe oft als preiswertere Alternative, insbesondere für 
Kraftstoffe (ADAC, 2021). Um dieser Problematik zu be-
gegnen und einen funktionierenden Wettbewerb entlang 
der Fernstraßen zu etablieren, sollten gezielte regulatori-
sche Maßnahmen ergriffen werden. Im Zentrum sollte die 
Entflechtung der Interessen stehen, um politökonomische 
Zielkonflikte zu vermeiden.
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Ungleiche Sichtbarkeit für Raststätten und Autohöfe

Autohöfe, die sich in der Nähe von Autobahnausfahrten 
befinden, stellen eine wettbewerbliche Alternative zu den 
teuren Autobahnraststätten dar. Allerdings sind sie für 
Autofahrer oft schwerer zu finden, da die Beschilderung 
auf Autobahnen hochgradig ungleich ist (Lenz & Würten-
berger, 2010). In der Praxis können Raststätten durch bis 
zu vier Hinweisschilder angekündigt werden, wobei diese 
ca. fünf Kilometer, einen Kilometer und 500 Meter vor der 
Ausfahrt aufgestellt werden. Da Raststättenausfahrten 
allein der Zufahrt zu ebendiesen Raststätten dienen, ist 
die Ausfahrtstafel das vierte zentrale Hinweisschild. Für 
Autohöfe ist dagegen in der Regel nur eine Hinweistafel 
vorgesehen (wobei Ausnahmen genehmigt werden kön-
nen). Dieses Schild ist rund 500 bis 1000 Meter vor der 
entsprechenden Ausfahrtsbeschilderung vorgesehen 
(Deutscher Bundestag, 2021). Allerdings ist der Autohof 
selbst in der Regel von der Autobahn aus kaum oder gar 
nicht zu sehen – anders als Raststättennebenbetriebe. 
Daher haben die Autofahrer keine visuelle Erinnerung an 
den Autohof bzw. finden an der Autobahnausfahrt selbst 
nicht die gleiche Zusicherung, dass dies die korrekte Ab-
fahrt ist. Wenn Autofahrer die häufig verwendeten Schil-
dertürme der Autohöfe sehen, ist es oft bereits zu spät, 
die zugehörige Autobahnausfahrt anzusteuern oder aber 
es ist nicht gänzlich klar, ob die nahende Ausfahrt bereits 
die richtige ist. Aufgrund der hohen Geschwindigkeiten 
auf deutschen Autobahnen und des damit erforderlichen 
Fokus der Aufmerksamkeit auf den Straßenverkehr, ist 
eine wiederholte Signalisierung einer nahenden Pausen-
möglichkeit ein entscheidender Wettbewerbsvorteil.

Neben der Ausweitung der individuellen Beschilderung 
sollten Autohöfe zudem auch bei dem Hinweis auf folgen-
de Tankmöglichkeiten berücksichtigt werden: Gegenwär-
tig werden Hinweisschilder für Raststätten häufig um eine 
Angabe ergänzt, in wie vielen Kilometern Entfernung die 
nächste Tankmöglichkeit liegt. Bei dieser Zählung werden 
Autohöfe jedoch nicht beachtet (Oberverwaltungsgericht 
Rheinland-Pfalz, 2017). Durch diese Ungleichbehandlung 
kann der Eindruck entstehen, die Distanzen seien länger 
als sie tatsächlich sind. Es entsteht zusätzlicher Druck auf 
die Autofahrer, an einer Raststätte zu tanken, im Glauben, 
die nächste Tankmöglichkeit sei eventuell zu weit entfernt, 
um sie noch zu erreichen. Dabei liegt der nächste Autohof 
gegebenenfalls im noch erreichbaren Reichweitenradius.

Interessenkonflikte führen zu Ungleichbehandlung

Für den Betrieb einer Raststätte – einem sogenannten 
„Nebenbetrieb“ einer Bundesautobahn – ist eine Konzes-
sion nötig. Diese wird von der Autobahn GmbH des Bun-
des vergeben. Die Bepreisung der Konzession erfolgt auf 

Grundlage der BAB-Konzessionsabgabenverordnung 
(BAB-KAbgV). Relevant sind sowohl die abgesetzten Treib-
stoffmengen ebenso wie der Gesamtumsatz des Neben-
betriebs. In der aktuell gültigen Fassung sind das 23 Cent 
pro 100 Liter Benzin und 18 Cent pro 100 Liter verkauften 
Diesel-Kraftstoffs. Darüber hinaus sind 1,1 % des Gesamt-
umsatzes als Konzessionsabgabe an das zuständige Bun-
desamt für Logistik und Mobilität (vormals Bundesamt für 
Güterverkehr) zu entrichten. Die Höhe der Abgabe kann da-
bei vom Bundesministerium für Verkehr (BMV) im Rahmen 
der oben genannten BAB-KAbgV ohne Zustimmung des 
Bundesrates festgelegt und verändert werden (§ 15 Bun-
desfernstraßengesetz (FStrG)). Der gesetzliche Rahmen 
sieht dabei noch deutlich höhere Obergrenzen von 1,53 Eu-
ro je 100 Liter Kraftstoff und 3 % des Gesamtumsatzes vor.

BMV und BALM könnten den Preis für die Konzession also 
noch deutlich steigern. Das würde allerdings das politöko-
nomische Problem verschärfen, das bereits jetzt besteht: 
Der Bund verdient am Erfolg der Autobahnnebenbetriebe 
aktiv mit. Das ist bei Autohöfen und der gesamten rück-
wärtigen Infrastruktur ohne eigene Autobahnanbindung 
anders.1 Für Betriebe ohne eigene Auf- und Abfahrt von 
der Autobahn können keine Konzessionen vergeben und 
somit auch keine Konzessionserträge realisiert werden. 
Der Bund hat also ceteris paribus ein größeres Interes-
se am betriebswirtschaftlichen Erfolg der Autobahnrast-
stätten. Dies macht es ökonomisch rational, Raststätten 
direkt an der Autobahn den Autohöfen und anderen Hal-
tepunkten in der Nähe regulatorisch vorzuziehen. Die Un-
gleichheit der Beschilderung ist ein ideales Beispiel dafür. 
Hinweisschilder, die Autofahrer zu Autohöfen lotsen, sind 
für den Staat weniger lukrativ als solche, die zu Raststät-
ten führen. Dasselbe gilt für die Entfernungsdeklaration 
der nächsten Tankmöglichkeit. Am abgesetzten Treibstoff 
an Raststätten verdient der Fiskus stärker als an Autohö-
fen, da die Konzessionsgebühren sowohl die Treibstoff-
menge als auch den Gesamtumsatz berücksichtigen.

Die Ungleichbehandlung von Raststätten und Autohöfen 
wurde zwar gerichtlich festgestellt (Oberverwaltungsgericht 
Rheinland-Pfalz, 2017), allerdings als rechtmäßig eingestuft. 
Ökonomisch sinnvoll ist sie jedoch nicht. Hinzu kommt ein 
Paradoxon, das bereits vor 25 Jahren politisch festgestellt 
wurde (Deutscher Bundesrat, 2000): Die Parkmöglichkeiten 
für den Güterverkehr, die an Raststätten existieren, reichen 
nicht aus, um den Bedarf, der seitdem stark gestiegen ist, 
zu decken. Ergo sind die Parkkapazitäten der Autohöfe 
von großer Bedeutung, um den Fernfahrern die Einhaltung 

1	 Selbstverständlich profitiert die öffentliche Hand auch bei Autohöfen 
finanziell vom Verkaufserfolg über die Kraftstoffsteuern, die Umsatz-
steuer, weitere Verbrauchsteuern und die Unternehmensbesteuerung. 
Dies trifft auch auf Raststätten entlang der Autobahn zu. Allerdings 
zahlen nur letztere zusätzlich absatzabhängige Konzessionsabgaben.
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ihrer Lenk- und Ruhezeiten zu ermöglichen und so einen 
reibungslosen Ablauf der großen Logistikströme sicherzu-
stellen. Zugleich reduzieren erholsame Pausenintervalle die 
Unfallrisiken und steigern damit die Verkehrssicherheit auf 
den Autobahnen, deren Sicherstellung klar als hoheitliche 
Aufgabe anzusehen ist.2 Einerseits verlässt sich der Gesetz-
geber damit bei der Schaffung von Verkehrssicherheit auf 
rein private Anbieter, die Autohöfe. Andererseits benachtei-
ligt er diese in essenziellen Dimensionen.

Darüber hinaus billigt das Oberverwaltungsgericht Rhein-
land-Pfalz den zuständigen Straßenverkehrsbehörden ei-
nen Ermessensspielraum in der Ungleichbehandlung zu. 
Unabhängig von der juristischen Dimension ist dies ökono-
misch problematisch, denn genau dieses Ermessen ist po-
tenziell verzerrt, weil die öffentliche Hand von der Ungleich-
behandlung finanziell profitiert. Politökonomisch bedenk-
lich ist, dass der Staat gleichsam Regelsetzer und Teilneh-
mer ist: Das BALM vereinnahmt die Konzessionsabgaben, 
die Verkehrsschilder werden von der Autobahn GmbH 
verantwortet. Beide Institutionen gehören zum Geschäfts-
bereich des BMV. Und nicht nur das: Wie bereits beschrie-
ben, erlaubt § 15 FStrG dem Bundesministerium, selbstän-
dig die Höhe der Konzessionsabgaben (bis zur gesetzlich 
festgelegten, aber bei weitem noch nicht erreichten Ober-
grenze) festzulegen. Die ökonomische Anreizverzerrung für 
Ermessensentscheidungen ist also offenkundig.

Das Quasi-Monopol als ökonomische Konsequenz

Nach der rechtlichen Privatisierung der Autobahnnebenbe-
triebe zur Tank & Rast mit anschließendem Verkauf in den 
1990er Jahren ist bis heute kaum Wettbewerb in diesem 
Markt entstanden. Wettbewerb findet also allenfalls punk-
tuell statt. Für Raststätten, ebenso wie für den Staat, kann 
der fehlende Wettbewerb allerdings eine Win-Win-Lösung 
darstellen. Die mikroökonomische Theorie der Unterneh-
mung skizziert klar, dass eine monopolistische Preis- und 
Mengensetzung derjenigen im Wettbewerb überlegen ist, 
was den Gewinn des Unternehmens betrifft. Da die Konzes-
sionsabgaben als ad valorem Steuer erhoben werden, profi-
tiert der Staat von den überhöhten Preisen im Monopol.

Dem gegenüber steht der Rückgang in der verkauften Men-
ge durch den höheren Preis. Allerdings spielt hier die Elas-
tizität der Nachfrage eine entscheidende Rolle: Aufgrund 
mangelnden Wettbewerbs an der Autobahn und der oft 
weiter entfernten oder – mangels Schilder – unbekannten 
Alternativen abseits der Fernstraßen, können Verbraucher 
in ihrem Konsum oft kaum ausweichen. Entsprechend ge-
ring ist die Elastizität oder Preissensibilität der Konsumen-

2	 Wir danken Vinzenz Schmal für die juristische Erörterung dieses 
Sachverhaltes.

ten. Das wiederum legt nahe, dass der positive Preiseffekt 
des Quasi-Monopols den Mengenrückgang überkompen-
sieren dürfte. Damit profitieren die Raststättenbetreiber 
direkt an der Autobahn und auch der Staat. Keiner der Be-
teiligten dürfte demzufolge ein Interesse daran haben, die 
gegenwärtigen Konzessionsmodalitäten zu reformieren.

Benachteiligt werden die Verbraucher – sowohl Privatrei-
sende als auch Außendienstmitarbeiter und Fernfahrer, die 
auf die Versorgungsinfrastruktur entlang der Autobahnen 
angewiesen sind. Zusätzlich verschärft wird dieser Um-
stand durch die Zunahme der Elektromobilität. Im Vergleich 
zu Verbrennern verfügen Elektrofahrzeuge im Schnitt noch 
immer über geringere Reichweiten (Akorli & Koch, 2023). 
Außerdem liegt die Ladezeit selbst mit Schnellladesys-
temen deutlich über der Dauer eines gewöhnlichen Tank-
vorgangs mit Verbrennertreibstoff. Beide Faktoren sorgen 
dafür, dass tendenziell öfter und dann auch länger gehal-
ten wird. Das Vermeiden von Umwegen wird – im Vergleich 
zu Verbrennerfahrzeugen – relevanter. Auch steigt die Be-
deutung des Umfeldes einer Lade- bzw. Rastmöglichkeit. 
Schließlich bietet sich die Wartezeit während eines Lade-
vorgangs förmlich dazu an, ein gastronomisches Angebot, 
sanitäre Anlagen oder Einkaufsmöglichkeiten aufzusuchen.

Zuletzt sei noch angemerkt, dass Rastmöglichkeiten auch 
für die intermodale Mobilität an Bedeutung gewinnen könn-
ten: Während früher Tramper mit selbstgemalten Schildern 
nach Mitfahrgelegenheiten suchten, ermöglichen es heute 
digitale Plattformen, Reisende zusammenzubringen. Rast-
stätten könnten hier als Start-, End- und Umstiegspunk-
te eine größere Rolle spielen. Insgesamt ist also davon 
auszugehen, dass die Bedeutung von Raststätten in den 
nächsten Jahren zunehmen wird. Ein wichtiger Anlass, An-
reizverzerrungen auf politischer Seite abzubauen.

Maßnahmen für mehr Wettbewerb

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen sollten aus 
unserer Sicht Maßnahmen ergriffen werden, um Verzer-
rungen zu nivellieren und so den Wettbewerb zu steigern:

•	 Einheitliche Regelung bei der Beschilderung. Die Auto-
bahn GmbH und die regionalen Autobahnmeistereien 
müssen einheitliche Regeln bekommen, welche Anrainer 
Schilder entlang der Autobahn aufstellen dürfen, in wel-
cher Entfernung zur entsprechenden Abfahrt und in wel-
cher Häufigkeit. Nur so lassen sich arbiträre Entschei-
dungen oder solche, die politökonomisch Sinn ergeben, 
aber den Wettbewerb schwächen, vermeiden. Zudem 
ist zu erwägen, ob Schilder mit dynamischen Angaben 
zu Kraftstoff- bzw. Ladepreisen der drei nächsten Halte-
punkte aufgestellt werden sollten – wie es etwa in Italien 
bereits heute aus Transparenzgründen üblich ist.
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•	 Reform der Konzessionsabgabe und Kostenteilung. Die 
aktuelle Konzessionierung macht monopolistische Preis-
setzung bei geringer Nachfrageelastizität für die Neben-
betrieben ebenso wie für den Fiskus attraktiv. Zugleich 
kommt die öffentliche Hand für die Infrastruktur auf, die 
die Raststätten an die Autobahn anbindet, konkret baut 
sie beispielsweise die Ab- und Auffahrten. Die Kosten für 
Errichtung und Unterhalt sollten von den Raststätten zu 
tragen sein. Im Gegenzug sollte die Konzessionsabgabe 
vom Umsatz abgekoppelt und auf Fixbeträge reduziert 
werden. Das verhindert „Erfolgsbeteiligungen“. Diese 
verursachen nämlich erst die Anreizverzerrungen, da die 
öffentliche Hand ein finanzielles Interesse am Erfolg der 
privat bewirtschafteten Nebenbetriebe erhält (zur spielthe-
oretischen Modellierung dieser Überlegung siehe Schmal, 
2020). Gegebenenfalls kann die Konzessionsabgabe nach 
Verkehrsfrequenz auf den korrespondierenden Autobah-
nen gestaffelt werden. Auf diese Weise hätte die öffent-
liche Hand ein Interesse an einer guten Auslastung der 
Fernstraßen, ohne allerdings Autohöfe zu benachteiligen. 
Um den Wettbewerb und die Innovationszyklen zu erhö-
hen – etwa im Hinblick auf eine kluge Verbindung von La-
demöglichkeiten und gastronomischen Angeboten – sollte 
die Dauer der Konzessionen tendenziell verkürzt werden.

•	 Steuervergünstigung für die Ansiedlung neuer Raststät-
ten. Anstatt Subventionen auszuzahlen, könnten neue 
Marktteilnehmer Steuergutschriften erhalten, um die 
Steuerlast in den ersten Jahren des Betriebs zu senken 
und auf diese Weise eine Ansiedlung attraktiv zu ma-
chen und Wettbewerb zu fördern.

Fazit

Die derzeitige Marktstruktur der Autobahnraststätten in 
Deutschland weist erhebliche wettbewerbsökonomische 
Verzerrungen auf. Die historisch gewachsene Quasi-Mo-
nopolstellung der Tank & Rast Gruppe führt aus ökonomi-
scher Sicht zu überhöhten Preisen, eingeschränkter An-
gebotsvielfalt und mangelnden Innovationsanreizen. Wäh-
rend sich Autohöfe als potenzielle Wettbewerber anbieten, 
wird ihre Marktstellung durch ungleiche regulatorische 
Rahmenbedingungen, insbesondere in der Beschilderung, 
negativ beeinflusst. Dabei wissen wir, dass es gerade auch 
im Mobilitätsbereich die Herausforderer der etablierten 
Anbieter in einem Markt sind, die mit wohlfahrtssteigern-
den Innovationen glänzen (Zombek & Schmal, 2024). Ein 

zentrales Problem liegt in den politökonomischen Inter-
essenkonflikten des Bundes. Als Verantwortlicher für die 
Konzessionen und zugleich finanzieller Profiteur der mo-
nopolistischen Marktstruktur hat der Staat wenig Anrei-
ze, wettbewerbsfördernde Maßnahmen umzusetzen. Die 
derzeitige Gestaltung der Konzessionsabgaben verstärkt 
diese Problematik, indem sie sowohl für die Nebenbetrie-
be als auch für den Staat ein monopolistisches Preisset-
zungsverhalten wirtschaftlich attraktiv macht, während die 
Konsumenten mit überhöhten Preisen belastet werden.

Eine Neugestaltung der Konzessionsvergabe in Verbin-
dung mit den skizzierten Vorschlägen zur Beschilderung 
und zur Neuansiedlung von Raststätten könnten die Kon-
sumentenwohlfahrt erheblich verbessern und einen wichti-
gen Beitrag zur Transformation des Individualverkehrs leis-
ten. Die aktuelle Situation zeigt exemplarisch, wie politöko-
nomische Interessen eine funktionierende Wettbewerbs-
ordnung behindern können. Eine Reform dieses Sektors 
wäre daher nicht nur aus ökonomischer, sondern auch aus 
ordnungspolitischer Perspektive dringend geboten.
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Mit Ungeduld zu besseren Subventionen für 
umweltfreundliche Produkte
Subventionen für nachhaltige Produkte sind ein weit verbreitetes umweltpolitisches 
Instrument. Allerdings sind sie häufig ineffizient, da sie nach dem Gießkannenprinzip 
vergeben werden und somit auch inframarginalen Verbrauchern zugutekommen, die diese 
Produkte auch ohne finanzielle Anreize erwerben würden. Dies reduziert die Mittel für 
marginale Verbraucher, die Subventionen tatsächlich benötigen. Ein effektives „Screening“-
Verfahren kann die Effizienz steigern, indem es inframarginale Verbraucher durch zeitlich 
verzögerte Bewilligungen abschreckt. Dennoch bleiben solche Ansätze in der Praxis 
ungenutzt. Wir analysieren innovative Lösungen, wie eine Wartezeitauktion, die mehr 
marginale Verbraucher erreichen und diskutieren, wie sich diese Konzepte in bestehende 
Förderstrukturen integrieren lassen.

Subventionen für umweltfreundliche Produkte sind ein 
zentraler Bestandteil der politischen Strategien zur För-
derung einer nachhaltigen Transformation. Sie sollen 
Investitionen und Konsum von umweltschädlichen zu 
umweltfreundlichen Alternativen lenken, wie etwa durch 
KfW-Darlehen für energieeffiziente Gebäudesanierungen 
oder Förderprogramme für Elektrofahrzeuge und Wärme-

pumpen. Trotz ihrer weiten Verbreitung gibt es weder in 
der Wissenschaft noch in der Politik einen Konsens da-
rüber, wie Förderungen effektiv gestaltet werden sollten 
(Stechemesser et al., 2024).

Die zentrale Herausforderung sind dabei Mitnahmeef-
fekte – Haushalte erhalten Subventionen, obwohl sie das 
umweltfreundliche Produkt auch ohne Förderung gekauft 
hätten. Eine Subvention dieser inframarginalen Haushal-
te erhöht nicht die Anzahl der insgesamt gekauften um-
weltfreundlichen Produkte. Studien zeigen, dass 50 % 
bis 75 % der Empfänger von Subventionen für E-Mobilität 
auch ohne Förderung gekauft hätten (Bhardwaj & Axsen, 
2025; Chen et al., 2021). Ähnliche Effekte gibt es bei Ener-
gieeffizienzmaßnahmen (Boomhower & Davis, 2014).

Gleichzeitig werden dadurch öffentliche Mittel gebunden 
und ein Teil der marginalen Haushalte, also die Haushal-
te, bei denen die Subvention eine Wirkung entfaltet hät-
te, gehen leer aus. Das oft eingesetzte Windhundprinzip 
verstärkt diesen Effekt, da umweltbewusste und gut situ-
ierte Haushalte oft frühzeitig über Förderungen informiert 
sind, damit schneller reagieren und Förderungen abgrei-
fen können (Allcott et al., 2015). Einkommensschwache 
Haushalte, die am meisten profitieren würden, erreichen 
die Subventionen oft nicht. Finanzielle Hürden und unzu-
reichende Informationen führen dazu, dass wohlhaben-
de Haushalte stärker in Umwelttechnologien investieren 
(Ameli & Brandt, 2015). Dies verstärkt Ungleichheit, da 
ärmere Haushalte aufgrund fehlender Zeit oder Fehlinfor-
mationen Fördermöglichkeiten seltener nutzen (Lindén et 
al., 2006; Byrne & Martin, 2021).
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Zwei Lösungsvorschläge: Tagging und Screening

Die ökonomische Forschung bietet insbesondere zwei 
Lösungsvorschläge, um Effizienzverluste aus Mitnahme-
effekten zu reduzieren. Beim sogenannten Tagging nutzt 
man spezifische, beobachtbare Informationen wie Sozi-
alhilfeempfängerstatus, Arbeitslosenstatus, oder Einkom-
mensgrenzen, um die Förderung nur für eine spezifische 
Haushaltsgruppe zur Verfügung zu stellen (siehe z. B. 
Akerlof, 1978). Eine solche Einschränkung setzt jedoch 
voraus, dass Behörden ausreichend Informationen haben 
und ist teilweise mit hohen administrativen Kosten ver-
bunden, die den Ansatz oft unpraktikabel oder ineffizient 
machen (Fowlie et al., 2018). Zudem entstehen potenzielle 
Kosten für die Vermeidung von Fehlangaben und strategi-
schem Verhalten zur unrechtmäßigen Erlangung von Sub-
ventionen (Mankiw et al., 2009). Außerdem kann Tagging 
nur beobachtbare Merkmale mit Inframarginalität korre-
lieren, was zu einer ungenauen Selektion führt.

Wir betrachten daher eine indirekte Lösung, das 
Screening. Dieses Prinzip basiert darauf, die Förde-
rung so zu gestalten, dass inframarginale Antragsteller, 
die nicht auf die Förderung angewiesen sind, von sich 
aus auf die Förderung verzichten. Dabei werden expli-
zit nicht-monetäre Kosten, insbesondere Wartezeiten 
eingeführt, die Haushalte auf sich nehmen müssen, 
um die Förderung zu erhalten (Spence, 1978). Dworcz-
ak (2023) untersucht ein stilisiertes Problem, bei dem 
ein Designer ein festes Budget an Individuen mit un-
terschiedlichen, privat beobachteten Grenzwerten für 
Geld verteilt und Selektion durch nicht näher spezifi-
zierte nicht-monetäre Kosten erreicht werden. Alatas 
et al. (2016) analysieren die Selektion für das indonesi-
sche Conditional Cash Transfer-Programm und zeigen, 
dass Antragskosten inframarginale Individuen davon 
abhalten können, sich zu bewerben.

Bei der Anwendung von Screening wäre, wenn man 
die Förderung erhalten möchte, der Kauf oder die Nut-
zung des Produktes z. B. erst nach einer bestimmten 
Wartezeit (z. B. 3 Monate) möglich (Globus-Harris, 
2020). Dies schafft Anreize für inframarginale Haushal-
te einen Direktkauf zu tätigen, ohne die an Wartezeit 
gekoppelte Subvention in Anspruch zu nehmen. Da-
durch bleibt mehr Budget für diejenigen, die auf die 
Förderung angewiesen sind oder die das Produkt nur 
mit Förderung kaufen würden. Diese müssen zwar je 
nach Implementierung potenziell etwas länger war-
ten, erhalten die Förderung aber mit einer größeren 
Wahrscheinlichkeit. Ein weiterer Vorteil dieser Selbst-
selektion ist, dass keine zusätzlichen administrativen 
Kosten anfallen. Im Gegensatz zu Tagging ermöglicht 
Screening eine präzise Selektierung.

Zeckhauser (2021) zeigt, dass Wartezeiten bereits im 
Gesundheitswesen zur Selektion genutzt werden. Glo-
bus-Harris (2020) untersucht deren Anwendung auf 
Umweltförderungen, wobei die optimale Wartezeit über 
Wohlfahrtseffekte bestimmt wird. Caspari (2025) erwei-
tert diesen Ansatz durch eine Wartezeitauktion, in der 
Antragsteller:innen ihre Wartebereitschaft bieten. Da-
durch kann die Subvention gezielt an Haushalte mit ho-
hem Zahlungsbedarf vergeben werden, was die Effizienz 
steigert (DeShazo et al., 2017).

Verbreitung von Tagging und Screening in deutschen 
Förderprogrammen

Förderprogramme für Solaranlagen und Lastenrä-
der sind inzwischen weit verbreitet. Im Rahmen ei-
ner systematischen Recherche öffentlich zugänglicher 
Förderprogramminformationen (Stand: 21. Februar 2025) 
wurden für 63 Städte mit Balkonkraftwerksförderung und 
114 Städte mit Lastenradförderung die jeweiligen Förder-
bedingungen sowie die Kontaktdaten der zuständigen 
Programmleitungen zusammengetragen. Abbildung 1 
zeigt dabei, dass die meisten Förderungen ohne weiter-
gehende Voraussetzungen zugänglich sind. Bei Balkon-
kraftwerken beispielsweise wird in 56 % der Fälle ein Pau-
schalbetrag pro Antrag gewährt. Weitere 25 % orientieren 
sich an der Anzahl der verbauten Module oder an der 
Leistung (in Watt), und 16 % der Programme arbeiten mit 
einem festen Kostenanteil, der jedoch auf Beträge zwi-
schen 200 und 750 Euro gedeckelt ist. Nur in Heidelberg 
und Ludwigsburg sind explizite soziale Kriterien vorgese-
hen („Tagging“): Empfänger:innen von Sozialleistungen 
können dort einen Nachweis (Heidelberg-Pass oder Lud-
wigsburg-Card) vorlegen und erhalten daraufhin einen 
höheren Förderbetrag.

Screening mit Ungeduld

Unser theoretischer Bezugsrahmen stützt sich maßgeb-
lich auf Globus-Harris (2020) und geht von einer Insti-
tution (z. B. einer Stadt) mit einem fixen Budget aus, die 
den Kauf eines umweltfreundlichen Produkts durch För-
derungen anregen möchte. Unter den förderbaren Haus-
halten werden drei Konsumententypen unterschieden: 
inframarginale und marginale Konsument:innen, sowie 
Nichtkäufer:innen. Inframarginale Konsument:innen kau-
fen das umweltfreundliche Produkt auch ohne Förde-
rung. Marginale Konsument:innen steigen erst ab einer 
bestimmten Förderhöhe in den Kauf ein und würden das 
Produkt ohne Subvention nicht erwerben – unabhängig 
davon, ob ihnen die finanziellen Mittel fehlen oder sie die-
se nicht aufbringen wollen. Nichtkäufer:innen investieren 
selbst dann nicht in das Produkt, wenn eine Förderung 
angeboten wird, weil ihnen der Nutzen zu gering erscheint 
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Abbildung 1
Förderprogramme für Balkonkraftwerke nach 
Kategorien

Quelle: eigene Darstellung.

oder die Subvention unterhalb ihrer Mindestanforderun-
gen liegt.

Ein zusätzlicher Kauf im Vergleich zur Situation oh-
ne Förderung entsteht ausschließlich bei marginalen 
Konsument:innen. Sinkt jedoch die Förderung unter ei-
nen bestimmten Wert, werden diese Konsument:innen zu 
Nichtkäufer:innen. Somit ist eine zentrale Frage, wie sich 
Förderung so ausgestalten lässt, dass möglichst viele zu-
sätzliche Käufe ausgelöst werden, ohne dass das knappe 
Budget an überwiegend inframarginale Konsument:innen 
geht.

Als Benchmark dient ein Szenario, in dem die Institution 
alle Haushalte perfekt nach Konsumententyp unterschei-
den kann. In diesem Idealfall wäre es optimal, ausschließ-
lich marginale Haushalte zu subventionieren, da nur diese 
die gesamte Anzahl an gekauften Produkten erhöhen. In 
der Realität sind allerdings oft nur begrenzte Informatio-
nen verfügbar, weshalb das sogenannte Tagging – bei-
spielsweise eine gezielte Förderung von Rentner:innen 
oder Sozialhilfeempfänger:innen, da solche Gruppen oft 
durch geringeres Einkommen vermutlich eher marginale 
Haushalte sind – zwar wirksam, aber mitunter mit hohen, 
teils prohibitiven, administrativen Aufwänden verbunden 
sein kann. In der weiteren Analyse betrachten wir also den 
Fall, dass gezielte Förderungen nur eingeschränkt mög-
lich sind.

Eine wirkungsvolle Alternative kann das Screening bie-
ten. In dieser indirekten Fördergestaltung, bei der sich 
Haushalte durch Beantragen oder nicht Beantragen der 
Förderung „outen“, werden keine Informationen über ein-
zelne Haushalte benötigt. Vielmehr wird durch präzises 
Design der Förderung erreicht, dass verschiedene Kon-
sumentengruppen die intendierte Wahl treffen. Ein Mittel, 
um das zu erreichen, sind Wartezeiten, wie sie beispiels-
weise bei der „zeitlichen Diskriminierung“ eingesetzt 
werden.

Mit festen Wartezeiten lässt sich eine zeitliche Diskrimi-
nierung realisieren. Dabei kann der Kauf oder die Nutzung 
des Produkts erst nach einer festgelegten Wartezeit erfol-
gen, wenn man die Fördergelder erhalten möchte. Unge-
duldige Konsument:innen entscheiden sich in der Regel 
dafür, ohne Förderung zu kaufen, wohingegen margina-
le Konsument:innen häufig bereit sind, eine Wartezeit in 
Kauf zu nehmen, um eine höhere Förderung zu erhalten. 
Die Wartezeit fungiert somit als impliziter Preis, der eine 
Selbstselektion ermöglicht und einer Preisdiskriminierung 
zweiten Grades entspricht.

Einführung einer Wartezeitauktion

Ein noch differenzierteres Screening-Verfahren wird in 
Caspari (2025) beschrieben. In der Wartezeitauktion wäh-
len Bewerber:innen an bestimmten Stichtagen zwischen 
unterschiedlichen Wartefristen (z. B. sofort, ein Monat, 
drei oder sechs Monate). Analog zum Windhundverfah-
ren wird der Zuschuss dabei nicht an die schnellsten, 
sondern an die geduldigsten Bieter:innen vergeben — 
bei gleichem Gebot entscheidet die Einreichfrist — bis 
das Budget erschöpft ist; die Wartezeit richtet sich nach 
dem höchsten erfolglosen Gebot und entspricht so einer 
Zweitpreisauktion.

Die Wartezeitauktion besitzt eine Reihe vielversprechen-
der Eigenschaften. So kann sie unabhängig von den ver-
fügbaren Informationen der Haushalte implementiert wer-
den. Zudem erweist sich, dass bereits ein geringer Auf-
wand bei Antragstellung inframarginale Konsument:innen 
abschrecken kann, was genügt, um die Wartezeit im 
Gleichgewicht auf null zu reduzieren – ein Ergebnis, das 
mit vorab festgelegten Wartezeiten nicht erzielt werden 
kann. Allerdings muss die praktische Umsetzbarkeit die-
ser Auktion gegenüber festen Wartezeiten noch gezeigt 
werden. Praktische Aspekte für eine Umsetzung:

•	 Maximalgebot: Um sicherzustellen, dass die Förderung 
zeitnah ausgezahlt wird, kann es sich in der Praxis loh-
nen, ein Maximalgebot festzulegen. Dabei gilt: Je hö-
her das erlaubte Maximalgebot, desto effizienter das 
Screening. Umgekehrt entspricht eine Wartezeitaukti-
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je Antrag
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on mit einem Maximalgebot von null theoretisch dem 
Status quo des „Windhundverfahrens“.

•	 Bieterkaution: Parallele Einführung eines zweiten För-
derpaktes ohne Wartezeit aber mit geringem Förder-
volumen. Wer in der Auktion nicht erfolgreich ist, ver-
liert den Anspruch auf die Förderung aus diesem Paket 
und kann von zukünftigen Auktionen ausgeschlossen 
werden. Dies wirkt wie eine „Bieterkaution“, um nicht 
ernsthafte Gebote zu verhindern.

„Second-best“-Lösungen

Auch wenn das in der Theorie beschriebene Benchmark-
Szenario – eine perfekte Trennung zwischen inframargi-
nalen und marginalen Haushalten – selten vollständig 
umsetzbar ist, bestehen praktikable „second-best“-Lö-
sungen. Diese können Effizienzlücken verringern, ohne 
tiefgreifende Änderungen an bereits etablierten Förder-
strukturen vorzunehmen.

Implizite oder induzierte Wartezeiten: In manchen Städ-
ten ist das Förderbudget so knapp bemessen, dass die 
Programme unmittelbar nach ihrem Start ausgeschöpft 
sind. Dadurch entsteht eine „implizite Wartezeit“ bis zur 
Neuauflage, die in der Regel erst im darauffolgenden Jahr 
erfolgt. Darüber hinaus lassen sich Wartezeiten auch ge-
zielt herbeiführen, z. B. durch eine zeitliche Verschiebung 
der Budgets. Ein Ansatz besteht darin, das verfügbare 
Förderbudget von Jahresanfang an das Jahresende zu 
verschieben oder über das Jahr verteilt bereitzustellen 
(z. B. quartalsweise). Infolgedessen stehen zu Jahres-
beginn weniger verfügbare Mittel zur Verfügung, sodass 
mehr Antragstellende frühzeitig auf Wartelisten gesetzt 
werden und dort länger verbleiben. Dies „induziert“ län-
gere Wartezeiten und könnte ungeduldige, inframarginale 
Konsument:innen dazu veranlassen, das Produkt ohne 
Förderung zu kaufen.

Wartelisten: Einige Kommunen führen Wartelisten 
für Haushalte, die im laufenden Förderzeitraum auf-
grund begrenzter Jahresbudgets nicht mehr berück-
sichtigt werden können. Aktuell dienen diese Listen 
häufig nur als Informationsinstrument, um potenzielle 
Antragsteller:innen bei neuen Förderperioden zu be-
nachrichtigen. Durch eine gezielte Priorisierung der be-
reits Wartenden ließe sich allerdings eine Selektion nach 
Ungeduld erreichen: Wer bereit ist, längere Wartezeiten 
in Kauf zu nehmen, und daher vermutlich eher bedürftig 
ist, bekäme bevorzugt eine Förderung im nächsten Pro-
grammzyklus.

Beide Ansätze – induzierte Wartezeiten und Wartelis-
ten – erfordern lediglich „minimal-invasive“ Anpassungen 

(Sönmez, 2023) bestehender Förderprogramme. Auch 
wenn sie nicht das Effizienzniveau des idealen Falles er-
reichen, können sie die Mittel zielgerichteter einsetzen 
und zusätzliche Käufe bei marginalen Haushalten auslö-
sen.

Fazit

Aktuelle Förderprogramme für nachhaltige Produkte sind 
oft ineffizient, da sie ohne gezieltes Targeting sowohl in-
framarginale als auch marginale Haushalte subventionie-
ren. Dies führt dazu, dass öffentliche Mittel nicht optimal 
genutzt werden und Haushalte, die auf die Förderung 
angewiesen sind, leer ausgehen. Trotz umfangreicher De-
batten gibt es keinen klaren Konsens unter Forschenden 
und politischen Entscheidungsträger:innen darüber, wie 
Subventionen gezielter und wirksamer gestaltet werden 
können.

Während Tagging in der Praxis Anwendung findet, ist es 
aufgrund hoher administrativer Kosten und der begrenz-
ten Korrelation mit Inframarginalität oft unzureichend. An-
gesichts dieser Herausforderungen erscheint Screening 
als vielversprechender Ansatz, insbesondere durch den 
Einsatz nicht-monetärer Kosten wie Wartezeiten. Obwohl 
die grundlegenden theoretischen Mechanismen gut ver-
standen sind, wurde ihre praktische Umsetzung bislang 
kaum getestet.

Wartezeitauktionen und andere Screening-Mechanismen 
bieten das Potenzial, die Treffsicherheit von Förderpro-
grammen zu erhöhen und administrative Kosten zu sen-
ken. Zukünftige Pilotstudien und Praxistests sollten daher 
gezielt untersuchen, wie sich diese Konzepte in beste-
hende Förderstrukturen integrieren lassen, um eine effizi-
ente und gerechte Mittelvergabe sicherzustellen.
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finanzielle und humanitäre Hilfe. Während Europa insgesamt mehr Hilfe mobilisiert hat als 
die USA, bleiben die USA als größter Geber militärischer Unterstützung leicht in Führung. 
Die Hilfe ist weiterhin ungleichmäßig verteilt: Die baltischen und nordischen Staaten leisten 
im Verhältnis zum BIP einen überproportionalen Beitrag, während größere Volkswirtschaften 
oft deutlich dahinter zurückbleiben. Zwei wichtige Trends zeichnen sich ab: Die Bedeutung 
Europas wächst inmitten der Unsicherheit über die Unterstützung durch die USA und der 
Anteil der direkt von der Industrie beschafften Militärhilfe steigt.
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Die internationale Unterstützung für die Ukraine steht seit 
nunmehr über drei Jahren im Rampenlicht der Weltpolitik 
und ist Gegenstand anhaltender Debatten. Seit Beginn 
des russischen Angriffskrieges unterstützen zahlreiche 
Länder die Ukraine mit militärischen, finanziellen und hu-
manitären Hilfen. Im vierten Kriegsjahr und mit Blick auf 
die volatile internationale Lage scheint es geboten, die in-
ternationalen Hilfen für die Ukraine zu quantifizieren und 
aktuelle Entwicklungen herauszuarbeiten.

Der Kiel Institute Ukraine Support Tracker (UST, o. D.) von 
Trebesch et al. (2023, 2025) dokumentiert seit 2022 na-
hezu alle Unterstützungsleistungen, die die Ukraine zur 
Verfügung gestellt bekommt. Im UST wird zwischen mili-
tärischen, finanziellen und humanitären Leistungen unter-
schieden. Erfasst werden 42 Geberländer, darunter alle 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU), die verblei-
benden G7-Staaten (die USA, das Vereinigte Königreich, 

Japan, Kanada), Australien, Südkorea, die Türkei, Norwe-
gen, Neuseeland, die Schweiz, China, Taiwan, Indien und 
Island sowie die EU-Institutionen. Eingang in den Daten-
satz finden ausschließlich staatliche und EU-Hilfen, die 
zumeist von offiziellen Quellen bestätigt wurden. Mangels 
vergleichbarer Daten verzichten wir auf das Quantifizieren 
privater Spenden oder Zuwendungen internationaler Or-
ganisationen.1

Auf Grundlage dieses Datensatzes und unserer letzten 
Veröffentlichungen (Trebesch et al., 2023, 2025; Irto et al., 
2025; Bomprezzi et al., 2025) wird zunächst ein deskripti-
ver Überblick über die internationale Hilfe für die Ukraine 
gegeben. Anschließend werden zwei Trends aufgezeigt, 
die sich in den vergangenen Jahren herauskristallisiert ha-
ben: Die zunehmende Führungsrolle Europas bei der Un-
terstützung der Ukraine und der zunehmende Anteil von 
direkt beschafften Militärgütern an der Militärhilfe für die 
Ukraine.

1	 In unserem Datensatz (Trebesch et al., 2025) unterscheiden wir zwi-
schen Commitments und Allocations. In der Regel kündigen Geber-
länder zunächst einen Betrag an, mit dem sie die Ukraine unterstützen 
wollen – diesen erfassen wir als Commitment. Anschließend werden 
Teile dieser Zusage für konkrete Maßnahmen freigegeben, etwa für die 
Lieferung von Waffen oder den Start eines humanitären Projekts. Der 
entscheidende Unterschied zwischen beiden Kategorien liegt also da-
rin, ob die Mittel bereits in spezifische Hilfsmaßnahmen überführt wur-
den. Ist das der Fall, erfassen wir diese Beträge als Allocations. Na-
turgemäß kommt es häufig zu einer großen numerischen Diskrepanz 
zwischen beiden Metriken – in diesem Beitrag verwenden wir letztere, 
die Allocations, da sie als Stellvertretervariable für tatsächliche Lie-
ferungen fungiert. Für mehr Details siehe die Dokumentation unseres 
Datensatzes (Trebesch et al., 2025) in Trebesch et al. (2023). Die für 
diesen Beitrag verwendete Version des Datensatzes dokumentiert alle 
bis einschließlich Februar 2025 angekündigten Hilfen. Trebesch et al. 
(2024) liefert eine Dokumentation des Datensatzes.
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Die 20 größten Unterstützer der Ukraine, gemessen an absoluten Werten. 
Betrachtet werden allokierte Unterstützungsleistungen zwischen Januar 
2022 und Februar 2025. EU-Institutionen meint die Kommission und den 
Rat.

Quelle: Trebesch et al. (2025).

Abbildung 1
Unterstützung in absoluten Werten
in Mrd. Euro

Kumulierte Ukraine-Hilfen (Januar 2022 bis Februar 2025) im Verhältnis 
zum BIP (2021) der Top 20 Länder.

Quelle: Trebesch et al. (2025).

Abbildung 2
Unterstützung relativ zur Wirtschaftsleistung
in % des BIP

Wer hilft der Ukraine – und in welchem Umfang?

Der Ukraine wurden seit Kriegsbeginn Unterstützungs-
leistungen in Höhe von insgesamt 275,4 Mrd. Euro zuge-
sagt, wobei sich die jährlichen Beträge auf einem weitge-
hend ähnlichen Niveau bewegten; 48 % (132,1 Mrd. Euro) 
entfielen dabei auf militärische, 45 % (123,2  Mrd.  Euro) 
auf finanzielle und 7 % (20,1 Mrd. Euro) auf humanitäre 
Hilfe.

Primär stammt die Unterstützung von europäischen und 
nordamerikanischen Ländern sowie von Japan und Aus-
tralien. In absoluten Zahlen sind die USA mit 114,6 Mrd. 
Euro weiterhin der mit großem Abstand wichtigste Un-
terstützer der Ukraine. Die wichtigsten europäischen 
Unterstützer sind die EU-Institutionen (52,1 Mrd. Euro), 
Deutschland (17,3 Mrd. Euro), das Vereinigte Königreich 
(15,2 Mrd. Euro) und Dänemark (8,6 Mrd. Euro). Andere 
große nichteuropäische Unterstützer sind Japan mit 10,5 
Mrd. Euro und Kanada mit 10,3 Mrd. Euro (Abbildung 1).

Vergleiche, die auf absoluten Werten beruhen, hängen 
naturgemäß stark von der wirtschaftlichen Leistungs-
fähigkeit der jeweiligen Länder ab – größere Volkswirt-
schaften können mit weniger Aufwand mehr Unterstüt-
zung bereitstellen. Um diese systematische Verzerrung 
zu korrigieren, normalisieren wir die kumulierten Hilfen 
der vergangenen drei Jahre anhand des jeweiligen Vor-
kriegsbruttoinlandsproduktes. Demnach haben die balti-
schen Staaten im Schnitt 1,9 %, und die skandinavischen 

Länder 1,3 %2 ihres BIP des Jahres 2021 an Hilfen für 
die Ukraine bereitgestellt, das Vereinigte Königreich und 
Deutschland hingegen nur 0,52 % und 0,44 %. Frankreich 
(0,19 %), Italien (0,12 %) und Spanien (0,11 %) liegen sogar 
deutlich dahinter. Selbst nichteuropäische Länder wie Ja-
pan (0,23 %), die USA (0,53 %) oder Kanada (0,56 %) ha-
ben gemessen an ihrer Wirtschaftsleistung mehr allokiert 
als einige der genannten großen europäischen Volkswirt-
schaften (Abbildung 2).

Zudem variiert die Komposition der Unterstützung stark. 
Während die EU-Institutionen und die Schweiz aus-
schließlich humanitäre und finanzielle Hilfen bereitstel-
len, reicht der Anteil der Militärhilfen bei anderen Gebern 
von einstelligen Prozentwerten bei Japan und Südkorea, 
über 56 % für die USA bis hin zu 89 % für Dänemark. Für 
Deutschland liegt dieser Anteil bei 73 % (Abbildung 1).

Innerhalb der EU scheinen die von den EU-Institutionen 
bereitgestellten Hilfen, die zu 95 % aus Finanzhilfen be-
stehen, die von den Mitgliedstaaten bereitgestellten Mi-
litärhilfen zu komplementieren. Während Finanzhilfen 
bei Nicht-EU-Staaten ca. 43 % aller Hilfen ausmachen, 
liegt diese Zahl für die bilateralen Hilfen der EU-Staaten 
mit 9 % deutlich niedriger. Zählt man jedoch die von EU-
Institutionen bereitgestellten Mittel hinzu, so machen die 
Finanzhilfen an den von den EU-Staaten und Institutionen 
bereitgestellten Hilfen 47 % aus.

2	 Wir berechnen das ungewichtete arithmetische Mittel.
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Aktuelle Trends

Europa übernimmt die Führungsrolle von den USA

Unter der neuen US-Administration erscheinen zukünfti-
ge US-Hilfen für die Ukraine zunehmend unsicher – das 
letzte amerikanische Hilfspaket für die Ukraine wurde im 
Januar 2025 unter der Biden-Administration angekündigt. 
Die aktuelle Administration stoppte im März 2025 sogar 
kurzzeitig die Auslieferung dieser schon beschlossenen 
Hilfen (Tagesschau.de, 2025a) und die Übermittlung von 
Geheimdienstinformationen (Tagesschau.de, 2025b). Seit 
Beginn des Krieges hat Europa insgesamt mehr Hilfen al-
lokiert als die USA (Abbildung 3), nicht zuletzt wegen der 
politischen Blockade im US-Kongress ab 2023. Somit hat 
Europa bis Februar 2025 insgesamt 23,2 Mrd. Euro mehr 
an Unterstützung für die Ukraine mobilisiert als die Verei-
nigten Staaten. Bei ausschließlicher Betrachtung der Mili-
tärhilfen liegen die USA allerdings weiterhin rund 1,1 Mrd. 
Euro vor Europa.

Können die europäischen Unterstützungen die US-Hilfen 
ersetzen?

Wenn die US-Hilfen erneut, und ähnlich wie während des 
politischen Patts im Kongress, stagnieren, stellt sich die 
Frage, ob Europa in der Lage wäre, diese qualitativ und 
quantitativ zu ersetzen. Irto et al. (2025) erörtern diese Fra-
ge aus einer fiskalischen und militärischen Perspektive:

Um das aktuelle Unterstützungsniveau im Falle ausblei-
bender US-Hilfen aufrecht zu erhalten, müsste Europa 

seine jährlichen Hilfen in absoluten Zahlen von 44 Mrd. 
Euro auf 82 Mrd. Euro erhöhen. Aktuell wendet es jähr-
lich ca. 0,1 % seines BIP zur Unterstützung der Ukraine 
auf bei stark heterogener Verteilung innerhalb Europas. 
Um das Niveau von 82 Mrd. Euro zu erreichen, müss-
te dieser Anteil auf 0,21 % steigen. Die baltischen und 
skandinavischen Länder sowie Polen und die Nieder-
lande erreichen dieses Ziel bereits; Dänemark, Estland, 
Lettland und Litauen leisten sogar das Zweifache. Alle 
anderen europäischen Volkswirtschaften bleiben je-
doch, teils deutlich, hinter dieser Marke zurück. Insbe-
sondere käme es beim Ersetzen der US-Hilfen auf die 
fünf großen europäischen Volkswirtschaften und die 
EU-Institutionen an. Wenn diese ihre Unterstützung auf 
jeweils 0,21 % des jährlichen BIP erhöhen würden, so 
wäre das Ziel nahezu erreicht, die verbleibenden euro-
päischen Volkswirtschaften müssten lediglich zusätzli-
che 2,5 Mrd. Euro aufbringen. Deutschland, das bislang 
jährlich 0,13 % des eigenen BIP bereitgestellt hat, müss-
te die eigenen jährlichen Ukraine-Hilfen von 6 Mrd. Euro 
auf 9 Mrd. Euro erhöhen.

Die bislang für die Ukraine mobilisierten Hilfen fallen im 
historischen Vergleich moderat aus. Die EU-Institutionen 
und Mitgliedstaaten haben mit aktuell 117,8 Mrd. Euro 
beispielsweise deutlich weniger Finanzmittel für die Uk-
raine bereitgestellt, als sie während der Eurokrise (394,6 
Mrd. Euro) oder der Coronakrise (806,9 Mrd. Euro) mobili-
siert haben (Trebesch et al., 2023).

Auf militärischer Ebene ist das Ersetzen der US-Hilfen 
anspruchsvoller, aber zumeist lösbar. Die europäische 
Rüstungsindustrie bietet für nahezu alle von den USA ge-
lieferten Waffensysteme Alternativen. Insbesondere euro-
päische Kampfpanzer und Haubitzen sind bereits heute 
im Einsatz. Die stärkste Abhängigkeit von US-Produkten 
besteht bei Raketenartillerie (86 % der Systeme), und bei 
weitreichenden Flugabwehrsystemen (70 %). Die von den 
USA aktuell bereitgestellten Geheimdienstinformationen 
sind kurzfristig vermutlich kaum zu ersetzen, da es Euro-
pa an der digitalen, satellitengestützten und nachrichten-
dienstlichen Infrastruktur fehlt.

Militärhilfen werden direkt bei der Industrie beschafft

Die von den internationalen Unterstützerstaaten gelieferte 
militärische Unterstützung stammte zu Beginn des Krieges 
zumeist aus den nationalen Beständen, die sich seitdem 
stark verringert haben (Bomprezzi et al., 2025). In Abbil-
dung 4 ist sichtbar, wie die Geberländer vermehrt begon-
nen haben, die gelieferten Waffen direkt von der Industrie 
zu beschaffen: Über die letzten drei Jahre hat sich dieser 
Anteil von 27 % (2022) kontinuierlich auf 61 % (2024) erhöht. 
Der Beschaffungsanteil innerhalb der deutschen Militärhil-

Europa umfasst alle EU-Mitgliedstaaten, die EU-Institutionen (Kommis-
sion und Rat) sowie Island, Norwegen, die Schweiz und das Vereinigte 
Königreich.

Quelle: Trebesch et al. (2025).

Abbildung 3
Dynamik der Unterstützung: kumulierte Allokationen 
nach Monat, Februar 2022 bis Februar 2025
in Mrd. Euro
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fen lag stets über diesem Trend und hat sich ebenfalls von 
54 % auf 96 % erhöht.

Militärhilfen werden vermehrt multilateral organisiert

Die zunehmende Relevanz von Beschaffungen geht mit 
einem Anstieg multinationaler Initiativen einher, mit denen 
Staaten ihre Rüstungsprojekte besser zu koordinieren 
versuchen. Wenngleich ein überwiegender Teil der Mili-
tärhilfen weiterhin bilateral organisiert wird, lässt sich ein 
mehrheitlich europäisch organisierter Anstieg der multila-
teralen Beschaffungsinitiativen verzeichnen. Dieser Trend 
ist auch im Kontext des EU-Ziels relevant, bis 2030 rund 
40 % der Verteidigungsgüter gemeinsam innerhalb der 
Union zu beschaffen (Europäische Kommission, 2024). 
Er umfasst sowohl kurzfristige Ad-hoc-Projekte als auch 
langfristig institutionalisierte Mechanismen. Ergänzt wird 
dies durch ein weiteres Modell: Den direkten Ankauf 
von Rüstungsgütern bei ukrainischen Herstellern – bis-
lang jedoch mit einem marginalen Volumen von rund 
1,3 Mrd. Euro (<2 % der Beschaffungen).

Fazit

Unsere datengestützte Analyse offenbart mehrere wichti-
ge Erkenntnisse über die internationale Unterstützung für 
die Ukraine. Erstens: Obwohl sich Europa als führender 
Unterstützer etabliert hat, wären erhebliche finanzielle 
Anstrengungen erforderlich, um die US-Hilfen quantita-
tiv zu ersetzen – insbesondere von den fünf großen eu-
ropäischen Volkswirtschaften. Zweitens sind die Geber-
länder im vierten Jahr des Krieges zunehmend durch die 
Erschöpfung ihrer militärischen Bestände eingeschränkt, 
sodass sie vermehrt auf Beschaffungen durch die Rüs-
tungsindustrie angewiesen sind – ein Trend, der sich be-
sonders deutlich in Deutschland zeigt. Aus diesen Trends 
wird evident: Wenn die Unterstützung für die Ukraine in 
den kommenden Jahren aufrechterhalten werden soll, 
müssen die europäischen Länder sowohl ihre Haushalts-
beiträge für die Ukraine erhöhen als auch die langfristigen 
Investitionen in die Kapazitäten der Verteidigungsindus
trie beschleunigen.
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Abbildung 4
Herkunft militärischer Hilfe aller Geberländer – 
Beschaffungen vs. Bestände
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Title: Comparative Analysis of International Support for Ukraine – Recent Insights
Abstract: Using data from the Kiel Institute Ukraine Support Tracker, we quantify aid allocations from 42 donor countries and institutions 
to Ukraine, disaggregated into military, financial and humanitarian aid. While Europe has mobilised more total aid than the US, the US 
remains slightly ahead as the largest military donor. Overall Ukraine has received 275.3 billion euro in bilateral aid, but support is moder-
ate in historical comparison. Aid remains unevenly distributed: Baltic and Nordic states contribute disproportionately higher amounts 
relative to GDP, while larger economies often fall short. We highlight two key trends: Europe’s growing leadership role amid uncertainty 
about US support, and the rising share of military aid procured directly from industry.
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dustrie, im norddeutschen Raum (Mecklenburg-Vorpom-
mern, Schleswig-Holstein, Bremen, Hamburg sowie Nie-
dersachsen) in den kommenden zwanzig Jahren zu einem 
durchschnittlichen Rückgang des Produktionswerts über 
alle Regionen hinweg führen. Die Stahl- und Kupferindus-
trie wären ebenfalls von leicht negativen Effekten betrof-
fen. Dagegen könnten das Baugewerbe sowie das übrige 
Verarbeitende Gewerbe leicht von erhöhten Investitionen 
in den Ausbau von Elektrolyseanlagen, erneuerbare Ener-
gien und Netzinfrastruktur profitieren (Abbildung 1).

Regional betrachtet ergeben sich allerdings unterschiedli-
che Gesamtwirkungen (siehe auch Sacht, 2024). In Meck-
lenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein überwie-
gen aufgrund einer erhöhten Investitionstätigkeit im Zuge 
des Ausbaus der Erzeugung von erneuerbaren Energie-
trägern und der damit einhergehenden Verringerung des 
Strompreises die positiven Impulse, sodass Bruttoin-
landsprodukt (BIP) und Beschäftigung dort ansteigen. 
Negative Auswirkungen auf beide Größen ergeben sich 
jedoch für Bremen, Hamburg und Niedersachsen.

Die Produktion und Nutzung von Wasserstoff ist von einer 
weitreichenden Regulatorik betroffen, die zu großen Un-

Im Zuge der Energiewende gewinnt grüner Wasserstoff 
als emissionsarmer Energieträger und Industrieinput zu-
nehmend an Bedeutung. Insbesondere Norddeutschland 
mit seinen umfangreichen Wind- und Solarressourcen 
bietet ideale Voraussetzungen für die Erzeugung erneu-
erbaren Stroms und dessen Umwandlung in Wasserstoff. 
Eine auf Wasserstoff basierende Infrastruktur könnte in 
energieintensiven Sektoren wie Chemie, Stahl und Kup-
fer fossile Brennstoffe substituieren und so zur Erreichung 
nationaler und europäischer Klimaziele beitragen.

In dem vorliegenden Beitrag diskutieren wir die volkswirt-
schaftlichen Effekte des Ausbaus einer Wasserstoffwirt-
schaft in Norddeutschland basierend auf den Arbeitspa-
pieren von Lagemann und Sacht (2025) sowie Sacht und 
Wedemeier (2025). Die jeweiligen Simulationsergebnisse 
wurden mit dem HWWI-eigenen CGE (Computable Ge-
neral Equilibrium)-Modell hergeleitet. Die Modellannah-
men sehen vor, dass bis zum Jahr 2030 erhebliche Kapa-
zitäten für Wind- und Solarstrom aufgebaut werden, um 
Elektrolyseure durchgängig mit erneuerbarer Energie zu 
versorgen. In einem zweiten Schritt wird in den genann-
ten Industriebranchen Erdgas durch Wasserstoff ersetzt. 
Da Wasserstoff in der aktuellen Marktsituation teurer ist 
als fossiles Erdgas, entsteht zunächst eine signifikante 
Preisdifferenz, die gemäß der in den oben genannten Stu-
dien diskutierten Annahmen und präsentierten Simulati-
onsergebnisse aller Voraussicht nach auch bis 2045 nicht 
gänzlich geschlossen sein wird.

Laut den Ergebnissen der Studie von Lagemann und 
Sacht (2025) kann eine solche kostspielige Transformati-
on in der Industrieproduktion weg von der Nutzung von 
Inputfaktoren wie Erdgas hin zu Wasserstoff für die be-
troffenen Unternehmen, vornehmlich in der Chemiein-
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Wirtschaftsdienst, 2025, 105(6), 475-476

DOI: 10.2478/wd-2025-0119

Konjunkturschlaglicht

Deregulierung der Wasserstoffwirtschaft: 
Regionale Effekte in Norddeutschland

© 	 Der/die Autor:in 2025. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

	 Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft gefördert.

	 Die vorliegende Publikation ist im Zuge der Mitarbeit des HWWI an 
den Projekten „Norddeutsches Reallabor (NRL)“ (gefördert durch das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie; Förderkennzeichen 
03EWR007A-V) sowie „hydrogen for Bremen’s industrial transforma-
tion“ (hyBit) (gefördert durch das Bundesministerium für Forschung, 
Technologie und Raumfahrt; Förderkennzeichen 03SF0687A) ent-
standen.

Abbildung 1
Änderung des Produktionswerts von 2024 bis 2045 
nach Industrien1

in % 

1 ohne zusätzliche Deregulierung.

Quelle: eigene Darstellung.
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auf die restlichen drei Bundesländer Bremen (HB), Ham-
burg (HH) sowie Niedersachsen (NI) zu.

Die Transformation hin zu einer norddeutschen Wasser-
stoffwirtschaft birgt volkswirtschaftliche Belastungen 
aufgrund höherer Inputkosten, insbesondere in der ener-
gieintensiven Chemie- und Metallindustrie und führt zu 
Rückgängen von BIP und Beschäftigung. Eine strategi-
sche Deregulierung des geplanten Wasserstoffkernnet-
zes, die Netzentgelte um die Hälfte reduziert und büro-
kratische Hürden abbaut, kehrt das Bild jedoch um. Dann 
profitieren alle norddeutschen Länder von dauerhaft po-
sitiven Beschäftigungsentwicklungen. Demnach sollten 
Politik und Regulierungsbehörden die rechtlichen Rah-
menbedingungen für Netzbetrieb und -ausbau entspre-
chend gestalten und somit das volle Potenzial einer regio-
nal integrierten Wasserstoffwirtschaft heben.

Andreas Lagemann, Stephen Sacht
Hamburgisches WeltWirtschaftsInstitut (HWWI)
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sicherheiten sowohl für die Produzenten als auch für die 
Nutzer von Wasserstoff führt. Selbst wenn die rechtliche 
Situation diesbezüglich verbessert werden kann, bleibt 
eine deutliche Lücke zwischen dem zukünftigen Wasser-
stoffpreis und dem von fossilen Ressourcen bestehen. 
Es stellt sich somit die Frage, inwieweit sich eine effizi-
entere Verteilung des Wasserstoffs zwischen den nord-
deutschen Regionen volkswirtschaftlich auswirkt. Das 
geplante Wasserstoffkernnetz würde die Möglichkeit für 
eine solche Verteilung schaffen. Dies ist jedoch nur mög-
lich, wenn die rechtlichen Rahmenbedingungen einen ef-
fizienten Betrieb ermöglichen und keine übermäßigen re-
gulatorischen Hürden bestehen. Beispiele hierfür sind ei-
ne Reduzierung der bürokratischen Anforderungen für die 
Instandhaltung des Wasserstoffkernnetzes oder eine Lo-
ckerung gesetzlicher Bestimmungen, die den Ausbau des 
Wasserstoffkernnetzes aufgrund von Gerichtsurteilen be-
hindern könnten. Es wird davon ausgegangen, dass diese 
Art der Deregulierung den Wasserstoffhandel zwischen 
den norddeutschen Regionen über das entsprechende 
Kernnetz effizienter macht und somit den Handelspreis 
für Wasserstoff senkt. Lagemann und Sacht (2025) un-
terstellen demzufolge in diesem Szenario eine Reduktion 
des Entgelts für die Nutzung des Kernnetzes um 50 % ge-
genüber der derzeitigen Verteilung von Wasserstoff. Die 
folgend vorgestellten Simulationen fußen demnach auf 
der zentralen Annahme, dass das geplante Wasserstoff-
kernnetz bis 2045 auch tatsächlich realisiert wird.

Die Durchführung zusätzlicher Deregulierungsmaßnah-
men nach 2030 hat das Potenzial, zu einem (sehr) gerin-
gen konjunkturellen Aufschwung in allen norddeutschen 
Regionen zu führen, wie Abbildung 2 verdeutlicht. Der 
Grund liegt darin, dass die Preislücke zwischen Wasser-
stoff und fossilen Energieträgern durch die unterstellte 
Absenkung des Wasserstoffkernnetzentgelts im Zeitver-
lauf bis 2045 stärker abgebaut wird. In der Folge fällt die 
Energietransformation in der Produktion weniger kost-
spielig aus. Die Unterschiede in den prognostizierten Än-
derungsraten der makroökonomischen Variablen bei be-
stehender und fehlender zusätzlicher Deregulierung sind 
signifikanter Natur. Abbildung 2 verdeutlicht, dass zusätz-
liche Deregulierungsanstrengungen positivere Effekte auf 
die Beschäftigung entfalten, als wenn diese unterlassen 
werden. Ähnliche Befunde gelten auch für das BIP. Be-
zogen auf den unterstellten Untersuchungszeitraum von 
2024 bis 2045 ergeben sich zudem einheitlich positive 
Beschäftigungseffekte. Während im Basisszenario mit 
fehlender zusätzlicher Deregulierung lediglich in Meck-
lenburg-Vorpommern (MV) und Schleswig-Holstein (SH) 
Anstiege in der gesamtregionalen Beschäftigung auf-
grund verstärkter Investitionsaktivitäten in der Wasser-
stoff- und regenerative Energieproduktion zu verzeichnen 
sind, trifft dies bei Vereinfachung der Regulierung auch 

Abbildung 2
Änderung der sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigungsstellen von 2024 bis 20451

in %

1 nach Bundesländern; ohne und mit zusätzlicher Deregulierung bzw. ver-
einfachter Regulierung.

Quelle: eigene Darstellung.
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